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D as Technische Hilfswerk (THW) hat 
harte Zeiten hinter sich . Machte zunächst 
der Ex-Abgeordnete Dr. Wilhelm Nöbel im 
Juni 1990 in einer Boulevard-Zeitung 60 000 
Helfern zum Vorwurf, die Ausdehnung des 
THW in die ehemalige DDR schade der 
Entspannung, zumal kein Feindbild mehr 
existiere, so forderte der Innenminister des 
volkreichsten Bundeslandes, Nordrhein­
Westfalen , Herbert Schnoor, noch im April 
1991 ganz generell seine Auflösung . 
Die Begründung war verwunderlich: Weil 
das THW für den Verteidfgungsfall geschaf­
fen sei, müsse es weg . Dagegen sei er 
dafür, daß ein Teil des THW für Erdbeben­
Einsatz im Ausland, eingegliedert in ein 
deutsches Friedenskorps, als Spezialtruppe 
zum Einsatz komme. Mit "Auflösen und 
Aufbauen , statt Aufgabendefinition " ließe 
sich der nord rhein-westfälische Vorschlag 
beschreiben . 
Konsequenterweise stimmte NRW bei der 
Sitzung der Innen minister- und -senatoren 
Konferenz (IMK) am 3. Mai 1991 für die 
Auflösung des THW. Doch außer Schleswig­
Holstein schloß sich kein anderes Bundes­
land der Außenseitermeinung an. 14 von 16 
Bundesländern formulierten eindeutig: Das 
THW muß erhalten bleiben. Zugleich wird 
das Technische Hilfswerk auf die neuen 
Bundesländer ausgeweitet. Beim 11 . Bun­
deswettkampf des THW am 1. Juli 1991 in 
Mainz teilte der Bundesvorsitzende der 
THW-Helfervereinigung, der Bundestags­
abgeordnete Johannes Gerster, nicht ohne 
Stolz mit: 1991 werden 20, 1992 = 30 und 
1993 ebenfalls 30 neue Ortsverbände in der 
früheren DDR aufgebaut. Der Bund stellt 
hierfür 5,5 Mio. DM zur Verfügung. Mit ihm 
freute sich ein anderer, in diesem Kreis 
neuer Politiker: der rhein land-pfälzische In­
nenminister Walter Zuber, Parteifreund von 
Schnoor. Der frühere Bürgermeister und 
Landrat, Träger des THW-Helferzeichens in 
Gold mit Kranz, antwortete, nach seiner 
Haltung zum Bestand des THW gefragt, 
knapp: "unverzichtbar; ich werde für eine 
einheitliche Haltung der SPD-geführten 
Länder im Bundestag tragen." 
Da bleibt nur die Feststellung: Das Techni­
sche Hilfswerk geht guten Zeiten entgegen . 

Horst Schöttler 
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NOTFALLVORSORGE AKTUELL 

DOKUMENTATION: 
ßEVOLKERUNGSSCHUTZ IN DEUTSCHLAND -

PERSPEKTIVEN UND KONZEPTIONEN 
BIS ZUR JAHRTAUSENDWENDE? 

I n Heft 2 dieser Publikation haben wir auf 
die Zivilschutz-Konzeption des Bundesmini­
sters des Innern vom 13. Februar 1991 
hingewiesen . Nachdem in verschiedenen 
Bund-Länder-Besprechungen eine gemein­
same Position erarbeitet wurde, können wir 
unseren Lesern Sachstand und Ablauf zur 
Erarbeitung dieses Grundlagenpapiers ver­
mitteln . Der Arbeitsstand ist der 19. Juni 
1991 . 
Erfreulich ist. daß die vom Bundesministeri­
um des Innern vorgenommene Beurteilung 
der sicherheitspolitischen Lage in Europa 
und die daraus zu ziehenden Folgerungen 
von den 16 Innenministern aller Bundeslän­
derweitgehend geteilt werden. Ungeachtet 
dessen haben einzelne Länder abweichen­
de Auffassungen zu verschiedenen Fach­
themen formuliert. Dies ist gute föderalisti­
sche Tradition und somit ist der am 16. Mai 
1991 dem Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages vorgelegte Bericht nicht nur 
ein Kompromiß, sondern ein Konsenspa­
pier. Es macht sichtbar, daß Bund und Län­
der gemeinsam an der Staatsaufgabe Be­
völkerungsschutz in allen Gefahrenlagen 
arbeiten und um ihren Erfolg bemüht sind . 
Kooperation ist angesagt. Das ist gut für das 
geeinte Deutschland . Zudem gibt es nach 
Irritationen im Jahre 1990 zur Frage des 
Aufbaus des erweiterten Katastrophen­
schutzes und des Hilfeleistungssystems in 
den fünf neuen Bundesländern eine klare 
Zielvorgabe für die nächsten Jahre .. (Bitte 
beachten Sie auch das EDITORIAL in dieser 
Ausgabe). 
Der Entwicklungsprozeß des Berichts" Künf­
tige Strukturen im Zivilschutz" begann im 
Dezember 1990. 
Am 18. Dezember wurde ein vom Referat 
KN 1 erarbeiteter" Fragebogen zu Grund­
satzfragen des Zivilschutzes" an alle 16 
Bundesländer und u.a. auch die Feuerweh­
ren, die anerkannten Hilfsorganisationen und 
die ARKAT versandt. 

Der Fragebogen gliederte sich in folgende 
Abschnitte : 
1. Rechtsfragen 
2. Selbstschutz 
3. Warndienst 
4. Schutzbau 
5. Schutz von Kulturgut 
6. Aufenthaltsregelung 
7. Maßnahmen zum Schutz der Gesund­

heit 
8. Erweiterung des Katastrophenschutzes 
9. Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 

(THW) 
Diese Fragen sollten bis zum 18. Januar 
1991 beantwortet werden. Die Auswertung 
der Antworten und Stellungnahmen wurde 
durch das Bayerische Staatsministerium des 
Innern vorgenommen. Auf der Grundlage 
dieser Meinungsbildung wurde durch die 
Abteilung KN, Ref. KN 1 das Grundlagenpa­
pier des Bundesministers des Innern vorge­
legt, das wir wegen seiner Bedeutung unge­
kürzt abdrucken: 

"KÜNFTIGE STRUKTUREN 
IM ZIVILSCHUTZ 

Grundlagenpapier 
des Bundesministers des Innern 

EINLEITUNG 
Die sicherheitspolitische Lage Europas und 
insbesondere der Bundesrepublik Deutsch­
land war bis zum Jahre 1989 wesentlich von 
der Ost-West-Konfrontation und einer kon­
kret definierbaren Bedrohung aus dem Ost­
block geprägt. Inzwischen sind weitreichen­
de politische Veränderungen innerhalb des 
Ostblocks, im Verhä ltn is der militärischen 
Bündnisse zueinander und nicht zu letzt in 
Deutschland eingetreten, die aufgrund ih­
res umwälzenden Charakters die äußere 
(militärische) Risikolage der Bundesrepublik 
Deutschland verändert haben . Dies gibt 
Veranlassung, nach einer neuen Definition 
der äußeren Risiken zu suchen, denen 
Deutschland künftig ausgesetzt sein könnte 
und gegen die eine Verteidigung mit Hilfe 
militärischer wie auch zivi ler Vorkehrungen 
weiterhin erforderlich ist. 
Auf dem Gebiet der zivilen Verteidigung 
kommt den Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung wegen ihrer unmittelbaren 
Auswirkungen auf den Bürger zentrale Be-
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deutung zu . Aus diesem Grunde erscheint I 
es gerechtfertigt. den Zivilschutz an die ge­
änderten sicherheitspolitischen Gegeben­
heiten anzupassen. 
Zu diesem Zweck werden die nachfolgen­
den Grundsätze über die künftigen StruktU­
ren im Zivi lschutz vorgelegt. 

A. SITUATIONSANALYSE 

1. Folgende außenpolitisch-militärische 
Faktoren haben nach Bewertung der 
hier vorliegenden Erkenntnisse Einfluß 
auf die Struktur des Zivilschutzes: 
- Bei der sicherhe itspolitischen EntwiCk­

lung im Ost-West-Verhältnis ist es der­
zeit sehr unwahrscheinlich, daß die 
Mitte Europas in absehbarem Zeitraum 
das hauptbetroffene Gebiet eines be­
waffneten Konflikts werden könnte. 
Insbesondere ist nicht mehr anzuneh­
men, daß in Mitteleuropa schwere Ba­
den kampfhand lungen zwischen den 
einstigen Machtblöcken ausgetragen 
werden . Der Warschauer Pakt hat sei­
ne Bedeutung als militärisches BündniS 
weitgehend verloren und steht vor der 
Auflösung . 

- Die Risiken, denen sich die Bundesre' 
publik Deutschland und ihre Verbünde­
ten in Europa nunmehr gegenüberse­
hen, ergeben sich weniger aus der 
Wahrscheinlichkeit einer vorsätzlichen 
Aggression ehema liger Gegner gegen 
das Bündnisgebiet als vielmehr aus un° 
vorhersehbaren weitreichenden Folgen 
von Instabi litäten, die in einer PhaSe 
raschen und tiefgreifenden politischen 
und wirtschaftlichen Wandels entste­
hen könnten. Auch in einer nicht mehr 
von Gegnerschaft geprägten Beziehung 
muß im Sinne einer vernünftigen SI­
cherheitsvorsorge ein Gegengewicht 
zu den verbleibenden substantiellen 
militärischen Fähigkeiten der SowjetlJ· 
nion erhalten bleiben . . 

- Als sichtbares Zeichen der Verteidl' 

gungsbereitschaft und zur Wahrung der 
sicherheitspolitischen Stabilität in der 
Mitte Europas werden auf deutscher11 
Staatsgebiet künftig 370 .000 Soldaten 
der Bundeswehr und zusätzli ch ver' 
bündete Streitkräfte stationiert sein . Die 
Solidarität - bei derWahrung der unteil' 
baren Sicherheit aller Mitgliedsstaaten 
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der Nato - bleibt Grundlage der künfti­
gen Sicherheitszusammenarbeit. 

- Es kann künftig insbesondere nicht 
ausgeschlossen werden, daß Risiken 
für die Sicherheit der Verbündeten von 
anderswo ausgehen. Dies schließt 
mögliche, von außen gesteuerte oder 
angeordnete Sabotagehandlungen so­
wie gewalttätig ausgetragene ethnische 
und soziale Spannungen, die eine Mas­
senwanderung in Richtung Mitteleuro­
pa auslösen könnten, mit ein . 

2. Die Akzeptanz für Vorkehrungen gegen 
äußere (militärische) Risiken zeigt in der 
Bevölkerung seit längerer Zeit eine ab­
nehmende Tendenz. Ob die aktuellen 
Ereignisse des Krieges am Golf eine Ver­
änderung bewirken,läßt sich derzeit noch 
nicht übersehen. Die Angst vor technisch 
bedingten Risiken und Naturkatastrophen 
ist demgegenüber nach Meinun.gsum­
fragen unverändert hoch. In die Uberle­
gungen zur künftigen Struktur des Zivil­
sChutzes müssen daher auch die Ge­
fährdungen einbezogen werden, die sich 
aus technisch bedingten Unglücksfäl­
len oder aufgrund von Naturereignis­
$") ergeben können. Die Berücksichti­
gung dieses sogenannten Doppelnutzens 
ist im Interesse der Akzeptanz des Zivil­
sChutzes auch nach Auffassung der Län­
der und Kommunen besonders wichtig . 

3. Der Bedarf an erheblichen Haushaltsmit­
teln für neue und erweiterte Staatsaufga­
ben mit hoher Priorität setzen der Bereit­
stellung zusätzlicher Mittel für die Erfül­
lung der Zivilschutzaufgaben Grenzen. 

B. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 
FÜR DEN KÜNFTIGEN ZIVILSCHUTZ 
Aus den vorstehenden Ausführungen 
lassen sich zunächst die Grundsätze ab­
leiten, die allgemein für die Strukturen 
des Zivilschutzes zu gelten haben. 
1. Die dem Bund in Art . 73 Nr. 1 GG zu­

gewiesene Aufgabe des Schutzes der 
Zivi lbevölkerung bleibt auch bei verän­
derter sicherheitspolitischer Lage in 
Europa bestehen. 

2. Vorrangiges Ziel der Planungen und 
Maßnahmen des Zivilschutzes bleibt 
auch künftig die Vorsorge für einen 
Verteidigungsfa ll , daneben auch die 
Unterstützung der Maßnahmen der 
Länder zur Bewältigung friedenszeitli-
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cher Katastrophen (sog . Doppel- oder 
Mehrfachnutzen) . 

3.Bei der Anpassung der Maßnahmen 
an die neue Situation ist insbesondere 
eine verlängerte Vorwarnzeit zu be­
rücksichtigen . Es brauchen daher nicht 
alle Maßnahmen des Zivilschutzes auf 
dem bisherigen Bereitschaftsstand 
gehalten zu werden . Die volle Bereit­
schaft muß aber bei Bedarf rechtzeitig 
hergestellt werden können. 

4. Der Staat fördert die ehrenamtliche frei­
willige Mitarbeit der Bürger für ein bür­
gernahes einheitliches System der 
Gefahrenabwehr. 

5.Bündnisverpflichtungen und sonstige 
völkerrechtliche Vereinbarungen zum 
Schutz der Zivi lbevölkerung sind zu er­
füllen. 

C. DIE KÜNFTIGEN STRUKTUREN 
IM EINZELNEN 

1. Selbstschutz 
Die Aufgaben des Selbstschutzes wer­
den von den Ländern/Kommunen im 
Rahmen der Bundesauftragsverwal­
tung wahrgenommen. Eine Anderung 
dieser Regelung ist nicht erforderlich. 
Das Angebot einer Unterrichtung und 
Ausbildung über den Zivilschutz, insbe­
sondere über (im Verteidigungsfall) 
drohende Gefahren und über Schutz­
und Hilfeleistungsmöglichkeiten, zielt 
darauf ab, die Bevölkerung in die Lage 
zu versetzen, Maßnahmen zum eige­
nen Schutz treffen zu können . Wer sich 
auf freiwilliger Basis entsprechend in­
formieren und schulen lassen will, kann 
dies über den Bundesverband für den 
Selbstschutz (BVS) kostenlos realisie­
ren. 
Da im Hinblickauf die geänderte Risiko­
lage eine bewaffnete Auseinanderset­
zung auf dem Gebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland sehr unwahrschein­
lich geworden ist. besteht für die Un­
terrichtung und Ausbildung der Bevöl­
kerung hinsichtlich der V-Fall-Gefah­
ren derzeit kein vordringlicher Bedarf. 
Es reicht aus, wenn die Bevölkerung in 
der Lage ist. gegen die in Friedenszei­
ten denkbaren Gefährdungen die ge­
eigneten Maßnahmen der Selbsthilfe 
und des eigenen Schutzes zu treffen . 

Für eine künftige Rückführung der 
Selbstschutz-(Zivilschutz-)Ausbildung 
spricht auch die Tatsache, daß schon in 
der Vergangenheit trotz konkreter äu­
ßerer Risiken die Akzeptanz der Selbst­
schutz-Ausbildungsangebote nicht be­
sonders groß war. 
Die für Selbstschutzfragen zuständigen 
Kommunen/Länder sowie der Bund 
können sich im wesentlichen auf pla­
nerische Maßnahmen beschränken, um 
sicherzustellen, daß bei einer krisen­
haften Entwicklung das dann erfah­
rungsgemäß sprunghaft ansteigende 
I nformationsbedürfnis der Bevölkerung 
befriedigt werden kann. Es bleibt Auf­
gabe der Kommunen/Länder, im Rah­
men der Auftragsverwaltung dafür 
Sorge zu tragen, daß selbstschutzrele­
vanter Sachverstand entsprechend den 
neuesten Erkenntnissen vorhanden ist. 
Der Bund hat sicherzustellen, daß den 
Kommunen/Ländern aktuelle selbst­
schutzrelevante Informations- und 
Ausbildungshilfen zur Verfügung ge­
steilt werden können. 
Die vorstehenden Ausführungen gei­
ten entsprechend für den Selbstschutz 
in Behörden und Betrieben. Der Selbst­
schutz im Bereich der Bundesverwal­
tung (§ 15 Abs . 1 KatSG) bleibt hiervon 
unberührt. 

2.Warndienst 
Die Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit 
des vorhandenen, nach Erfahrungen 
des 2. Weltkrieges konzipierten, Warn­
systems ist in den letzten Jahrzehnten 
infolge der Entwicklung der Waffen­
technik und modernen Kriegsführung 
zweifelhaft geworden. Es kann nicht 
als gesichert angesehen werden, daß 
die Bevölkerung vor Angriffshandlun­
gen durch moderne Kampfflugzeuge 
und Raketen mit den vorhandenen 
Mitteln rechtzeitig und zuverlässig ge­
warnt werden kann . 
Günstiger ist die Leistungsfähigkeit des 
Systems hinsichtlich der Warnung vor 
den Auswirkungen eines Waffenein­
satzes nach dessen Eintreten zu beur­
teilen, sofern das Kommunikations-/ 
Energieversorgungsnetz (Telefon/ 
Strom) durch die moderne Kriegführung 
noch nicht zerstört und eine Gefahren-
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NOTFALLVORSORGE AKTUELL 

DOKUMENTATION: 
BEVOLKERUNGSSCHUTZ IN DEUTSCHLAND .; 

PERSPEKTIVEN UND KONZEPTIONEN 
BIS ZUR JAHRTAUSENDWENDE? 

erfassung möglich ist. Dabei spielt je­
doch der Rundfunk die maßgebliche 
Rolle, da nur die Wortdurchsagen im 
notwendigen Umfang Informationen 
enthalten . 
Der Bund wird unterdiesen Umständen 
das vorhandene Sirenensystem, das 
ohnehin aus technischen Gründen nur 
noch eine begrenzte Lebensdauer hat, 
nicht durch ein neues flächendeckendes 
Sirenensystem ersetzen, da dem er­
heblichen Aufwand nur ein sehr ein­
geschränkter Nutzen gegenüberstün­
de. Die Möglichkeiten der Rundfunk­
warnung werden unter Nutzung des 
kommunikationstechnischen Fort­
schritts verbessert. Der Bund ist deshalb 
mit Nachdruck um einen baldigen Ab­
schluß des Pilotprojekts für ein neues 
Rundfunkwarnsystem bemüht. Bei der 
nach einem erfolgreichen Abschluß des 
Pilotprojekts anstehenden Entschei­
dung über die Einführung eines neuen 
Warnsystems w ird es wesentlich auf 
eine den Zuständigkeiten von Bund und 
Ländern für die Gefahrenabwehr und 
dem Bedarf gerechte Begrenzung der 
Warnmittel ankommen. 

3.Schutzbau 
Die Bemühungen, auf freiwilliger Basis 
eine nennenswerte Versorgung der 
Bevölkerung mit Schutzplätzen zu er­
reichen, haben trotz früherer krisen­
hafter Entwicklungen und trotz staatli­
cher finanzieller Förderung nicht zum 
Erfolg geführt. Die Wiederherstellung 
von Schutzbauwerken aus dem Zwei­
ten Weltkrieg wird - von bereits lau­
fenden Maßnahmen abgesehen - der­
zeit nicht fortgeführt . 
Die Anerkennung von neuen Anträgen 
auf Errichtung öffentlicher Schutzräume 
als Mehrzweckbauten ist bis zur Ab­
wicklung des vorhandenen hohen För­
derungsvolumens ausgesetzt. Soweit 
Bürger zu ihrem eigenen Schutz Haus­
schutzräume errichten möchten, sollten 
sie auch künftig in Förderung des 
Selbstschutzgedankens durch den Staat 
finanziell unterstützt werden . 
Der Bau von Behördenschutzräumen 
dient der Aufrechterhaltung von Re­
gierungs- und Verwaltungsfunktionen 
und wird deshalb hier nicht behandelt. 
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4.Schutz von Kulturgut 
Der Bund wird seinen völkerrechtlichen 
Verpflichtungen zum Schutz des Kul­
turgutes auch künftig nachkommen . 
Die Maßnahmen werden im bisherigen 
Umfang fortgeführt. 

5.Aufenthaltsregelung 
In einer Krise und mehr noch im Vertei­
digungsfall kann es sich als notwendig 
erweisen, Maßnahmen zur Regelung 
des Aufenthaltes der Zivilbevölkerung 
zu treffen . Trotz der geänderten Risi­
kolage der Bundesrepublik Deutschland 
bleibt diese Notwendigkeit im Grund­
satz bestehen. 
Für den Bedarfsfall sind daher auch 
künftig planerische Vorbereitungen zu 
treffen . Die auf dem bisher gültigen 
Konzept der "Vorneverteidigung " be­
ruhenden Planungen von Evakuie­
rungsmaßnahmen sind hinfällig . Die 
hierzu erlassenen Aufenthaltsrichtlinien 
sind entsprechend den neuen Risiko­
analysen der neuen militärischen Ver­
teidigungskonzeption der Nato anzu­
passen, wenn diese vorliegt. 

6.Maßnahmen zum Schutz 
der Gesundheit 

a) Hilfskrankenhäuser 
Die Schaffung von Notbehandlungs­
kapazitäten in Form von Hilfskran­
kenhäusern wird derzeit nicht fort­
gesetzt. Der vorhandene Bestand 
wird unter anzustrebender Kosten­
minimierung erhalten . 

b) Sanitätsmaterialbevorratung 
Der Bund wird die bedarfsgerechte 
Bevorratung von Sanitätsmaterial 
fortführen . 
Generell wird an Arzneimitteln und 
Verbandstoffen nur noch das bevor­
ratet, was die pharmazeutische In­
dustrie nicht rechtzeitig und in aus­
reichender Menge liefern kann . Bei 
den Arzneimitteln ist die Zahl der zu 
lagernden Präparate so gering wie 
möglich zu halten. Soweit Lagerhal­
tung auch künftig notwendig bleibt, 
wird angestrebt, den verringerten 
Bestand kostengünstig und möglichst 
mietfrei in bundeseigenen Objekten 
zu lagern. 

c) Ausbildung von Schwestern­
helferinnen 
Die Ausbildungsmaßnahmen werden 
fortgeführt, um den auch künftig 
bestehenden Bedarf der Hi lfskran­
kenhäuser und der Bundeswehr an 
Pflegehilfspersonal decken zu kön­
nen. 
Um Interesse an der Ausbildung zU 
wecken, kann der besondere Nutzen 
entsprechender Kenntnisse für die 
voraussichtlich zunehmend wichtige 
häusliche Kranken- und Altenpflege 
hervorgehoben werden . Die zur Er' 
haltung der Kenntnisse notwendige 
Fortbildung ist künftig verstärkt ZU 

berücksichtigen . 

d) Ausbildung in Erster Hilfe 
Die Erste-Hi lfe-Ausbildung wird un­
verändert fortgesetzt. 

7.Erweiterung des Katastrophen­
schutzes 

a) Einführung 
Auf dem Gebiet des erweiterten Ka' 
tastrophenschutzes besteht eine 
besonders enge Verflechtung de,r 
Verantwortlichkeit des Bundes fur 

den Zivilschutz mit der Aufgabe der 
Länder, den friedenszeitlichen Kata' 
strophenschutz sicherzustellen . ES 
liegt in der Natur der Sache, daß 
hierbei auch gegenläufige Interessen 
vertreten werden . Bei der Festlegung 
der künftigen Strukturen sol lte, aUs' 
gehend von der aussch ließlichen 
Gesetzgebungskompetenz des BU~ 
des, neben bedarfsgerechten LO' 
sungen der Sachfragen auch ange­
strebt werden, daß die Interessefl' 
gegensätze sich nicht negativauS' 
wirken können. 
Die durch die Abfrage der Länder' 
meinungen zu Grundsatzfragen deS 
Zivilschutzes erkennbar gewordene 
Meinungsvielfalt insbesondere In 
Angelegenheiten des Katastrophefl' 
schutzes ist im folgenden im Rah' 
men des aus der Sicht des BundeS 
möglichen berücksichtigt. 
Zwischen Bund und Ländern bestehl 

Einvernehmen, daß der Bund if11 
Rahmen des Zivilschutzes auCP 
künftig Leistungen zur Verstärkung 
des vorhandenen Katastrophenatr 
wehrpotentials erbringen muß. 
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b) Helferstärke und Fachdienststruktur 
Von zentraler Bedeutung für die 
künftige Struktur des Katastrophen­
schutzes ist die Helferstärke, deren 
Höhe nunmehr für 16 Länder und ein 
erheblich vergrößertes Bundesgebiet 
festzu legen ist. Besonderes Augen­
merk ist dabei darauf zu richten, daß 
in den fünf neuen Ländern ein lei­
stungsfähiger Katastrophenschutz 
nicht vorhanden ist und erst unter 
großen Schwierigkeiten aufgebaut 
werden muß. Der zügige Aufbau ei­
nes erweiterten Katastrophenschut­
zes ist als Beitrag des Bundes zu 
einem wirksamen einheitlichen Ge­
fahrenabwehrsystem in den fünf 
neuen Ländern besonders bedeu~ 
sam. Da die Mittel des Bundes in den 
nächsten Jahren angesichts außer­
gewöhnlicher finanzieller Belastun­
gen begrenzt sind, erscheint es pro­
blematisch, die in den elf alten Län­
dern erreichte Helferstärke ohne jede 
Veränderung beizubehalten und sie 
in einem der Einwohnerzahl ent­
sprechenden Verhältnis auf das Bei­
trittsgebiet zu übertragen. Es wird 
sich möglicherweise nicht vermei­
den lassen, den im Beitrittsgebiet 
benötigten Anteil auch durch struk­
turelle Änderungen im alten Bun­
desgebiet sicherzustellen. 
Um eine sachgerechte und finanziell 
umsetzbare Lösung zu finden, muß 
außer der Helferstärke auch die 
Fachdienststruktur überprüft werden. 
Die Länderabfrage hat gezeigt, daß 
Reduzierungen im Bereich der Fach­
dienste akzeptiert werden. Der Bund 
wird dies aufgreifen und die ge­
nannten Fachdienste zur Diskussion 
stellen. Darüber hinaus wird eine 
Ausdünnung anderer Fachdienstein­
heiten dort in Betracht gezogen 
werden müssen, wo sich aufgrund 
der schon seit 1968 überholten 
Konzeption des früheren Luftschutz­
hilfsdienstes Potential des erweiter­
ten Katastrophenschutzes überpro­
portional konzentriert hat.. Das so 
freigesetzte Potential stünde rech­
nerisch für einen allmählichen Aufbau 
der wichtigsten Fachdienste in den 
neuen Ländern zur Verfügung . Dazu 
gehören die Fachdienste Brand­
schutzdienst, Bergungsdienst, In­
standsetzungsdienst. Sanitätsdienst. 
Betreuungsdienst und ABC-Dienst. 
Es wird eine gleichmäßige Versor­
gung in den alten und den neuen 
Bundesländern angestrebt; mit den 
neuen Ländern werden Schwer­
punkte und Reihenfolge des Aufbaus 
erörtert. 
Eine Änderung des bisherigen Kata­
strophen sch utz-/Luftrettu ngs-H ub­
schrauberdienstes ist derzeit nicht 
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vorgesehen. Inwieweit eine Ausdeh­
nung auf die neuen Länder in Betracht 
gezogen werden kann, hängt zu­
nächst von den Entscheidungen 
dieser Länder über den Aufbau eines 
Luftrettungsdienstes ab. 

c) Gesetzesausführung 
Die Länder stellen mehrheitlich die 
Durchführung des KatSG in Bundes­
auftragsverwaltung nicht in Frage. 
Deutlich werden aber Erleichterun­
gen des Verwaltungsverfahrens ge­
fordert (sog. Entbürokratisierung) . 
Den Ländern wird bereits gegen­
wärtig der überwiegende Teil der 
Mittel für den Dienst und die Ausbil­
dung der KatS-Einheiten zur Selbst­
bewirtschaftung zugewiesen. Eine 
zentrale Bewirtschaftung durch den 
Bund erfolgt nur bei der Erst- und 
Ersatzbeschaffung von Fahrzeugen 
und größeren Ausstattungsgegen­
ständen. Durch die zentralen Be­
schaffungsmaßnahmen und Groß­
aufträge an die Industrie werden er­
hebliche Einsparungen durch Rabat­
te bis zu 50 % erzielt. Dies ist aus 
Kostenersparnisgründen auch künf­
tig notwendig. 
Soweit die Länder praktisch unbe­
grenzte Dispositionsmöglichkeiten 
bei geringstmöglicher Kontrolle an­
streben, kann dem nicht gefolgt 
werden. Der Bund wird jedoch prüfen, 
welche Möglichkeiten der Verwal­
tungsvereinfachung bestehen, und 
diese im Rahmen des rechtlich Zu­
lässigen einführen. Insbesondere ist 
anzustreben, die Verfahren der Fi­
nanzierung und der Kontrolle der 
Mittelverwendung so weit wie 
haushaltsrechtlich möglich zu ver­
einfachen. 

d) Ausbildung 
Die Katastrophenschutzschule des 
Bundes wird als Einrichtung für die 
überregionale Ausbildung von Füh­
rungskräften fortgeführt . 
Bei den Katastrophenschutzschulen 
auf Landesebene ist zu prüfen, ob 
diese künftig einschließlich der Ko­
stentragung in den Aufgaben- und 
Verantwortungsbereich der Länder 
fallen sollen . 

e) Instandsetzungswesen 
Das Ergebnis der eingeleiteten Un­
tersuchung zurWirtschaftlichkeit der 
Wartung und Instandsetzung durch 
die KatS-Zentralwerkstätten ist ab­
zuwarten . 
Im Hinblick auf die Sondersituation in 
den fünf neuen Bundesländern kön­
nen dort vorübergehend besondere 
Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Instandhaltung des Zivilschutzpoten­
tials notwendig werden . 

8.Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk (THW) 
Die Aufgaben des THW im erweiterten 
Katastrophenschutz werden in bundes­
eigener Verwaltung wahrgenommen. 
Die Kernaufgabe des THW bleibt wei­
terhin die Wahrnehmung der Fach­
dienste Bergung und Instandsetzung. 
Für die AufgabensteIlung von Fach­
diensteinheiten des THW in den neuen 
Ländern gelten sinngemäß die oben 
unter 7 b) genannten Grundsätze. Die 
Mitwirkung des THW bei friedensmä­
ßigen Aufgaben regelt sich nach dem 
THW-Helferrechtsgesetz. 

9.Forschung und internat ionale 
Zusammenarbeit 
Zur Erfüllung der Aufgaben auf dem 
Gebiet des Zivilschutzes ist For­
schungsarbeit weiterhin notwendig. 
Insbesondere zur wissenschaftlichen 
Begleitung und Unterstützung von pla­
nerischen Maßnahmen kommt der 
Forschung zur Verbesserung des 
Schutzes der Bevölkerung besondere 
Bedeutung zu . 
Der internationale Informations- und 
Erfahrungsaustausch sowie die grenz­
überschreitende Zusammenarbeit auf 
den Gebieten.der Ausbildung, der ge­
meinsamen Ubungen, der Katastro­
phenforschung, der Hilfeleistung bei 
Katastrophen und schweren Unglücks­
fällen und im Rahmen der von den 
Vereinten Nationen proklamierten In­
ternationalen Dekade für Katastro­
phenvorbeugung 1990 - 2000 sind zu 
vertiefen. 

10. Humanitäres Völkerrecht 
Angesichts der Auswirkungen des 
Golfkrieges steht die Beachtung des 
humanitären Völkerrechts im Blickpunkt 
des öffentlichen Interesses. Die Bun­
desrepublik Deutschland hat im De­
zember 1990 die beiden Zusatzproto­
kolle zu den Genfer Rotkreuzabkom­
men ratif iziert und damit einen wesent­
lichen Beitrag dazu geleistet. daß das 
humanitäre Völkerrecht und seine Fort­
entwicklung zunehmend weltweit Be­
achtung finden . Die Zusatzprotokolle 
verbessern den Schutz der Zivilbevöl­
kerung und enthalten erstmalig um­
fassende Regelungen über Status, 
Aufgaben und besondere Schutzwür­
digkeit des Zivilschutzes." 

Am 20. März 1991 legte die Arbeitsgruppe 
KN 2 einen Vorschlag zur Umsetzung der 
Vorgaben des Grundlagenpapiers im Be­
reich" Helferstärke und Fachdienststruktur 
der Erweiterung des Katastrophenschutzes" 
vor. 
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DOKUMENTATION: 
BEVOLKERUNGSSCHUTZ IN DEUTSCHLAND ., 

PERSPEKTIVEN UND KONZEPTIONEN 
BIS ZUR JAHRTAUSENDWENDE? 

Da diese Vorlage noch im Entwurfsstadium 
ist und mit den Ländern in den nächsten 
Wochen abgestimmt wird bzw. die Stel­
lungnahmen der betroffenen Organisatio­
nen sicher berücksichtigen wird, kommen 
wir auf diese Thematik bei Vorliegen der 
endgültigen Zahlen, voraussichtlich in H. 4/ 
1991, zurück. Wichtig ist nach Auffassung 
der Redaktion, daß bei der Ausdünnung der 
KatS-Einheiten in den alten Bundesländern 
darauf geachtet wird, daß 

-eine flächendeckende und gleichmäßi­
ge Versorgung auch in den alten Bun­
desländern derzeit nicht gegeben ist 
und 

-die Bereitstellung der Mittel für die neu­
en Bundesländer nicht von den Ein­
sparungen im alten Bundesgebiet 
abhängig gemacht wird. 

Zwei Grundsätze des O.g. Papiers sehen wir 
als bedeutsam und begrüßenswert an: 
"Es wird eine gleichmäßige Versorgung in 
den alten und den neuen Bundesländern 
angestrebt. " 
"Zwischen Bund und Ländern besteht Kon­
sens, daß beim Aufbau des erweiterten 
Katastrophenschutzes in den fünf neuen 
Bundesländern keine Hilfsorganisation be­
vorzugt werden darf. Unter dieser Voraus­
setzung haben sich auch die alten Bundes­
länder damit einverstanden erklärt, daß für 
einen Zeitraum von 3 Jahren die für sie 
vorgesehenen Beschaffungen zum Aufbau 
des erweiterten Katastrophenschutzes in 
den fünf neuen Bundesländern verwendet 
werden (lMK-Beschluß vom 15.12.1990)." 

Bei mehreren Konferenzen der Innen mini­
ster der Länder, so am 29. Juni 1990, am 15. 
Dezember 1990 (hier unter Beteiligung der 
neuen Länder) und am 3. Mai 1991, sowie 
bei Treffen der zuständigen Abteilungsleiter 
des Bundes und der Länder (AK 5) am 18./ 
19. September 1990 (einschI. der Ex-DDR) 
und am 21. Februar 1991 wurden die Posi­
tionen zur Konzeption und Organisation des 
Zivil- und Katastrophenschutzes im geein­
ten Deutschland und insbesondere im Bei­
trittsgebiet erörtert. 
Als Ergebnis dieser Gespräche und der Fra­
gebogenaktion faßte die Ständige Konfe­
renz der Innenminister und -senatoren bei 
ihrer Sitzung am 3. Mai 1991 folgenden 
Beschluß; den wir folgend veröffentlichen : 

TOP 36: KÜNFTIGE 
STRUKTUREN IM ZIVILSCHUTZ 
1. Die Innenministerkonferenz nimmt das 

Grundlagenpapier des Bundesministers 

des Innern vom 13.02 .1991 über die künf­
tigen Strukturen im Zivilschutz zur Kennt­
nis. Das Grundlagenpapier gibt u.a. Anlaß, 
darauf hinzuweisen, daß nach der Zustän­
digkeitsverteilung des Grundgesetzes 
zwischen Bund und Ländern die Planun­
gen und Maßnahmen des Bundes im Zi­
vilschutz ausschließlich und nicht nur 
vorrangig der Vorsorge für den Verteidi­
gungsfall dienen. Zwar kann es danach 
ein bundeseinheitliches Gefahrenabwehr­
und Hilfeleistungssystem nicht geben. Die 
Länder sind jedoch auch in Zukunft bereit, 
an einem gemeinsamen, für Frieden und 
Krieg gleichermaßen nützlichen System 
mitzuarbeiten . 

2.Die Innenministerkonferenz bittet den 
Bundesminister des Innern, bei der Um­
setzung seiner Konzeption und den ange­
kündigten weiteren Prüfungen vor allem 
folgende Gesichtspunkte zu berücksichti­
gen: 

SELBSTSCHUTZ: 
Die Innen ministerkonferenz weist darauf 
hin , daß die Aufgabe des Selbstschutzes 
der Bevölkerung vor besonderen Gefah­
ren und Schäden, die im Verteidigungsfal l 
drohen, allein Angelegenheit des Bundes 
ist. Sie ist der Meinung, daß der Selbst­
schutz angesichts der derzeitigen politi­
schen Lage auf die reine Planung be­
schränkt werden kann. Der Bundesver­
band für den Selbstschutz sollte aus die­
sem Grunde aufgelöst werden. 

WARNDIENST: 
1.Nach Auffassung der Innenminister­

konferenz ist weiterhin eine große Zahl 
von Gestaltungen denkbar, bei denen 
eine rechtzeitige Warnung der Bevölke­
rung gegen die besonderen Gefahren 
eines Verteidigungsfalles möglich er­
scheint. Sirenen sind auch bei einer 
Verbesserung der Möglichkeiten der 
Rundfunkwarnung als Weckmitte l un­
verzichtbar. Auch außerhalb des Vertei­
digungsfalles können Sirenen als 
Weckmittel eingesetzt werden. Auf die 
Rahmenempfehlungen des Bundes und 
der Länder für den Katastrophenschutz 
in der Umgebung kerntechnischer An­
lagen wird ergänzend hingewiesen. 
Die Länder sind daher der Auffassung, 
daß der Bund auch weiterhin Sirenen 
als Warnmittel vorzuhalten hat und ein 
Warn- und Informationssystem auf 
Rundfunkbasis aufbauen soll. 
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2. Das Warnstellensystem ist aufzugeben. 

SCHUTZRAUMBAU: 
Der Schutzraumbau hat keine Bedeutung 
für den friedensmäßigen Katastrophen­
schutz. Der öffentliche bzw. öffentlich 
geförderte Schutzraumbau ist daher ein­
zustellen ; bestehende öffentliche 
Schutzräume sind zu erhalten. 

AUFENTHALTSREGELUNG: 
Die Innenministerkonferenz bittet den 
Bundesminister des Innern zu prüfen, ob 
Vorbereitungen zu Aufenthaltsregelungen 
für den Bereich der Länder entbehrlich 
sind . 

HILFSKRANKENHÄUSER: 
Die Innenministerkonferenz teilt die AUf­
fassung des Bundesministers des Innern, 
daß die weitere Errichtung bzw. Vorberei­
tung von Hilfskrankenhäusern in der biS­
herigen Form nicht sinnvoll ist. 

ERWEITERUNG 
DES KATASTROPHENSCHUTZES : 

Die Innenministerkonferenz erwartet, 
daß der Bund seine Aufgabe, die Bevöl­
kerung vor den besonderen Gefahren 
und Schäden, die im Verteidigungsfall 
drohen, zu schützen, weiterhin erfüllt. 
Denn die geringer gewordene EintrittS­
wahrscheinlichkeit eines Krieges be­
deutet nicht, daß auch die Gefahren bel 
tatsächlichem Eintritt geringer geWOr­
den wären . Deshalb hat der Bund die In 
den Ländern vorhandenen Einrichtun­
gen der Schadensbekämpfung und Hil­
feleistung weiterhin in bisherigem Ufl'l' 
fang zu unterstützen, damit ein wirksa­
mes Hilfspotential auf landesspezifI­
schem Niveau vorgehalten werden 
kann. Die Innenministerkonferenzbittet 
den Bundesminister des Innern, die 
erforderlichen strukturellen Anpass Un-
gen mit den Ländern zu erörtern. 

2. Das THW muß erhalten bleiben . 

3. Der Katastrophenschutz in den neuer 
Ländern ist entsprechend den StrukttJ" 
ren in den alten Bundesländern aufziJ' 
bauen. Die Finanzmittel des BundeS 
müssen entsprechend dem Bevöl­
kerungs- und Flächenzuwachs aufgß' 
stockt werden . 
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4. Die Gründe für ein eigenes THW-Hel­

ferrechtsgesetz sind zwischenzeitlich 
entfallen. Die Innenministerkonferenz 
ist daher der Auffassung, daß das Ge­
setz über die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes und das THW-Hel­
ferrechtsgesetz in einem Gesetz zu­
sammengefaßt werden können. Die 
Innenministerkonferenz bittet darüber 
hinaus den Bundesminister des Innern 
um Prüfung, ob nicht alle gesetzlichen 
Regelungen für den Zivilschutz in einem 
Gesetz zusammengefaßt werden kön­
nen. 

5, Die Länder bitten den Bund, das Ver­
waltungsverfahren im Rahmen der 
Bundesauftragsverwaltung entschei­
dend zu vereinfachen und das Bundes­
amt für Zivilschutz nicht mehr in den 
Vollzug einzubeziehen. 

6, Angesichts des fortbestehenden Aus­
bildungsbedarfs sind die Katastrophen­
schutzschulen auf Landesebene wei­
terhin auf Kosten des Bundes zu erhal­
ten. In den neuen Bundesländern sind 
entsprechende Einrichtungen zu 
schaffen. 
Der Bundesinnenministerwird gebeten 
zu prüfen, ob der Katastrophenschutz­
schule des Bundes weitere Aufgaben 
im Bereich der Ausbildung und Aufga­
ben der Forschung übertragen werden 
können. 

PROTOKOLLERKLÄRUNGEN : 
SELBSTSCHUTZ: 
Die Länder Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen­
Anhalt undThüringen sind der Auffassung, 
daß die Aufgaben des Selbstschutzes nic~t 
entfallen sind und der Bundesverband fur 
den Selbstschutz seine Aufgaben weit~r 
Wahrnehmen soll. Der Bundesverband für 
den Selbstschutz sollte sich allerdings 
einer umfassenden Reorganisation mit 
dem Ziel der Verbesserung der Effektivi­
tät unterziehen. 

ERWEITERUNG 
DES KATASTROPHENSCHUTZES: 
Ziffer 2: 
Nordrhein-Westfalen und Schieswig-Hol­
stein halten es für unbefriedigend, daß 
das THW angesichts der gegenwärtigen 
ZUständigkeitsverteilung zwischen B.und 
Und Ländern nur sehr selten zum Inland 1-

schen Einsatz kommt. Das demotiviert 
insbesondere die ehrenamtlichen Helfer. 
NOrdrhein-Westfalen und Schieswig-Hol­
stein halten eine Prüfung für erforderlich, 
ob im Rahmen der Neuordnung der Auf­
gaben von Bund und Ländern (Stärkung 
des förderativen Prinzips im Grundgesetz) 
das THW in die Zuständigkeit der Länder 
Und Kommunen überführt werden soll." 

(Auszug aus der Beschlußniederschrift. S. 
56 - 60) 

..... 
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Das Ergebnis dieser Sitzung wurde in den 
Bericht des Bundesminister des Innern vom 
13. Februar 1991 eingearbeitet und durch 
den beamteten Staatssekretär im SM I, 
Hans NeuseI, am 16. Mai 1991 an den 
Innenausschuß versandt. Den so ergänz­
ten 
"BERICHT DES 
BUNDESMINISTERS 
DES INNERN AN DEN 
INNENAUSSCHUSS DES 
DEUTSCHEN BUNDESTAGES 
ÜBER DIE KÜNFTIGEN 
STRUKTUREN IM 
ZIVILSCHUTZ" 
VOM 14. MAI 1991 
geben wir unseren Lesern in Gänze zur 
Kenntnis: 

"A. EINLEITUNG 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl­
kerung im militärischen Konfliktfall, für 
die der Bund nach Art. 73 Nr. 1 GG die 
ausschließliche Gesetzgebungskompe­
tenz hat und die von den Ländern im 
Auftrag des Bundes durchzuführen sind, 
müssen auch in Zukunft Bestand der 
staatlichen Notfallvorsorge bleiben. Der 
Bundesminister des Innern mißt der Er­
füllung dieser Aufgabe unverändert 
große Bedeutung zu und verfolgt das 
Ziel, gemeinsam mit den Ländern, den 
Kommunen und den Hilfsorganisationen 
das bestehende Instrumentarium fort­
laufend aktuellen Erfordernissen anzu­
passen. 
Die im Verlauf des Jahres 1990 eingetre­
tenen Veränderungen der sicherheits­
politischen Lage der Bundesrepublik 
Deutschland haben Veranlassung ge­
geben, den Zivilschutz bisheriger Art zu 
überdenken und die künftigen Anforde­
rungen zu definieren . Insbesondere 
durch die Überwindung der Teilung 
Deutschlands und Europas haben sich 
gewichtige, politisch und strategisch 
bedeutsame Veränderungen ergeben. 
Eine mit aller gebotenen Vorsicht zu 
treffende Bewertung der neuen Lage 
muß aber die Erkenntnis nach sich zie­
hen, daß auch die Beendigung der kon­
frontativen Ost-West-Beziehungen Eu­
ropa nicht völlig von sicherheitspoliti­
schen Risiken befreit hat. Die Sowjet­
union verfügt weiterhin über ein global 
wirksames Militärpotential; zudem be­
findet sie sich in einem Prozeß innerer 
Reformen, deren Ausgang noch nicht 
abzuschätzen ist. Stabilitätsbedrohungen 
aus außereuropäischen Regionen ge­
winnen an Bedeutung für die Sicherheit 
Europas. Auch weit entfernt liegende 
Unruheherde können Auswirkungen auf 
europäische Staaten haben . Begünstigt 
wird dies durch die weitere Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen und 
weitreichenden Trägersystemen. 

B. GRUNDSÄTZLICHE 
SCHLUSSFOLGERUNGEN 
Die Bewertung der sicherheitspoliti­
schen Lage rechtfertigt die Annahme, 
daß sich im unwahrscheinlicher gewor­
denen Fall eines bewaffneten Angriffs 
zuvor eine krisen hafte Entwicklung er­
eignen würde, deren Dauer eher in 
Monaten als in Wochen zu bemessen 
wäre . 
Für die künftige Aufgabenwahrnehmung 
im Zivilschutz bedeutet dies, daß grund­
sätzlich nur diejenigen Ressourcen stän­
dig vorgehalten werden müssen, deren 
Aktivierung nicht innerhalb eines Zeit­
raums von bis zu ca. sechs Monaten 
möglich ist. Die anderen Maßnahmen 
werden auf dem der Wissenschaft und 
Technik entsprechenden Stand der Pla­
nung gehalten . 
Unabhängig vom künftigen Bereit­
schaftsgrad muß auf allen Gebieten des 
Zivilschutzes der zeitgemäße technische 
und wissenschaftliche Stand erhalten 
und neuen Erkenntnissen angepaßt 
werden. 
Alle Überlegungen berücksichtigen den 
Gesichtspunkt des Doppelnutzens, um 
sicherzustellen, daß die Leistungen des 
Bundes soweit wie möglich auch im 
Rahmen des Katastrophenschutzes in 
Friedenszeiten zum Tragen kommen. 

C. DIE KÜNFTIGEN AUFGABEN 
IM EINZELNEN 

1. Selbstschutz 
Für die Unterrichtung und Ausbildung 
der Bevölkerung im Hinblick auf Ge­
fahren, die im Verteidigungsfall dro­
hen, und über entsprechende Maß­
nahmen zum eigenen Schutz und zur 
Selbst- und Nachbarschaftshilfe be­
steht derzeit kein akuter Bedarf. Diese 
Form des Selbstschutzes kann im 
wesentlichen auf planerische Maß­
nahmen beschränkt werden. Dane­
ben ist sicherzustellen, daß bei einer 
krisenhaften Entwicklung das dann 
erfahrungsgemäß sprunghaft anstei­
gende Informationsbedürfnis der Be­
völkerung befriedigt werden kann . Es 
bleibt Aufgabe des Bundes, dafür zu 
sorgen, daß die Gemeinden bei Be­
darf jederzeit die ihnen obliegende 
Information und Beratung der Bürger 
anlaufen lassen können. Aufgabe der 
Länder und Gemeinden bleibt es, den 
Selbstschutz der Bürger für den Fall 
von Schadensereignissen im Frieden 
zu gewährleisten. 
Die Länder sind mehrheitlich mit der 
Zurückführung des Selbstschutzes für 
den V-Fall einverstanden. Sie sind der 
Meinung, der Bundesverband für den 
Selbstschutz solle aufgelöst werden . 
Derartige organisatorische Folgeent­
scheidungen, die auch auf anderen 
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Teilgebieten des Zivilschutzes anste­
hen und die ausschließlich Angele­
genheit des Bundes sind, werden zu 
treffen sein, wenn Art und Umfang 
der künftig wahrzunehmenden Auf­
gaben im einzelnen feststehen . Dabei 
wird an die Länder und Gemeinden, 
die jahrzehntelang in Vorstand und 
Mitgliederversammlung des Bun­
desverbandes für den Selbstschutz 
Mitverantwortung getragen haben, zu 
appellieren sein, anteilmäßig einen 
Beitrag zur Linderung von Härten zu 
leisten. 

2. Warndienst 
Eine rechtzeitige und zuverlässige 
Warnung der Bevölkerung mit Hilfe 
des vorhandenen, nach Erfahrungen 
des 2. Weltkrieges konzipierten sire­
nengestützten Warnsystems kann 
infolge der Entwicklung der Waffen­
technik nicht mehr als gesichert an­
gesehen werden . Der Bundesminister 
des Innern beabsichtigt daher, das 
vorhandene Sirenensystem, dessen 
Lebensdauer auch aus technischen 
Gründen begrenzt ist. nicht durch ein 
neues flächendeckendes Sirenensy­
stem zu ersetzen. Die Möglichkeiten 
der Rundfunkwarnung sollen unter 
Nutzung des kommunikationstechni­
schen Fortschritts verbessert werden. 
Ein hierauf abzielendes Pilotprojekt 
steht kurz vor dem Abschluß. 
Die Länder halten Sirenen als Warn­
und insbesondere als "Weck" -Mittel 
weiterhin für unverzichtbar und for­
dern, daß der Bund auch künftig auf 
seine Kosten Sirenen vorzuhalten 
habe. Soweit das Interesse der Län­
der dadurch geprägt ist, daß ihnen die 
derzeit vorhandenen Sirenen kosten­
frei zur Alarmierung der Feuerweh­
ren zur Verfügung stehen, ist darauf 
hinzuweisen, daß nach wie vor das 
Angebot des Bundes zur unentgeltli­
chen Übernahme dieser Sirenen gilt. 
Die Verbesserung der Rundfunkwar­
nung ist unstreitig . Der von den Län­
dern noch erhobenen Forderung, das 
Warnstellensystem zur erweiterten 
Warnung und Information sog . lebens­
und verteidigungswichtiger Behörden 
und Betriebe aufzugeben, wird ent­
sprochen werden. Es besteht kein 
Anlaß, abzuwarten, bis sich das Pro­
blem aus technischen Gründen von 
selbst erledigt, wenn die zum Betrieb 

des Sirenensystems notwendigen 
Kommunikationsverbindungen nicht 
mehr vorhanden sind . 

3 . Schutzraumbau 
Der Bundesminister des Innern beab­
sichtigt, die finanziellen Fördermaß­
nahmen für den Bau von Schutzräu­
men nicht fortzusetzen, wenn die 
derzeit laufenden Projekte abgewik­
kelt sind . Die vorhandenen 
Schutzräume sollen erhalten werden . 
Die Länder teilen diese Auffassung. 

4. Schutz von Kulturgut 
Die Maßnahmen zum Schutz von 
Kulturgut. die auf völkerrechtlichen 
Verpflichtungen beruhen, werden im 
bisherigen Umfang fortgeführt. Die 
Länder haben dem nicht widerspro­
chen. 

5. Aufenthaltsregelung 
Ungeachtet der geringer gewordenen 
Wahrscheinlichkeit eines bewaffne­
ten Konflikts bleibt die Notwendigkeit 
im Grundsatz bestehen, Maßnahmen 
zur Regelung des Aufenthalts der Zi­
vilbevölkerung zu treffen. Diese 
Maßnahmen müssen geplant und 
vorbereitet werden, um im Bedarfs­
fall Wirkung entfalten zu können . 
Die auf dem bisher gültigen Konzept 
der "Vorneverteidigung" beruhenden 
Planungen sollen durch aktualisierte 
Planungen ersetzt werden, die in 
Anlehnung an die - noch nicht vorlie­
gende - neue militärische Verteidi­
gungskonzeption der Nato zu erarbei­
ten sind . 
Die Innenminister der Länder haben 
den Bundesminister des Innern um 
Prüfung gebeten, ob Vorbereitungen 
zu Aufenthaltsregelungen für den 
Bereich der Länder entbeh rli ch sind . 
Das Ergebnis der Prüfung kann nach 
obigen Ausführungen zur grundsätz­
lichen Notwendigkeit nur lauten, daß 
die Länder aus ihrer Pflicht zur Mitwir­
kung nicht entlassen werden können 
und sich deshalb auch an den Vorbe­
reitungen betei ligen müssen . 

6 . Maßnahmen zum Schutz 
der Gesundheit 
Die Schaffung von medizinischen Be­
handlungskapazitäten für Notfälle im 
V-Fall in Form von Hilfskrankenhäu­
sern soll derzeit nicht fortgesetzt 
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werden. Diese Auffassung wird von 
den Ländern geteilt. 
Ebenso unstreitig ist die Fortführung 
der Sanitätsmaterialbevorratung mit 
der Maßgabe, daß nur noch das be­
vorratet w ird, was die pharmazeuti­
sche Industrie nicht binnen sechS 
Monaten in ausreichender Menge 
liefern kann . 
Auch der Absicht des Bundesmini­
sters des Innern, die Ausbildung von 
Schwesternhelferinnen sowie die 
Breitenausbildung der Bevölkerung 
in Erster Hilfe fortzuführen, haben die 
Länder nicht widersprochen. 

7. Erweiterung 
des Katastrophenschutzes 
Die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes als Zivilschutzaufgabe deS 
Bundes ste llt zugleich ein nicht un­
erhebl iches Hilfeleistungspotential für 
den friedensmäßigen Katastrophen­
schutz der Länder dar. Aus diesem 
Grunde liegt es auch im dringenden 
Interesse der neuen Bundesländer, 
daß dort möglichst bald mit dem 
Aufbau der Erweiterung des Kata­
strophenschutzes begonnen wird. 
Die Länder fordern, daß der Bund ZU 
diesem Zweck seine Finanzmittel 
entsprechend dem Bevölkerungs-und 
Flächenzuwachs aufstockt. Der Bun­
desminister des Innern ist dagegen 
der Auffassung, daß die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes einer 
Strukturbereinigung zu unterziehen 
ist, die auch Reduzierungsmaßnah­
men im Altbundesgebiet umfaßt. AUf 
diese Weise kann vorhandenes po­
tential freigesetzt werden, das sodann 
rein rechnerisch für den Aufbau in 
den neuen Ländern zur Verfügung 
steht. Ein Junktim zwischen AbbaU 
West und Aufbau Ost ist nicht durch­
führbar, da einerseits der Abbau im 
Westen nur mittel- bis längerfristig 
realisierbar sein dürfte und die Forde­
rung der Länder nach abgestimmter 
Vorgehensweise berechtigt ist, an­
dererseits aber der Aufbau Ost kei­
nen längeren Aufschub duldet, nach­
dem die frühere DDR-Katastropherr 
abwehr, die Tei l der Zivi lverteidigung 
und damit der aufgelösten NVA war, 
zerschlagen ist. 
Der Bundesminister des Innern hat 
einen Strukturbereinigungsvorschlag 
ausgearbeitet, dessen Erörterung mit 



den Ländern inzwischen eingeleitet 
worden ist. Eine Realisierung der nach 
den Kriterien der Zumutbarkeit. der 
Sachgerechtigkeit und der Durch­
führbarkeit kategorisierten Vorschlä­
ge wird insgesamt dazu führen, daß 
der Bedarf an zusätzlichen Haus­
haltsmitteln, der im Hinblick auf die 
Bedürfnisse in den neuen Ländern 
nicht vermeidbar sein wird, in Gren­
zen gehalten werden kann . 
Der Bundesminister des Innern ist im 
Gegensatz zu den Länderinnenmini­
stern der Auffassung, daß Gesetzes­
änderungen auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes derzeit nicht angezeigt und 
nicht notwendig sind, nachdem eine 
Novellierung des Gesetzes über die 
Erweiterung des Katastrophenschut­
zes und als neues Regelungswerk 
das THW-Helferrechtsgesetz erst am 
1. Februar 1990 in Kraft getreten sind . 
Einvernehmlich sind der Bundesmi­
nister des Innern und die Innenmini­
ster der Länder der Auffassung, daß 
so weit wie möglich Vereinfachun­
gen des Verwaltungsverfahrens im 
Rahmen der Bundesauftragsverwal­
tung anzustreben sind, um eine Ent­
bürokratisierung zu erreichen. Die von 
den Ländern ausgesprochene Bitte, 
das Bundesamt für Zivilschutz nicht 
mehr in den Vollzug einzubeziehen, 
bedarf der eingehenden Prüfung. 
Der Bund und die überwältigende 
Mehrheit der Länder stimmen darin 
überein, daß das Technische Hilfs­
werk als unverzichtbarer Bestandteil 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes erhalten bleiben muß und 
daß seine Aufgabensteilung keiner 
Änderung bedarf . 
Der schon erwähnten Dringlichkeit 
von Aufbaumaßnahmen in den neu­
en Bundesländern wird dadurch 
Rechnung getragen, daß im Jahre 
1991 als erstes Kontingent des er­
weiterten Katastrophenschutzes je 80 
Einheiten des Brandschutz- und des 
Sanitätsdienstes aufgestellt sowie 
zunächst 20 Ortsverbände des Tech­
nischen Hilfswerks errichtet werden 
sollen . Der Bundesminister des In­
nern wird sich mit Nachdruck dafür 
einsetzen, daß die haushaltsmäßigen 
Voraussetzungen für weitere Auf­
baumaßnahmen geschaffen werden, 
die aus fachlicher Sicht unverzichtbar 
sind . 

8. Forschung und internationale 
Zusammenarbeit 
Zur Erfüllung der Zivilschutzaufgaben 
ist Forschungsarbeit weiterhin not­
wendig. Je mehr einzelne Maßnah­
men nur geplant werden, um so 
wichtiger ist es, daß die Planungen 
dem zeitgemäßen Stand von Wis­
senschaft und Technik entsprechen. 
Der Erhaltung der Forschung und In­
anspruchnahme externen Sachver-
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standes im Wege der Beratung 
kommt daher gesteigerte Bedeutung 
zu. 
Der internationale Informations- und 
Erfahrungsaustausch sowie die 
grenzüberschreitende Zusammenar­
beit auf den Gebieten der Ausbildung, 
der gemeinsamen Übungen sowie 
der Hilfeleistung bei Katastrophen und 
schweren Unglücksfällen sollen auch 
im Rahmen der von den Vereinten 
Nationen proklamierten Internationa­
len Dekade für Katastrophenvorbeu­
gung 1990-2000 vertieft werden ." 

Vorläufig letzter Akt vor der Sommer­
pause: 
Der Innenausschuß nahm in seiner Sitzung 
vom 19. Juni 1991 den Bericht zur Kenntnis 
und beschloß, nach der Sommerpause eine 
Anhörung der mit dieser Thematik befaßten 
Organisationen, Einrichtungen und Institu­
tionen durchzuführen. 

Nachbemerkung der Redaktion: 
Zu einem Zeitpunkt, in dem die Militärs 
weder national noch im Rahmen der 
Nato abschließende sicherheitspoliti­
sche Analysen vorgelegt haben und 
real istische Gefahrenpotentiale mit 
ihrer aus ihnen erwachsenden Bedro­
hung nicht beschrieben und bewertet 
wurden, kann der Schutz der Zivilbe­
völkerung in Krise und Krieg nicht mehr 
konkretisiert werden, als dies in den 
vorliegenden Papieren geschah. Auch 
wenn beispielsweise das Warnmittel 
Sirene abgebaut und der Schutzraum­
bau auf dem gegenwärtigen (unzurei­
chenden) Stand 'eingefroren' werden 
soll , sind die " Künftigen Strukturen 
des Zivilschutzes" eine Grundlage für 
Bund und Länder in Aufgabenzustän­
digkeit und -abgrenzung und ein Be­
kenntnis zur Verantwortung im Rah­
men des politisch und finanziell 
Machbaren. Denn trotz der Entspan­
nung zwischen Ost und West bedeu­
tet Frieden in Europa nicht gleich­
zeitig Frieden und Schutz tür Euro­
pa: Und nur daran ist die staatliche 
Vorsorgeaufgabe "Bevöl kerungs­
schutz" zu messen. 

(Horst Schöttler) 

Sonderdrucke dieser Dokumentation 
können bei Erstattung der Druck- und 
Versandkosten beim Verlag angefordert 
werden. 
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AUFBAU EINES "DIENSTES DER 
MEDIZINISCHEN SO~PRTHILFE" 

IN AUSSERGEWOHNLICHEN 
SITUATIONEN IN DER UDSSR 

I n Heft 3/1990 dieser Zeitschrift berichte­
ten wir in einem Artikel über die internatio­
nale Konferenz für Katastrophenmedizin in 
Moskau erstmalig über den Aufbau eines 
landesweiten "Dienstes der medizinischen 
Soforthilfe in außergewöhnlichen Situatio­
nen" in der UdSSR. Diese Informationen 
beruhten auf 

- Angaben in Vorträgen, die auf der Konfe­
renz gehalten wurden, 

- Veröffentlichungen in der sowjetischen 
Presse sowie 

- persönlichen Mitteilungen von EinzeIper­
sonen. 

Die Originaldokumente waren seinerzeit 
nicht zugänglich . Sie liegen nunmehr vor 
und stehen für eine Auswertung zur Verfü­
gung. 
Die neuerl iche Publikation ergänzt und prä­
zisiert in deren Ergebnis die damaligen Erst­
angaben und informiert den Leser exakter 
über den wesentlichen Inhalt der Dokumen­
te zum Aufbau eines Dienstes der medizi­
nischen Soforthilfe in der UdSSR. 

DIE DOKUMENTE 
UND DEREN BEKANNTGABE 
Die Verfahrensweise der Verabschiedung 
und anschließenden öffentlichen Bekannt­
gabe der Dokumente sche int für die 
Rechtspraxis in der UdSSR durchaus die 
Norm zu sein, sie ist aber für hiesige Verhält­
nisse ungewöhnlich. Deshalb werden kurze 
Aussagen hierzu bewußt an den Anfang 
gestellt. 
Der Ministerrat der UdSSR hat am 7. April 
1990 die Verordnung Nr. 339 "Über die 
Schaffung eines landesweiten Dienstes der 
medizinischen Soforthilfe in außergewöhn­
lichen Situationen" 1) verabschiedet. Diese 
wurde offensichtlich nicht veröffentlicht. 
Am 14. Mai 1990 erließ der Minister für 
Gesundheitswesen der UdSSR den Befehl 
Nr. 193, der die gleiche Bezeichnung wie die 
Verordnung des Ministerrates trägt. (siehe 
Bild 1) 

1) ,, 0 sozdanii v strane sluZby ~kstrennoj 
medicinskoj pomo~ci v crezvycajnych 
situacijach" 

Mit diesem Befehl werden: 
1. die O.g. Verordnung des Ministerrates der 

UdSSR mit ihren 3 Anlagen bekanntgege­
ben ; 

2. Durchführungsbestimmungen mit weite­
ren 4 Anlagen erlassen . Den Inhalt des 
Befehls gibt Bild 2 wieder. 

DIE BEZEICHNUNG 
DES DIENSTES 
Der aufzubauende Dienst heißt im Original * 

sluzba ekstrennoj medicinskoj pomösci 
(* die von den Autoren vorgelegten Begriffe 
in kyrillischer Sprache konnten aus techni­
schen Gründen nicht geset4.t werden) 
Der Begriff ,,3KcTp eHHhHI " hat im all­
gemeinen Sprachgebrauch die Bedeutung 
von 
extra, dringend, eilig; 
Extra-, Sonder-, Eil-, Not-, Sofort- . 
Diese Vielfalt bedingt unterschiedliche In­
terpretationen und Ubersetzungsmöglich­
keiten . 
Ausgehend von der Zweckbestimmung des 
Dienstes als "schnelle medizinische Ein­
satztruppe/-gruppe in außergewöhnlichen 
Situationen", zu seiner deutlichen begriffli­
chen Abgrenzung gegenüber dem notfall­
medizinisch orientierten Rettungsdienst 
bzw . der Organisation der dringlichen/ 
schnellen medizinischen Hilfe sowie in An­
gleichung an international übliche Bezeich­
nungen wurde deshalb die Übersetzung 
" Dienst der medizinischen Soforthilfe" ge­
wählt. Nach Auffassung der Autoren ent­
spricht diese am besten seiner vorgesehe­
nen AufgabensteIlung. Sie ist aber, und das 
sei nachdrücklich unterstrichen, durchaus 
als Diskussionsangebot zu verstehen . 
In diesem Zusammenhang ist kurz darauf zu 
verweisen, daß in der UdSSR üblicherweise 
jede strukturell gegliederte und straff ge­
führte sowie speziell ausgerüstete Organ i­
sationsform des Gesundheitswesens, aber 
auch anderer Bereiche, die Bezeichnung 
Dienst trägt, z. B. medizinischer Dienst der 
Zivilverteidigung. 

DIE VERORDNUNG DES 
MINISTERRATES DER UDSSR 
Den Anlaß für die Verordnung des Minister­
rates der UdSSR bilden, wie einleitend fest-
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gestellt wird, Mängel und Unzulänglichkei­
ten in der Erweisung medizinischer Hilfe 
und der Durchführung hygienisch - antiepi­
demischer Maßnahmen bei zahlreichen fol­
genschweren Havarien und Katastrophen 
sowie Massenerkrankungen mit einer Viel­
zahl von Geschädigten in jüngster Zeit. 
Daraus folgte die Erkenntnis, spezielle Fest­
legungen zu ihrer Bekämpfung und Bewälti­
gung zu treffen . 
Das Ziel der Verordnung besteht dement­
sprechend in der Sicherung einer modernen 
und effektiven medizinischen Hilfe für Ge­
schädigte sowie hygienisch - antiepidemi­
scher Maßnahmen in außergewöhnlichen 
Situationen . 
Mit dem Erlaß der Verordnung wird ein von 
der "Staatlichen Kommission für außeror­
dentliche Situationen des Ministerrates der 
UdSSR " eingebrachter Vorschlag ange­
nommen. Der Text der Verordnung enthält 
die folgenden wichtigen Festlegungen (Die 
Zahlen in Klammern geben die zutreffende 
Ziffer der Verordnung wieder.): 

. Schaffung eines Dienstes der medizini­
schen Soforthilfe des Ministeriums für 
Gesundheitswesen der UdSSR zur Er­
weisung medizinischer Hilfe für Geschä­
digte und Durchführung hygienischer 
Maßnahmen bei Havarien, (technischen) 
Katastrophen , Naturkatastrophen und 
Massenerkrankungen auf der Basis bereitS 
bestehender sowie neu zu errichtender 
Gesu ndheitsei nrichtu ngen. 
Integration der Zentren für notfall medizi­
nische Hilfe sowie der spezialisierten me­
dizinischen Einsatzbrigaden, der Abtei­
lungen der SMH und der Abteilungen f(jr 
planmäßige notfallmedizinische Konsul­
tationen in diesen Dienst (1) . 

2. Aufbau von 6 Zentren der medizinischen 
Soforthilfe im Jahre 1990 gemäß Anlage 1 
(siehe Bild 3). 

Aufgaben der Zentren: 
- Organisation der Arbeiten zum AufbaU 

des Dienstes der medizinischen So­
forthilfe in außergewöhnlichen Situa­
tionen und seine Vorbereitung auf die 
medizinische Hilfeleistung für Geschä­
digte sowie die Durchführung hygie­
nisch-antiepidemischer Maßnahmen in 
Katastrophenherden; 
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Befehl 
des Ministers für Gesundheitswesen der UdSSR Nr. 193 über 
"Die Schaffung eines landesweiten Dienstes der medizinischen 
Soforthilfe in außergewöhnlichen Situationen" vom 14. 05 . 
1990 (Moskau, 24 Blatt) 

1. Bekanntmachung der gleichnamigen Verordnung Nr. 339 
des Ministerrates der UdSSR vom 07 . 04. 1990 
- Einleitung 
- Textliche Festlegungen (19 Ziffern) 

2. Durchführungsbestimmungen des Ministers für Gesund­
heitswesen der UdSSR (8 Ziffern) 

3. Anlagen 
- 3 Anlagen der Verordnung des Ministerrates der UdSSR 
- 4 Anlagen der Durchführungsbestimmungen des Mini-

sters für Gesundheitswesen der UdSSR 

Bild 2: 
Inhalt des Befehls 193/90 des Ministers für Gesundheitswesen der UdSSR 

Bild 1: Befehl Nr. 193/90 des 
Ministers für Gesundheitswesen 
der UdSSR (Auszug) 

- Planung, Organisation und Durchfüh­
rung wissenschaftlich-technischer For­
schungsarbeiten unter Berücksichti­
gung der Produktions-, ökonomischen 
klimatisch-geografischen, demografi~ 
sehen und anderen Bedingungen des 
zu betreuenden Territoriums und der 
auf ihm befindlichen Objekte; 

- Gewährleistung einer einheitlichen wis­
senschaftlich-technischen Strategie in 
allen Fragen der medizinischen Sofort­
hilfe (2a) . 

Anlegen einer Reserve an medizinischer 
Technik, Medikamenten, Transport- und 
Nachrichtenmitteln sowie anderen Gerä­
ten und Materialien bei jedem Zentrum 
der medizinischen Soforthilfe zur medizi­
nischen Hilfeleistung für Geschädigte und 
Du rchfü h ru ng hygienisch-antiepidemi­
scher Maßnahmen in Katastrophenher­
den (2b) . 

3. Regelung der Lohnzahlungen für die Mit­
arbeiter der Zentren der medizinischen 
Soforthilfe, angepaßtan die Bedingungen 
in den wissenschaftlichen Institutionen 
und Einrichtungen (3). 

4. Schaffung spezialisierter medizinischer 
Brigaden der ständigen Einsatzbereit­
schaft auf der Basis großer mehrprofiliger 
Republik-, Gebiets- und Kreiskrankenhäu­
ser sowie wissenschaftlicher For­
schungseinrichtungen und deren Aus­
stattung mit medizinischer Technik Ge­
räten, Instrumenten, Medikamente~ und 
anderen Mitteln für die Arbeit in außer­
gewöhnlichen Situationen (4) . 

5. Ausarbeitung und Bestätigung der erfor­
derlichen Dokumente fü r die Arbeit der 
Zentren der medizinischen Soforthilfe und 
der spezia lisierten medizinischen Brigaden 
der ständigen Einsatzbereitschaft, u.a. 
Regelung bzw. Festlegung 
-des Zusammenwirkens des Dienstes 

der medizinischen Soforthilfe mit ande­
ren Organen und Institutionen sowie 

-der Normen und Fristen für die Reser-
vebi ldung an materiell-medizinischen und 
anderen Mitteln (5) . 

6. Aufstellung und Ausrüstung von vier 
"multifunktionellen " medizinischen Ab­
teilungen spezieller Zweckbestimmung 
beim Klinischen Hauptlazarett "N .N. Bur­
denko" in Moskau sowie bei den Militär­
bezirkslazaretten in Kiew, Taschkent und 
Chabarowsk durch das Verteidigungsmi-
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nisterium der UdSSR im Jahre 1990 (6) . 
7. Einführung eines Hausbereitschaftsdien­

stes außerhalb der Arbeitszeit für die An­
gehörigen der spezialisierten medizini­
schen Brigaden und medizinischen Abtei­
lungen spezieller Zweckbestimmung und 
Regelung deren finanziellerVergütung (7). 

8. Bereitstellung von Flugzeugen und Hub­
schraubern (zivile und militärische) für den 
Transport von medizinischem Personal , 
Transport-, Nachrichten- und anderen 
medizinischen Mitteln in Katastrophen­
gebiete sowie für den Abtransport Ge­
schädigter und den Rücktransport von 
Spezialisten und Gütern aus Katastro­
phenherden . 
Vorrangige Sicherung von Plätzen in lini­
enflugzeugen für Dienstreisen von medi­
zinischen und anderen Spezialisten in Ka­
tastrophengebiete (8) sowie von Trans­
portanforderungen des Gesundheitswe­
sens und der Zentren der medizinischen 
Soforthilfe zur Beförderung von Geschä­
digten, medizinischem Personal und ma­
teriell-medizinischen Mitteln in außerge­
wöhnlichen Situationen durch die zu­
ständigen Ministerien und Behörden (9) . 
Deckung der hierbei entstehenden Ko­
sten aus den Reservefonds des Mini­
sterrates der UdSSR sowie der Minister­
räte der Unionsrepubliken (10). 

9. Projektierung bzw. Ausarbeitung, Her­
stellung und/oder Lieferung bzw. Bereit­
stellung 
-von 250 aufblasbaren Zelten für den 

Aufbau von mobilen Hospitälern in den 
Jahren 1991 -1995 (je 50 Stück jährlich) 
(11 a); 

- der produktionstechnischen Dokumen­
tation für Bekleidungsvorräte des Per­
sonals der Hospitäler im Jahre 1990 
(11 b); 

-der erforderlichen Menge an Ersatztei­
len und Ausrüstung für die Hospitäler 
gemäß Anlage 2 (11 cl ; 

-von 4 lenkbaren Container-Luftlandesy­
stemen für das Absetzen von Personen 
und Lasten sowie je 8 lenkbaren Fall­
schirmlastsystemen bzw. Fallschirm­
gleitsystemen in den Jahren 1994-1995 
(12) sowie 

-von 12 mobilen Laboratorien für die 
Kernstrahlungs-Schnellmessung in den 
Jahren 1992-1995, einschließlich der er­
forderlichen Ersatzteile (13) . 

Bezeichnung Ort Bemerkungen 

Wissenschaftlich-praktisches Allunions- Moskau 
zentrum der medizinischen Soforthilfe 

Gesamtstaat­
liches Leitzen­
trum am Institut für Chirurgie "A.V. Visnevskij" 

der AMW der UdSSR 

Spezialisiertes wissenschaftlich-prak- Moskau Leitzentrum 
beim Auftreten 
von Strahlen­
schädigungen 

tisches Zentrum der medizinischen 
Soforthilfe (im System der Dritten Haupt­
verwaltung beim Ministerium für 
Gesundheitswesen der UdSSR) 

Nowosibirsker Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe 

Taschkenter Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe 

Chjabarowsker Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe 

Kiewer Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe 

Nowosibirsk 

Taschkent 

Chabarowsk 

Kiew 

Bild 3: Verzeichnis der 1990 geschaffenen Zentren der medizinischen 
Soforthilfe 

10. Inbetriebnahme einer Produktionslinie 
zur Herstellung von Krankenkost für Ver­
brennungsgeschädigte im Jahre 1991 und 
Organisation der Produktion von jährlich 
15.000 Havarie-Verpflegungsportionen für 
die mobilen Hospitäler in den Jahren 1991 -
1995(14) . 

11 . Aufnahme der erforderlichen Arbeits­
kräfte, finanziellen und materiellen Mittel 
sowie Investitionen in die Staatspläne der 
ökonomischen und sozialen Entwicklung 
1991 -1 995 (15) . 

12. Ausstattung des Dienstes der medizini­
schen Soforthilfe in den Jahren 1991 -
1995 mit der notwendigen Rechentechnik 
gemäß Anlage 2 (16) sowie Sicherung 
stabiler Nachrichtenverbindungen (17). 

13. Gewährleistung des Baus und der Re­
konstruktion von Gebäuden und Einrich­
tungen für den Dienst der medizinischen 
Soforthilfe in den Jahren 1991-1995 ge­
mäß Anlage 3 (18). 

14. Schaffung eines automatisierten Sy­
stems der Führung des Dienstes der me­
dizinischen Soforthilfe in der Stadt Mos­
kau (auf der Basis der Städtischen Zentrale 
der SMH) - (19) . 

DIE DURCHFÜHRUNGS­
BESTIMMUNGEN 
DES MINISTERS FÜR 
GESUNDHEITSWESEN 
DER UDSSR 
Die Durchführungsbestimmungen des Mi­
nisters für Gesundheitswesen der UdSSR 
umfassen acht Ziffern und tragen allgemei­
nen arbeitsorganisatorischen, bereichsspe­
zifischen Charakter. Zu den wichtigsten 
Festlegungen sind die folgenden zu zählen: 

1. Aufbau von Republik- und Gebiets­
(Kreis-) zentren der medizinischen Sofort­
hilfe in den Hauptstädten der Unions- und 
autonomen Republiken sowie den Ge­
biets- und Kreisstädten und Aufstellung 
von spezialisierten medizinischen Briga­
den der ständigen Einsatzbereitschaft in 
der Regel auf der Basis bestehender Re­
publik-, Gebiets- und Kreiskrankenhäuser 
sowie Stationen für Hygiene und Epide­
miologie. 

(SMH = Schnelle Medizinische Hilfe, 
Anm. d. Red.) 
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Zentren Unionsrepubliken Autonome Autonome Gebiete Nationale Kreise 
Sowjetrepubliken 

Wissenschaftlich- RSFSR Karelische ASSR, Archangelsk, Wolo- Krasnodar, 
praktisches Estland, Lettland, ASSR der Komi, godsk, Murmansk, Stawropol 
Allunionszentrum Litauen, Armenien, ASSR der Mari, Leningrad, Nowgo-
der medizinischen Aserbaidshan, Mordwinische ASSR, rod, Pskow, Kali-
Soforthilfe Georgien Tschuwaschische ningrad, Brjansk, 

ASSR, Kalmykische Wladimir, Iwanowo, 
ASSR, Tatarische Kalinin, Kaluga, 
ASSR, Dagestani- Kostroma, Moskau, 
sche ASSR, Kabardi- Orlow, Rjasan, 
nisch-Balkarische Smolensk, Tula, 
ASSR, Nordosseti- Jaroslawl, Gorki, 
sche ASSR, ASSR Kirow, Belgorod, 
der Tschetschenen Woronesh, Kursk, 
undlnguschen Lipezk, Tambow, 

Astrachan, Wolgo-
grad, Kuibyschew, 
Pensa, Saratow, 
Uljanow, Rostow 

Nowosibirsker --- Baschkirische ASSR, Orenburg, Perm, Altai, 
Regionalzentrum Urdmutische ASSR, Swerdlowsk, Tschel- Krasnojarsk 
der medizinischen Burjatische ASSR, jabinsk, Kemerowo, 
Soforthilfe Tuwinische ASSR Om'Sk, Nowosibirsk, 

Tomsk, Tjumen, 
Irkutsk, Tschita, 
Kurgan 

Chabarowsker - -- Jakutische ASSR Amur, Kamtschatka, Primorsk, 
Regionalzentrum Magadan, Sachalin Chabarowsk 
der medizinischen 
Soforthilfe 

Kiewer Ukraine, Bjelo- -- - -- - ---
Regionalzentrum (Weiß-Irußland, 
der medizinischen Moldawien 
Soforthilfe 

Taschkenter Usbekistan, Kasach- - -- - -- ---
Regionalzentrum stan, Kirgisien, 
der medizinischen Tadschikistan, Turk-
Soforthilfe menien (Turkestanl 

Sild 4: Betreuungsregionen der Zentren der medizinischen Soforthilfe (Bezeichnung der Autonomen Republiken, 
Autonomen Gebiete und Nationalen Kreise nach den OriginaldokumentenJ 

2. Durchführung einer obligatori~chen terri­
torialen Fortbildung für alle Arzte klini­
scher Disziplinen in der Diagnostik und 
ersten ärztlichen Hilfe bei Notfallsituatio­
nen mit Ablegen einer Prüfung in den 
Jahren 1990-1991 (1.4.). 

3. Bestimmung der Betreuungsregionen des 
Aliunionszentrums und der regiona len 
Zentren der medizinischen Soforthilfe 
(Anlage 4; siehe Bild 4) sowie des Mu­
sterprofils der spezialisierten medizini­
schen Brigaden der ständigen Einsatzbe­
~~itschaft (Anlage 5; Bild 5) - (1 .5.). 

4. Ubertragung der Funktion einer landes­
Weiten Leiteinrichtung für die Organisati­
On der medizinischen Hilfeleistung sowie 
Von hygienisch - antiepidemischen Maß­
nahmen in außergewöhnlichen Situatio­
nen 

-beim Auftreten von Strahlenschädigun­
gen - dem Spezialisierten wissenschaft­
lich - praktischen Zentrum für medizini­
sche Soforthilfe bei der Dritten Haupt­
verwaltung des Ministeriums für Ge­
sundheitswesen der UdSSR (2 .1.); 

- bei der medizinischen Soforthilfe für Kin­
der - dem Allunionszentrum für Kinder­
chirurgie, -anaesthesiologie und -reani­
mation des Ministeriums für Gesund­
heitswesen der UdSSR (2 .2.) . 

5. Bestimmung des 1. Juli 1990 als Termin 
für die Arbeitsaufnahme der Zentren der 
medizinischen Soforthilfe . 

DIE ANLAGEN 
Die Anlagen sind übersichtlichkeitshalber 
nochmals zusammengefaßt in Bild 6 darge­
stellt. Auf den Inhalt der in diesem Artikel 
nicht berücksichtigten Anlagen wird in einer 
späteren Publikation eingegangen. 

SCHLUSS BEMERKUNGEN 
Die Darlegungen veranschaulichen, daß sich 
die UdSSR mit den in den vorgestellten 
Dokumenten getroffenen Festlegungen zum 
Aufbau eines Dienstes der medizinischen 
Soforthilfe in außergewöhnlichen Situatio­
nen ein sehr anspruchsvolles Programm 
gestellt hat, um in einem verhältnismäßig 
kurzen Zeitraum einen landesweit wirksa­
men medizinischen Katastrophenschutz zu 
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organisieren . Den Ernst des Vorhabens un­
terstreichen u.a. die Zahl der einbezogenen 
Ministerien, Behörden und Institutionen 
sowie der Umfang der bereitgestellten fi­
nanziellen u.a. Mittel. Die nächsten Jahre 
werden zeigen, wie es um seine Rea lität 
und die Realisierung beste ll t ist. Klar ist aber 
schon jetzt. daß sich hier ein breites Feld für 
eine fruchtbare internationale Kooperation 
in Wissenschaft und Praxis anbietet. wie sie 
bereits vor der Vereinigung bestanden hat 
und fortgesetzt werden sollte. 

Bezeichnung! 
Art der Zentren 

- Allunionszentrum und Regional­
zentren der medizinischen Sofort­
hilfe sowie 
Zentren der medizinischen 
Soforthilfe der Unionsrepubliken 

- Zentren der medizinischen 
Soforthilfe der Autonomen 
Sowjetrepubliken, Gebiete 
und Kreise 

Anmerkung: 

Aufzustellende spezialisierte 
medizinische Brigaden 

- Chirurgische 
- Traumatologische 
- für Verbrennungsgeschädigte 
- Anaesthesiologische!für Reani-

mation 
- Toxikologische 
- für Infektionskrankheiten 
- Hygienisch - antiepidemische 

- Chirurgische 
- für Infektionskrankheiten 
- Hygienisch - antiepidemische 

Bild 5: Aufzustellende spezialisierte 
medizinische Brigaden der ständi­
gen Einsatzbereitschaft bei den 
Zentren der medizinischen Sofort­
hilfe (Empfehlung) 

Die Anzahl der Brigaden und ihr Profil wird in Abhängigkeit von den Produk­
tions-, ökonomischen, demografischen u, a. Bedingungen des jeweiligen 
Territoriums bestimmt. 

lfd.Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Bezeichnung 

Verzeichnis der Zentren der medizinischen Soforthilfe, die 1990 
zu organisieren sind 

Verzeichnis der Ausstattung und Geräte, die in den Jahren 1991-
1995 für die Ausrüstung des Dienstes der medizinischen Sofort­
hilfe bereitzustellen sind 

AufgabensteIlung für das Ministerium für Gesundheitswesen der 
UdSSR, das Ministerium für Atomenergie und -industrie der 
UdSSR, das Ministerium für Bauwesen der UdSSR, die Minister­
räte der RSFSR, der Ukrainischen SSR und der Usbekischen SSR, 
die Hauptverwaltung für Spezialbauten des Ministeriums für 
Montage- und Spezialbauten der UdSSR zum Bau und zur Rekon­
struktion von Objekten für die Organisation und Sicherstellung 
der Arbeit des Dienstes der medizinischen Soforthilfe in den 
Jahren 1991-1995 

Betreuungsregionen der Zentren der medizinischen Soforthilfe 

Aufzustellende spezialisierte medizinische Brigaden der ständigen 
Einsatzbereitschaft (Empfehlung) 

Vorläufige Ordnung des Allunionszentrums der medizinischen 
Soforthilfe (Gültig auch für die Regionalzentren) 

Vorläufige Ordnung der spezialisierten medizinischen Brigaden 
der ständigen Einsatzbereitschaft 

Zuordnung 

Verordnung des Ministerrates 
der UdSSR 

Verordnung des Ministerrates 
der UdSSR 

Verordnung des Ministerrates 
der UdSSR 

Durchführungsbestimmungen des 
Ministers für Gesundheitswesen 
der UdSSR 

Durchführungsbestimmungen des 
Ministers für Gesundheitswesen 
der UdSSR 

Durchführungsbestimmungen des 
Ministers für Gesundheitswesen 
der UdSSR 

Durchführungsbestimmungen des 
Miriisters für Gesundheitswesen 
der UdSSR 

Bild 6: Übersicht über die Anlagen des Befehls Nr. 193/90 des Ministers für Gesundheitswesen der UdSSR 
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ZIVIL-MILITÄRISCHE 
ZUSAMMEtjARBEIT 
DER SANITATSDIENSTE 
IN EIN ERN E U E N ZE I T Gernot Werther, Foto: Horst Schöttler 

Programme, Perspektiven, Postulate 
aus der Sicht eines Landesministeriums 
Vortragsniederschrift vom 24. April 1991 an läßlich der Wehr­
medizinischen Fortbildungstagung der Deutschen Gesellschaft 
für Wehrmediz in und Wehrpharmazie eV und der Vereinigung Deut­
scher Sanitätsoffiziere (VdSO) in Mainz 

I m Rahmen der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit (ZMZ) gibt es im Bereich des 
Gesundheitswesens seit Jahren Bestre­
bungen, ein gemeinsames Konzept zu ent­
Wickeln . Dies ist allerdings ein sehr 
sChwerfälliges Unterfangen. Erste Teiler­
f91ge konnten bei den letzten WINTEX­
Ubungen erzielt werden . Hier ist die zivile 
Seite mit Erfolg an den Sanitätsdienst der 
Bundeswehr mit der Bitte herangetreten, 
die zivilen Krankenhäuser durch einberufe­
ne Wehrpflichtige personell zu unterstüt­
zen . 

Dahinter steht folgende Überlegung: 
In einem noch immer nicht ausschließbaren 
Verteidigungsfall ist damit zu rechnen , daß 
auf der zivilen Seite sehr schnell ein ge­
steigerter Bedarf an ambulanter und statio­
närer Versorgung besteht. Gleichzeitig be­
findet sich der Sanitätsdienst der Bundes­
Wehr im Aufwuchs, ist aber - insbesondere 
aus organisatorischen Gründen - noch nicht 
einsatzfähig, so daß für einige Zeit die per­
sonellen Kapazitäten der Bundeswehr nicht 
nUtzbar sind . Es ist deshalb zweckmäßig, 
diese personellen Ressourcen zumindest 
vOrübergehend im zivilen Sanitätsdienst 
einzusetzen . Dies wurde während WINTEX 
erprobt. Damit wurde - übungsmäßig -
zWeierlei erreicht: 

- Die durch militärische Einberufungen per­
sonell geschwächten zivilen Krankenhäu­
Ser wurden wieder gestärkt. 

- Der militärische Sanitätsdienst brauchte 
nicht länger in Wartestellung zu bleiben. 
Auch wenn seitens der Bunde~wehr die 
räumlichen Voraussetzungen für einen 
funktionierenden Sanitätsdienst noch nicht 
gegeben waren, weil die notwendigen 
Objekte noch anderweitig belegt waren, 
War ein sinnvoller Einsatz des Sanitäts­
Personals möglich . 

Es gibt weitere positive Beispiele für die 
Praktische Zusammenarbeit zwischen 
Bundeswehr und zivilen Stellen . So besteht 
ein ständiges Angebot des Bundeswehr­
Sanitätsdienstes an die anforderungsbe­
reChtigten zivilen Behörden, im Bedarfsfall 

Schwerbra ndverletzten-Sets anzufordern . 
Weiterhin besteht das ständige Angebot 
der Bundeswehr, die zivilen Katastrophen­
schutzbehörden bei Unglücksfällen mit ei­
ner Vielzahl von Verletzten durch den Ein­
satz von Großraumhubschraubern des Typs 
CH 53 zu unterstützen. Weitere positive 
Beispiele einer echten Kooperation ziviler 
und militärischer Sanitätsdienste waren im 
vergangenen Jahr die gemeinsamen Vorbe­
reitungen für eine medizinische Hilfe bei 
einem evt\. Giftgasunfall im Zusammenhang 
mit der "Aktion Lindwurm" (Abtransport 
der amerikanischen Chemiewaffen aus der 
Pfalz) oder in jüngster Zeit die organisatori­
schen Maßnahmen zur medizinischen Ver­
sorgung Kriegsverletzter aus der Golfregion 
C. Desert Storm " ). Dabei haben sich bei 
"Desert Storm" die Erfahrungen aus der 
Zusammenarbeit beim "Undvvurm" positiv 
bemerkbar gemacht. Haben bei der Aktion 
"Lindwurm " vor allem unterschiedliche 
Standpunkte zur Geheimhaltung zunächst 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet. kam 
man sich hier im Zusammenhang mit 
"Auswirkungen des Golfkrieges " schon 
wesentlich näher, ohne daß jemals die Ge­
fahr bestanden hätte, daß militärische Ge­
heimhaltungsgesichtspunkte hinsichtlich der 
erwarteten Anzahl der Verletzten oder der 
zu befürchtenden Art und Schwere der 
Verletzungen preisgegeben wurden . 

Leider sind diese Beispiele seltene licht­
blicke im Bereich der gesundheitlichen ZMZ. 
Es bleibt zu befürchten, daß sich die zivilen 
und militärischen Gesundheitsdienste 
grundsätzlich auch weiterhin als Konkur­
renten gegenüberstehen, die nicht mitein­
ander, sondern nebeneinander arbeiten . 
Dabei muß deutlich gesehen werden , daß 
der militärische Sanitätsdienst, abgesehen 
von wenigen Einrichtungen, wie etwa dem 
Bundeswehr-Zentralkrankenhaus in Koblenz, 
im Bedarfsfall erst aus reinen Kadereinhei­
ten aufwachsen muß. Dies geschieht im 
wesentlichen aus dem Personalbestand der 
für die friedensmäßige gesundheitliche 
Versorgung der Bevölkerung in vollen Um­
fang benötigt wird und der - was leider 
häufig vorkommt -, in Unkenntnis vorgese-

hener MOB-Beorderungen (mobilma­
chungsbezogene Verwendung von Reser­
visten) für Sonderaufgaben im zivilen Kata­
strophenschutz eingeplant ist. 
Ich will hier nicht verkennen, daß sich die 
friedensmäßige ärztliche Versorgung 
grundlegend von derjenigen in einem Ver­
teidigungsfall unterscheidet. Vieles, was in 
Friedenszeit die Ärzte in den Praxen und 
Krankenhäusern routinemäßig belastet. wird 
im Verteidigungsfall keiner ärztlichen Be­
handlung zugeführt, weil banale Erkrankun­
gen der Selbstmedikation überlassen blei­
ben . Insofern können gegenüber der frie­
densmäßigen Gesundheitsversorgung 
durchaus Valenzen freigesetzt werden und 
sowohl für den Aufwuchs des Sanitäts­
dienstes der Bundeswehr als auch für den 
im Verteidigungsfall andersartigen Versor­
gungsbedarf der. zivilen Seite genutzt wer­
den. Auf dieser Uberlegung beruht auch die 
sog . " gemeinsame Regelung", die vorsieht, 
daß 11 % der Gesamtzahl der in einem 
Regierungsbezirk wohnenden deutschen 
Ärzte zur Bundeswehr eingezogen werden 
können, wobei die Arztdichte innerhalb eines 
Stadt- oder Landkreises höchstens mit 22 % 
tangiert werden darf. Die aufgrund dieser 
gemeinsame.n Regelung in einem Verteidi­
gungsfall geschmälerten Behandlungska­
pazitäten der zivilen Seite können rechne­
risch dadurch ausgegl ichen werden, daß die 
regelmäßige Arbeitszeit erhöht wird oder 
Urlaubssperren verhängt werden. Aber 
selbst wenn solche Maßnahmen nicht er­
griffen werden , braucht kein Versorgungs­
notstand bei der zivilen Seite befürchtet zu 
werden. Zu bedenken ist nämlich, daß bei­
spielsweise die kassenärztliche Versorgung 
dann noch als gesichert angesehen werden 
kann, wenn innerhalb eines kassenärztlichen 
Planungsbereichs lediglich 85 % der Allge­
meinarztsteilen und 60 % der Gebietsarzt­
steIlen besetzt sind. Legt man ein solcher­
maßen abgespecktes Versorgungsmodell 
zugrunde, ist es innerhalb des Landes 
Rheinland-Pfalz auch unter Berücksichtigung 
der gemeinsamen Regelung rein rechnerisch 
möglich , rund 800 niedergelassene Ärzte 
aus dem ambulanten Bereich in die statio­
näre Versorgung umzusetzen . Wir sehen 
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ZIVILMILITÄRISCHE ZUSAMMENARBEIT 
DER SANITÄTSDIENSTE IN EINER NEUEN ZEIT 

dies als eine ausreichende Basis an, um 
rechnerisch die ärztliche Versorgung im 
Verteidigungsfall für die zivilen Krankenhäu­
ser einschließlich der baulich vorbereiteten 
Hilfskrankenhäuserll sicherzustellen . 
Dieses Zahlenbeispiel darf aber nicht dar­
über hinwegtäuschen, daß der separate 
Aufwuchs des Sanitätsdienstes der Bun­
deswehr und die damit im Zusammenhang 
stehenden organ isatorischen Erfordernisse 
zur Sicherstellung des zivilen Sanitätsdien­
stes einen gewaltigen Nachteil haben: 
Gerade im Zeitpunkt eines gesteigerten 
Versorgungsbedarfs werden eingespielte 
Teams gesprengt, Ärzte und Assistenzkräfte 
aus ihrer gewohnten Arbeitsumgebung ge­
rissen . 
Dies muß sich zwangsläufig negativ aus­
wirken auf die Leistungsfähigkeit der zivilen 
Krankenhäuser. Vieles, was eigentlich in 
eingespielter Routine erledigt werden müßte 
und könnte, bedarf, wenn es im Zusammen­
wirken mit anderen nicht eingespielen Kol­
legen erledigt werden muß, gesteigerter 
Konzentration und geht langsamer von der 
Hand. 
Anders ausgedrückt: Die zivile Seite wird 
bei dem bisherigen Konzept geschwächt, 
während die militärische Seite noch nicht 
einsatzfähig ist. Der Aufwuchs eines mili­
tärischen Sanitätsdienstes bringt zunächst 

nur papiermäßig zusätzliche Behandlungs­
kapazitäten . Tatsächlich ist der Zuwachs 
aber wesentlich geringer, wenn nicht sogar 
ein Minus gegenüber dem Status quo. 
Vor diesem Hintergrund begrüßen wir das 
sog. " Modell Birkenfeld " 21 , weil wir meinen, 
daß dieses Modell hervorragend geeignet 
ist, die genannten Probleme zu umgehen. 
In Birkenfeld soll schon zu Friedenszeiten 
die integrierte Zusammenarbeit eines zivilen 
Krankenhauses mit einem Reservelazarett 
(ResLazGrp 7408) erprobt werden . Wir 
erwarten aus dieser integrierten Zusam­
menarbeit folgende Vorteile: 

- Der militärische Sanitätsdienst kann viel­
fach am regulären Arbeitsplatz geleistet 
werden . Der Operateur operiert auch wei­
terhin in seinem OP zusammen mit sei­
nen Leuten. Er hat eine Doppelfunktion 
als zivi ler Krankenhausarzt und als Sani­
tätsoffizier. Erwird als Sanitätsoffizier nicht 
aus seinem zivilen Team gerissen und 
kann - auch im Verteidigungsfall - Routi­
ne weiterhin als Routine erledigen . 

- Das zivile Krankenhaus kann zu Friedens­
zeiten als Fortbildungsstätte für den mili­
tärischen Sanitätsdienst genutzt werden . 
Die Fortbildung braucht nicht - wie bisher 
- auf die Arbeit am Phantom beschränkt 
zu bleiben, sondern kann am realen Pati-
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enten erfolgen. Durch solchen Praxisbe­
zug wird die Fortbildungsqualität verbes­
sert. 

- Gerade in kleineren Krankenhäusern (Bir­
kenfeld - 132 Betten) können beispiels­
weise urlaubsbedingte oder krankheits­
bedingte Personalengpässe durch 
Wehrübende überbrückt werden . 

- Die Einberufung zu Wehrübungen kann 
wesentlich flexibler erfolgen, da das zivile 
Krankenhaus nicht nur während beson­
derer militärischer Veranstaltungen, son­
dern ständig als Fortbildungsstätte genutzt 
werden kann. 

- Durch die Integration des zivilen und mili­
tärischen Sanitätsdienstes wird ein teil­
weise bestehendes" Kastendenken " ab­
gebaut - das gegenseitige Verständnis 
wird gefördert. 

Soweit einige Vorteile des Modells . Das 
Modell hat sicher auch Probleme, insbeson­
dere haftungs- und pflegesatzrechtlicher Art· 
Auch darf das Modell nicht mißverstanden 
werden als eine bequeme Möglichkeit für 
die zivile Seite, eigene Vorkehrungen für 
den Katastrophen- und Zivilschutz einzU­
sparen . Die Modellphase wird sicher noch 
weitere Schwachpunkte deutlich machen. 
Dennoch bin ich schon jetzt der ÜberzeU­
gung, daß der integrierte zivil-militärische 
Sanitätsdienst ein Schritt in die richtige 
Richtung ist. Wir können es uns nicht lei­
sten, getrennte Sanitätsdienste vorzu­
halten und statt mit-, nebeneinander 
Konzepte zum Schutz der Bürger im Ge­
fahrenfall zu präsentieren_ 

1) Anmerkung der Redaktion: Im Grundlagenpaplef 

des Bundesmmlsteriums des Innern "Künftige 
Strukruren im Zivilschutz " vom 12. Februar 1991 
wird zu den Hilfskrankenhäusern ausgesagt: "DIB 
Schaffung von Notbehandlungskapazitäten in Forrfi 
von Hilfskrankenhäusern wird derzeit nicht for1ge 
setzt. Der vorhandene Bestand wird unter auS­
drücklicher Kostenminimierung erhalten." 

2) BirkenfeldiNahe, Kreisstadt im Hunsrück, deren 
ansässiges Kreiskrankenhaus "Elisabeth-Stiftun9 
des DRK" seit Jahren erfolgreiche und vertrauen5

d volle Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr un 
ziviler Verwa/rung praktiziert. Zugleich sind Ärztl. 
Direktor und Geschäftsführender Stifrungsvorstand 

Stabsoffiziere der Reserve. 
Das " BIrkenfelder Modell " ist durch den FührungS' 
stab des Heeres (FüH) für zwei Jahre, vom 
1 Januar 1991 - 31 Dezember 1992, zum Truppen 
versuch bestimmt und mit dem Krankenhaustra­
ger, der Stlfrung, vertraglich geregelt 

Das Kreiskrankenhaus Birkenfeld 
" Elisabeth-Stiftung des DRK" im 
Modell - Symbol für das " BirkenfS/' 
der Modell" ? 



1 I. BUNDESWETTKAMPF 
DES THW IN MAINZ TextundFotos, HorstSchöttler 

Alle zwei Jahre treten die Sieger der 
Landeswettbewerbe des THW zum bun­
desweiten Vergleich ihrer Leistungen an. Es 
gilt, auf der Annahme einer Großschadens­
lage, die Wirkungen zu begrenzen, Schäden 
zu beseitigen oder zu mindern und behelfs­
mäßig instand zu setzen. Für Mainz am 1. 
J.uni 1991 war bei strahlendem Wetter die 
Ubungslage wie folgt: 
"Als Folge einer Naturkatastrophe sind im 
Raum Mainz erhebliche Schäden an Ver­
und Entsorgungsleitungen entstanden. Eine 
Gefahrenlage für die Instandsetzungszüge 
st.ellt flüssiges Gefahrgut dar." 
Die 11 Mannschaften aus den alten Bun­
desländern mit einer (reduzierten) Stärke 
vOn 25 Helfern, insgesamt 275 Akteure, 
wurden vom 80 Schiedsrichtern kontrolliert 
und begutachtet. Aus den 620 Ortsverbän­
den in den 11 Bundesländern waren über 
, .700 Helfer von den 60.000 THW-Helfern 
nach Mainz geeilt. 
Wenn ab 1991 die ersten 20 Ortsverbände 
In den neuen Bundesländern hinzukommen, 
die bis 1993 die Stärke von 80 Ortsverbän­
den erreichen, wird der 12. Bundeswett­
kannpf 1993 in Berlin ein erster gesamt­
geutscher THW-Wettbewerb sein. 
Ubrigens: Sieger in Mainz wurde der OV 
Cloppenburg/Niedersachsen vor dem OV 
~?blenz/Rheinland-Pfalz (ein schöner Erfolg 
Ur den gastgebenden Landesverband) und 

denn OV Illingen/Saar. 
Ann Rande der Veranstaltung - und doch 
Zugleich aus politischen , für das THW exi­
Stenziel len Gründen - standen die Reprä­
Sentanten von Bundesregierung, Landesre­
gierung, dem Bundestag und dem rheinland­
Pfälzischen Landtag mit ihren Aussagen im 
Mittelpunkt des Interesses. Johannes Ger- Impressionen aus Mainz 

!taatssekretär Dr. Armin Jäger, Berlin, begutachtet die Steglitzer THW­
~elfer und freut sich auf 1993 

ster, MdB, nicht nur innenpol itischer Spre­
cher der CDU/CSU-Fraktion, sondern auch 
als Präsident der THW-Helfervereinigung 
vom Direktor THW, Gerd Jürgen Henkel, 
mehrfach als Schutzpatron des THW In der 
Not bezeichnet (s . a. Editorial), konnte nur 
Gutes berichten: 

• Das THW hat Bestand und wirkt in die 
neuen Bundesländer; der Aufbau in der 
Ex-DDR hat begonnen ; 

• Nach einer jüngsten IPOS-Umfrage steht 
das THWan zweiter Stelle der wichtigsten 

Einrichtungen im Bund (s.a . IPOS-Umfra­
ge 1990 in dieser Ausgabe); 

• Der Bund stellt 5,5 M io. DM für die tech­
nische Grundausstattung in den neuen 
Ländern bereit; 

• Die Auslandseinsätze des THW, insbe­
sondere der gegenwärtige im Kurdenge­
biet, stoßen auf höchste Anerkennung in 
der Bevölkerung und in Fachkreisen im In­
und Ausland . 

Viel Sympathie erwarb sich der neue rhein­
land-pfälzische Innenminister, WalterZuber, 
für sein Bekenntnis zum THW. Seine Kern­
sätze (s .a. Auszug aus dem Grußwort) : 

• Er sei ein Fürsprecher und Freund des 
THW, dessen Leistung er in seiner Zeit als 
Bürgermeister und Landrat kennen und 
schätzen gelernt habe; 

• Die Auslandseinsätze nutzen dem Anse­
hen Deutschlands in der Welt ; 

• Das THW soll und kann keine Einrichtung 
der Länder werden ; es muß eine Einrich­
tung des Bundes bleiben ; 
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• Er teile die Auffassung seines nordrhein­
westfälischen Kollegen Herbert Schnoor 
zum THW in keiner Weise und strebe an, 
ihn von seiner falschen Position abzubrin­
gen; 

• Er unterstreiche das kameradschaftliche 
Verhältnis unter den Hilfsorganisationen 
und bedaure jeden herbeigeredeten Ge­
gensatz zwischen den Feuerwehren und 
dem THW. Dieser sei ohnehin nur von 
den Funktionären formuliert und werde 
von den aktiven Helfern und Feuerwehr­
leuten weder verstanden noch empfun­
den. 

Der Bundesminister und Chef des Kanzler­
amtes, Rudolf Seiters, MdB, nahm die Sie­
gerehrung vor, zollte dem THW im Namen 
des Kanzlers und der Bundesregierung Dank 
und Anerkennung und vermittelte die Be-

11 . BUNDESWETTKAMPF 
DES THW IN MAINZ 

stadtdirektor/Oberkreisdirektor. Auslands­
einsätze des THW werden durch die Bun­
desregierung, insbesondere das Auswärti­
ge Amt, als humanitäre Hilfeleistung ange­
fordert. Somit wird das THW im 41. Jahr 
seines Bestehens noch immer der UNO­
Aufgabe gerecht, die Zivilbevölkerung in 
Notlagen zu schützen. 

Walter Zuber, Minister des Innern und für 
Sport des Landes Rheinland-Pfalz 
Auszug aus dem Grußwort vom 1. Juni 
1991 
Es ist für mich eine persönliche Freude, 
diesen Empfang ausrichten zu dürfen, zu­
mal ich dem THW seit Jahrzehnten freund­
schaftlich verbunden bin, ich trage mit be­
sonderem Stolz die Helfernadel in Gold mit 
Kranz des THW. 

Die rheinland-pfälzische Landesregierung 
möchte mit diesem Empfang die Bedeu­
tung und ihre Verbundenheit mit dem Kata­
strophenschutz im Allgemeinen und mitderr 
Technischen-Hilfswerk im Besonderen un­
terstreichen . 
Der Selbsterhaltungstrieb hat den Menschen 
stets gedrängt, Gefahren, denen er ausge­
setzt ist, abzuwenden oder aber zumindest 
zu mindern . 
Früher genügten Selbsthilfe und Nachbar­
schaftshilfe. Der technische Fortschritt und 
die damit verbundenen Risiken zwangen 
zum Aufbau organisierter Hilfe . 
Organisierte Hilfe wird heute geleistet vorr 
Techn ischen Hilfswerk, den Feuerwehren, 
den Sanitätsorganisationen und der DLRG. 
Es sind Organisationen, die von ihrer Ge­
schichte her gesehen, in den meisten Fällen 
im wahrsten Sinne des Wortes aus der Not 
geboren wurden und die vertrauensvoll zu­
sammenarbeiten . 
Es ist gleichzeitig willkommener Anlaß, a~ 
len Helferinnen und Helfern des Techni­
schen-Hilfswerkes zu danken. Dabei denke 
ich insbesondere auch an die zahlreichen 
Einsätze im Ausland . 
Wenn heute das Bi ld des "häßlichen Deut­
sehen" , das all zulange gepflegt wurde, ~~ 
langsam verblaßt, so hat hier unser THvv 
einen maßgeblichen Anteil daran. 

Auch aus den neuen Bundesländern kamen Helfer in "alten" Uniformen 

Dies gilt insbesondere für unser THW, das 
als Nachfolgeorganisation der Technischen 
Nothilfe 1950 ins Leben gerufen wurde. 
Das Hauptbetätigungsfeld des THW lieg~ 
heute in den Fachdiensten Bergung un 
Instandsetzung des erweiterten KatastrO­
phenschutzes . Aber auch im Fernmelde­
dienst, im Führungsdienst, im Schutzraurr' 
betriebsdienst bei Ponton- und Brücken­
baugruppen, im ABC-Dienst und beim Ver­
sorgungsdienst wirkt das THW bundesweit 
mit. 

deutung des THW im In- und Ausland durch 
Zahlen und Fakten : Rund 88 000 Alarmie­
rungen und 687 000 Arbeitsstunden in 1990. 
Der Einsatz des THW im Inland erfolgt auf 
Anforderung des Leiters der unteren Kata­
strophenschutzbehörde (auch HVB genannt) 
bei Großschadenslagen, also durch den 
Oberbürgermeister/Landrat bzw. Ober-

Bei der Pressekonferenz, von links: 
THW-Direktor Jürgen Henkel, 

Präsident der THW-Helfervereini­
gung Johannes Gerster, MdB, 

THW-Landesbeauftragter Rhein­
land-Pfalz, Dr. Friedrich Dölbor und 

der rheinland-pfälzische 
Innenminister Walter Zuber 
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Strahlende Gesichter unter einem strahlenden Himmel 

Einen besonderen Bekanntheitsgrad hat sich 
die Einsatzeinheit Bergung Ausland (SEE­
BA) erworben . Für den Bereich des Landes 
Rheinland-Pfalz kann ich mit Freude fest­
Stellen, daß weit über 3.000 Helferinnen 
und Helfer des THW Dienst tun . 
Eine Besonderheit. mit der wir als Rhein­
land-Pfälzer aufwarten können, ist der 
Hochwasseralarmzug Rheinland-Pfalz des 
THW mit Standort in Germersheim, der im 
Jahre 1979 mit Zustimmung des damaligen 
Bundesinnenministers Hans-Dietrich Gen­
scher begründet wurde. Diese einzigartige 
Spezialeinheit des THW verfügt über am­
Phibische Fahrzeuge, über die verschieden­
sten Boote und sonstigen Geräte bis hin zur 
Feldküche. 
Wir Rheinland-Pfälzer, die von Hochwasser 
besonders bedroht sind, sind froh, diese 
Einheit bei uns zu wissen. 
Das rheinland-pfälzische THW führt jedoch 
kein Einzelleben, es ist nicht ausgegrenzt 
gegenüber den anderen im Katastrophen-

Im Landesgesetz über den Brandschutz, die 
Allgemeine Hilfe und den Katastrophen­
schutz (Brand- und Katastrophenschutzge­
setz - LBKG -) ist die Mitwirkung des Tech­
nischen Hilfswerkes verankert. Ich selbst 
konnte als damaliger Landestagsabgeord­
neter vor rund 1 1/2 Jahrzehnten einiges 
dazu beitragen. 
Sonstige Aktivitäten und Dienstleistungen 
des THW, wie z. B. die Reinigung und Pflege 
von Bachläufen, das Anlegen von Quellen­
einfassungen, die Instandhaltung von Wald­
wegen und ähnliches mehr, fa llen nicht in 
den Bereich des LBKG ; sie werden von 
anderen Behörden als ehrenamtliche Lei­
stung gerne in Anspruch genommen. 

sChutz tätigen Organisationen . Dr. Dölbor, MdB Gerster und Ministerdirigent Beyer " THW-verbunden " 

Einsätze und Tätigkeiten des THW im Rah­
men des Brand- und Katastrophenschutzes 
sind somit in Rheinland-Pfalz eindeutig ge­
regelt. Andere Tätigkeiten des THW sind -
wie bereits gesagt - hiervon nicht berührt. 
Eine Konkurrenz-wie manchmal fälschlicher 
Weise behauptet - kann somit gar nicht erst 
entstehen . 
Versuche, mit solchen Behauptungen einen 
Keil zwischen die Partner im Katastrophen­
schutz zu treiben, sind untauglich . Die Hel­
ferinnen und Helfer arbeiten vor Ort vertrau­
ensvoll und partnerschaftlich zusammen. 

Die Prominenz umringt Kanzler­
amtsminister Rudolf Seiters 
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DAS 
DEUTSCHE ROTE KREUZ 

HAT SORGEN 
•• 
U berall auf der Welt, wo Katastrophen 
mit entsetzlichem Leid für die betroffenen 
Menschen hereinbrechen, sind auch das 
Deutsche Rote Kreuz und die anderen Hilfs­
organisationen wie ASB, JUH und MHD zur 
Linderung der Leiden sofort zur Stelle. Diese 
Einsätze sind aber nicht nur ein humanitäres 
Problem, sondern erfordern zunächst die 
Lösung finanzieller Erfordernisse. Nur wo 
ausreichende und kontinuierlich fließende 
Geldmittel vorhanden sind, kann geplant 
geholfen werden. Und das ist die Zu­
kunftsaufgabe. Das DRK möchte nicht 
immer nur "Feuerwehrarbeit" leisten (so 
aus einem Bericht aus DIE WELT). Auf einer 
Tagung berichtete u. a. der Präsident des 
Deutschen Roten Kreuzes, Botho Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein, über die Arbeit des 
Deutschen Roten Kreuzes und der anderen 
humanitären Hilfsorganisationen. 
Immer neue Katastrophen suchen die 
Menschheit heim, ganz abgesehen von der 
selbstgeschaffenen Katastrophe Krieg . Von 
zehn Kriegsopfern seien neun davon Zivili­
sten, stellte der Präsident des DRK fest. 
Diese Zivilisten seien Unschuldige und ihnen 
müsse geholfen werden . 
Um weiterhin dauerhafte Hilfe leisten zu 
können, wurde ein neues Spendenkonto 
bei allen Sparkassen und Landesbanken 
eingerichtet. 
Wir veröffentlichen nachfolgend den Artikel 
aus der Tageszeitung "DIE WELT" : 

DRK 
WILL DIE KATASTROPHEN 
AN IHREN WURZELN PACKEN 
Neun von zehn Opfern bewaffneter Konflik­
te sind Zivilisten. Und noch immer werden 
die Grundsätze der Genfer Konvention, die 
besagt, daß humanitäre Hilfsorganisationen 
Zugang zu den Opfern in Krisengebieten 
haben müssen, teilweise nicht beachtet. 
Der Präsident des Deutschen Roten Kreu­
zes (DRKl, Botho Prinz zu Sayn-Wittgen­
stein, wies gestern in Bonn darauf hin, daß 
neben aktueller" Feuerwehr-Arbeit" mehr 
Wert auf die Benennung und langfristige 
Bekämpfung der Wurzeln von Katastrophen 
gelegt werden müßte. Diesem Ziel dient die 
Kampagne "Light the Darkness", mit der 
das DRK gleichzeitig auf die vergessenen 
Opfer in Südamerika, Afrika und Asien auf­
merksam machen will. 
Gerade das Beispiel Äthiopien, wo in den 
nächsten Monaten etwa eine Million Men­
schen verhungern würden, zeige, so der 
Schauspieler und Entwicklungshelfer Karl­
Heinz Böhm, daß diese Katastrophe zum 
größten Teil menschen gemacht sei. Die 
Waffen, die im Bürgerkrieg zum Einsatz 

käme n, hätten immer auch einen Ur­
sprungsort. "Menschen, die an die Macht 
wollen, tragen diesen Kampf auf den Köp­
fen Unschuldiger aus und werden von au­
ßen darin unterstützt", klagte Böhm. Neben 
der Ächtung der Waffenhändler und des 
Krieges als Mittel der Politik, forderte Bun­
destagspräsidentin Rita Süssmuth, die 
Botschafterin der Kampagne, übereinstim­
mend mit Böhm und Prinz Wittgenstein 
eine neue Phase der UNO-Politik. "Unter 
bestimmtem Bedingungen darf der Grund­
satz der Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten eines Landes nicht mehr 
gelten", so Rita Süssmuth. 
Wie notwendig die Einmischung im Falle 
der Kurden war, unterstrich der Chirurg Horst 
Glück, der als einer der ersten Rote-Kreuz­
Ärzte im türkisch-irakischen Grenzgebiet 
Pionierarbeit geleistet hat. Die Camps hät­
ten ein Bild des Grauens geboten: unbe­
handelte Schnitt- und Schußverletzungen, 
Abszesse und Infektionskrankheiten. Glück 
hofft nun, daß das Interesse an den immer 
noch vor Angst zitternden Kurden bleibe . 
Denn sie seien nicht nur von Saddam Hus­
sein bedroht, sondern auch von den Türken . 
In der Hoffnung, daß die erfreuliche Spen­
denbereitschaft nicht abreiße, stellte Prinz 
Wittgenstein einen DRK-Spendentaler mit 
Feinsilberprägung vor, der ab sofort über 
Sparkassen und Landesbanken angeboten 
wird. 
Quelle: DIE WELT vom 22. Mai 1991 

Meldung aus: 
DIE RHEINPFALZ vom 12. Juli 1991 
Dr. Horst Schöttler, früherer Beige­
ordneter und Experte für Bevöl­
kerungsschutz, wurde auf dem Inter­
nationalen Kongreß der Vereinigung 
der Reserveoffiziere (CIOR) in Paris 
zum Chairman (Präsidenten) der Kom­
mission "Zivile Notfallvorsorge und 
militärische Katastrophenhilfe " ge­
wählt. Auf Vorschlag der USA und 
Großbritanniens wurde Schöttler von 
den Delegierten aus 11 Nationen ein­
stimmig ins Amt berufen; die Wahl­
periode dauert zwei Jahre. 
Seine Stellvertreter sind je ein Stabs­
offizier der Reserve aus den USA und 
Frankreich. Die CIOR wurde 1948 und 
somit noch vor der NATO gegründet; 
ihr gehören rd. 1 Million Reserveoffi­
ziere aus 12 westlichen Nationen an. 
Schöttler ist der erste Deutsche in 
dieser Position. 
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IN EIGENER SACHE: 

Manchmal geht Aktualität zu Lasten 
der Genauigkeit. So ging es der Re­
daktion mit dem Beitrag des PräSI­
denten des Bundesamtes für Zivi/­
schutz, Hans Georg Dusch, über ..Is­
rael im Golfkonflikt ", der uns erst sechS 
Wochen nach Redaktionsschluß er­
reichte. Der 'Satzfehler-Teufel' war der 
(fast) unvermeidbare Tribut. Er mindert 
jedoch nichts am Ziel des Augenzelt 
genberichts, Israel im Krieg zu be­
schreiben, die Haltung der Bevölkerung 
zu bewerten und die Rolle des Bevöl­
kerungsschutzes im Verteidigungs­
konzept des jüdischen Staates zu ana­
lysieren. Auch Deutschland kann, trotz 
der neuen Friedensordnung in Europa, 
Erkenntnisse für den Schutz der Zivi/­
bevölkerung aus den israelischen Er­
fahrungen ziehen. Daher wollen Wir 
zur Abrundung dieses Themas - e~n 
Staat in akuter Kriegsgefahr - die In 
Zeitungsberichten wiedergegebenen 
Ängste und Sorgen der Bevölkerung 
übermitteln . 
Auszug aus einem Zeitungsbericht der 
RHEINPFALZ, Ludwigshafen vom 13-
Februar 1991 : 

Ein neues Element der Verängstigung 
beschleicht derzeit Israels Bevölkerung: 
Soll man vor den gefürchteten irakischen 
Raketen in einem unterirdischen Be­
tonbunker oder im isolierten Zimmer 
Zuflucht suchen? Unterschiedliche An­
ordnungen der Behörden unterminieren 
die bisher unterschiedslos für alle gel­
tenden Regelungen . Mehr und mehr 
entgleitet dem Zivilschutz die behutsa­
me Kontrolle über das Verhalten der 
Israelis im Krisenfall. 
Angesichts der Ungewißheit, ob ein 
chemischer Angriff Iraks erfolgen wird 
oder nicht, entbehrt diese Analyse nicht 
der Logik. Mehr und mehr sickert aber 
ins Bewußtsein der Bevölkerung ein 
Skandal großen Ausmaßes. Für den ab­
soluten Ernstfall stünden nur für einen 
Bruchteil der Bevölkerung geschützte 
Unterstände zur Verfügung. In Tel AVlv 
befinden sich zwar unter Gartenanla­
gen, in Schulen und öffentlichen Ge­
bäuden 250 Bunker. Ein großerTeil hier­
von ist jedoch gar nicht zugänglich oder 
wurde nicht für längere Aufentha lte 
hergerichtet .... " 



DIE 
kATASTROPHENSCHUTZ­
ZENTRALWERKSTATT 
WESTE RSTE D E Lutz Harnach, Fotos: Horst Hedemann 

M it einem Tag der offenen Tür wurde 
die umgebaute Katastrophenschutz-Zen­
tralwerkstatt Westerstede der Öffentlich keit 
Vorgestellt. 
In einer kurzen Ansprache betonte Regie­
rUngspräsident Dr. Rolf Weber den Stellen­
Wert dieser Werkstatt, deren Einzugsbe­
reich den mit rd . 2,1 Mio Personen einwoh­
nerstärksten niedersächsischen Regie­
rungsbezirk Weser-Ems umfaßt. Die Fläche 
dieses Bezirks übertrifft mit 14.951 qkm um 
ein Vielfaches die des Saarlandes und reicht 
fast an die Größe Schleswig-Holsteins her­
an. Der rasche W andel der Anforderungen 
an den erweiterten wie friedensmäßigen 
Katastrophenschutz unter veränderten po­
litischen wie technischen Rahmenbedin­
gungen wurde im Verlauf der Rede des RP 
deutlich . 
Vverkstattleiter Horst Hedemann zeichnete 
den Werdegang der ursprünglich 1939 er­
~hteten Hallen zur heutigen modernen 

erkstatt nach . M it einem Kostenaufwand 
von nur rund 1,5 Mio DM entstanden hier 
aus anfänglich vier teils stark baufälligen, 
zUm Tei l sogar abgängigen Hallen zwei 
2~itgemäß hergerichtete Hallen für einen 
leistungsfähigen Wartungsbetrieb. 

Aufwendige Meßplätze bestimmen 
die Arbeit im Fernmeldebereich. 

Die Werkstatt, die als Einrichtung des Lan­
des auf Kosten des Bundes die von diesem 
finanzierte Ausstattung des erweiterten 
Katastrophenschutzes zu warten hat, verfügt 
damit über Arbeitsräume, die den heutigen 

Blick von Halle 11 auf Halle IV. Das zweigeschossige Gebäude beherbergt die 
f:ernmeldegerätewerkstatt. Grünflächen und Stellplätze anstelle der abge­
brochenen Halle /11. 

technischen Anforderungen an einen Repa­
raturbetrieb gerecht werden. M it der funkti­
onsgerechten Neugestaltung der Sozialräu­
me konnten auch in diesem Bereich die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten, die 
bislang mit manchem Provisorium vorlieb 
nehmen mußten, entscheidend verbessert 
werden; nicht zuletzt wurde unter dem 
Aspekt des Umweltschutzes vor allem mit 
neuen Abwasser- und Heizungssystemen 
Vorbildliches geschaffen. 
Die Gesamtkosten gliedern sich wie folgt 
auf: DM 700.000 .- für den Tiefbau und 
DM 850.000.- für Hochbaumaßnahmen. 
Die Errichtung eines Seilwindenprüfstan­
des einschließlich beweglicher Schutzvor­
richtungen kosteten bspw. nur DM 12.000, . 
Das zuständige Staatshochbauamt Olden­
burg-Nord entwickelte in enger Abstimmung 
mit der Werkstatt als Nutzerin neue kon­
struktive Wege . 
In der Werkstatt muß neues Ausstattungs­
material des Katastrophenschutzes bis zur 
endgültigen Auslieferung an insgesamt 17 
Landkreise und kreisfreie Städte des Bezirks 
Weser-Ems zwischengelagert und zu Partien 
zusammengestellt werden . 

DATEN DER WERKSTAn 
UND IHRES BETRIEBES 
Auf rund 1450 qm genutzter Gebäudefläche 
arbeiten in der Zentralwerkstatt Westerstede 
20 Beschäftigte, ferner 4 Auszubildende: 
1. Kfz-Werkstatt mit 14 M itarbeitern 

(2 Meister, 8 Mechaniker, 2 Handwerker, 
2 Auszubildende), 

2. Fernmeldegerätewerkstatt mit 4 Mitar­
beitern 
(1 Fernmeldetechniker, 2 FernmeIde­
handwerker und 1 Auszubildende), 

3. Atemschutzwerkstatt mit 2 Mitarbeitern 
(Leiter und Atemschutzgerätewart) . 

In der Verwaltung wird der Werkstattleiter 
von einem weiteren Angestellten unter­
stützt. 
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DIE KATASTROPHENSCHUTZ­
ZENTRALWERKSTATT WESTERSTEDE 

Von den 20 Beschäftigten wurden im Jahre 
1989 fast 40.000 Arbeitsstunden geleistet, 
davon 63 % Fertigungsstunden für die War­
tung der Ausstattung des Bundes - ein 
ungewöhnlich hoher Anteil. Zu dieser Aus­
stattung gehören deutlich über 500 Fahr-

Am Tag der offenen Türwirkten verschiede­
ne Einheiten ausgewählter Fachd ienste des 
Katastrophenschutzes engagiert mit, dar­
unter der ABC-Zug aus Bawinkel bei Lingen 
im südl ichen Emsland und der ABC-Zug aus 
Hoogstede aus der Grafschaft Bentheim. 

Auf größte Sorgfalt bei Wartungsarbeiten im Atmerbereich muß sich der 
KatS-Helfer verlassen können 

zeuge im KFZ-Teilbere ich, im Atmer-Bereich 
z. B. fast 400 Preßluftatmer, 700 Feuerlö­
scher und rund 5.000 Atemschutzmasken 
sowie annähernd 140 Sauerstoffbehand­
lungsgeräte, aber auch zahlreiche Hilfs­
krankenhaussätze ; die FernmeIde­
werkstatt betreut u.a. 270 Sprechfunkgerä­
te, mehr als 200 Funkmeldeempfänger, 
1.900 Kopfleuchten, 950 Handscheinwer­
fer, 400 Dosisleistungsmesser, die Fach­
dienstausstattung von 17 FernmeIdezen­
tralen der HVB und vieles mehr. Gerade in 
der Fernmeldewerkstatt bedingte der tech­
nische Fortschritt die Anschaffung hoch lei­
stungsfähiger, aber auch recht aufwendiger 
Meßgeräte. 

Wartung von Leinen und Leitern ;11 
Halle IV 

Sie erläuterten den Besuchern ihr Aufga' 
bengebiet und versorgten die Gäste . Zu' 
gleich mag das Mitwirken der Einheiten 
aber auch als Zeichen einer hervorragenden 
Zusammenarbeit der Werkstatt mit ihren 
"Kunden" gelten . 

Die KFZ-Reparaturhalle - Kernstück jeder KatS-Zentralwerkstatt; Blick i/f 
Halle 11 
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DER UNTERGA~G 
DER TITANIC FANDE 
NICHT STATT 
NEUER SATELLIT HILFT SCHIFFSKAPITÄNEN, 
It\ETEOROLOGEN, OZEANOGRAPHEN, UMWELTSCHQTZERN 
UND KATASTROPHENMANAGERN 

N achdem am 3. Mai 1991 der europäi­
sche Erderkundungssatellit ERS-1 vom 
Weltraumbahnhof Kourou, Französisch 
Guayana, aus auf seine Umlaufbahn ge­
bracht wurde, können sich nicht nur die 
Wissenschaftler freuen . Denn dank der 
Daten, die ERS-1 mit Hilfe seiner" Radarau­
g.en" liefern soll, werden Schiffahrtsrouten 
S!Cherer und Wettervorhersagen zuverläs­
Siger, können Umweltsünder gestellt und 
Umweltkatastrophen besser bekämpft 
Werden. 
Wozu ein neuer Satellit, wenn es doch schon 
Wetter- und Erderkennungssatelliten im 
Weltraum gibt? Die bisherigen Satelliten 
Sind mit optischen Systemen ausgestattet. 
Sie brauchen klare Sicht für ihre Arbeit. Bei 
Dunkelheit, dichter Wolkendecke oder Ne­
bel können sie nichts erkennen. Und da über 
manchen Teilen der Erde, vor allem über 
d~n Ozeanen, häufig Wolken oder Nebel die 
~ICht versperren, konnten bislang wenig 

aten über diese Gebiete aus der Vogel­
Perspektive gewonnen werden . 
Der ERS-1 verfügt als erster europäischer 
Satellit über ein Radarsystem und Mikro­
Wellen-Instrumentierung für Messungen 
~nd Bildaufnahmen über See und über Land . 

as Radarsystem macht ihn sozusagen 
.. a.~lwettertauglich" . Wolken und Dunkelheit 
Storen ihn nicht. Vereinfacht dargestellt 
funktioniert das System so: ERS-1 schickt 
elektromagnetische Wellen zum Boden. 
Wenn diese Wellen auf ein Hindernis stoßen, 
Werden sie reflektiert. Aus der Art der Re­
fleXion kann man nicht nur erkennen, in 
Welcher Entfernung sich das Hindernis be­
findet, sie läßt auch Rückschlüsse über Art 
Und Oberflächenbeschaffenheit des Hin­
dernisses zu . 
SChwerpunkt der Aufgaben von ERS-1 sind 
9zeanographie und Eisbeobachtung. Eine 
Anderung der Umlaufbahn des Satelliten 
erlaubt dabei je nach der Beobachtungsauf­
g~be eine Optimierung der Beobachtungs­
haufigkeit in äquatorialen Breiten. Während 
der Satellit normalerweise alle 35 Tage über 
~as gleiche Gebiet fliegt, läßt sich seine 

mlaufbahn auch so steuern, daß er alle 
d:ei Tage über dieselbe Region der "Erde 
fliegt. Dafür gibt es in dieser Zeit im Aqua­
torbereich Beobachtungs-" Löcher", die man 
einer häufigeren und exakteren Beobach­
tung der polaren Gegenden zuliebe aber in 
Kauf nimmt. Eine globale Erfassung der 
POlarregionen der Erde ist in jedem Fall 
Innerhalb weniger Tage gewährleistet. 

Auf seinem Weg erfaßt der Satellit mit sei­
nem Radarsystem einen 100 Kilometer brei­
ten Oberflächenstreifen parallel zur Flug­
bahn. Obwohl er etwa 800 Kilometer von 
der Erde entfernt ist, kann er auf diesem 
Streifen Elemente bis zu einer Größe von 30 
Meter ausmachen. Er erkennt Eisflächen 
nach Ausdehnung, Dicke, Alter und Bewe­
gung und meldet diese Daten an die Boden­
stationen. Die zentrale Bodenstation für die 
ERS-1-Mission steht in Kiruna, Nordschwe­
den. Dort werden die Informationen aufge­
arbeitet und archiviert und stehen innerhalb 
von nur drei Stunden Interessenten zur 
Verfügung . In diesem Fall sind das die 
Schiffahrtsgesellschaften, deren Kapitäne 
auf Nordatlantikfahrt ihre Routen mit Hilfe 
der Angaben über die Eisbewegungen si­
cherer planen können . Hätte der Kapitän der 
Titanic über ein solches "Vorwarnsystem " 
verfügt, wäre dem Schiff und seinen Pas­
sagieren die Kollision mit dem Eisberg ver­
mutlich erspart geblieben : Der Untergang 
der Titanic hätte nicht stattgefunden. 
Aber nicht nur die Schiffahrtsgesellschaften 
haben Interesse an den Beobachtungen des 
neuen Satelliten, sondern vor allem Me­
teorologen und Klimatologen. 
Rund drei Viertel der Erdoberfläche sind von 
Meeren und Ozeanen bedeckt, und davon 
wiederum acht Prozent mit Eis. Derwichtige 
Wärmeaustausch zwischen Wasser und Luft 
wird durch die Ausdehnung der Eisdecke 
beeinflußt. ERS-1 liefert den Wetterfor­
schern erstmals kontinuierliche, vergleich­
bare und aktuelle Daten über dieses riesige 
Gebiet. Mit seinen Mikrowellen-Sensoren 
mißt er Windrichtung und Windgeschwin­
digkeit an der Wasseroberfläche (die Wet­
tersatelliten wie Meteosat können das nur 
an der Wolkenobergrenzel. und er mißt die 
Temperaturen an derWasseroberfläche.lm 
Gegensatz zu den Werten, die von Bojen, 
Schiffen oder optischen Satelliten systemen 
geliefert werden, kann ERS-1 in relativ kur­
zer Zeit die gesamte Ozeanoberfläche in 
Rastern erfassen. Die Wiederholung der 
Messungen gibt Auskunft über Verände­
rungen und läßt Entwicklungen voraus­
schätzen . 
Welche Bedeutung gerade der Temperatur­
messung zukommt, läßt sich am Beispiel 
des Golfstroms verdeutlichen . Das Leben in 
Europa hängt ganz wesentlich von dieser 
warmen Strömung ab, die in Südengland die 
Palmen wachsen läßt, wo auf gleichen Brei­
ten in Nordamerika kaum noch Vegetation 

zu finden ist. Der Golfstrom drückt die Treib­
eisgrenze auf unserer Seite des Atlantiks 
mehrere tausend Kilometer nach Norden. 
Ihm verdanken wir das milde Klima, das 
Forscher für die Entwicklung unserer Zivili­
sation verantwortlich machen. 
Verständlicherweise hat man sich früh be­
müht, etwas über den Golfstrom herauszu­
finden . Heute weiß man aufgrund von 
Wärmebildern, die von Satelliten aufge­
nommen wurden, daß er zwar relativ stabi l 
ist, sich sein Bett aber trotzdem um insge­
samt 400 Kilometer östlich und westlich 
verschieben kann, bis zu 30 Kilometer am 
Tag. Aber gerade da, wo es "spannend " 
wird, vor Neufundland, wo sich der Golfstrom 
in zwei Arme teilt, von denen einer zurück 
nach Süden fließt und der andere nach Eu­
ropa, versperren häufige Nebelbänke und 
Wolken den optischen Satelliten die Sicht. 
Daher waren die Wissenschaftler bislang 
auf die Messungen von Bojen angewiesen. 
ERS-1 wird durch die Wolken hindurchsehen 
können . 
Die Wassermenge des Golfstroms ist star­
ken SChwankungen unterworfen. Sie hängt 
im wesentlichen von seinem Motor ab: der 
Kraft der Passatwinde. Auch hier wird ERS-
1 durch die Messung der Windgeschwin­
digkeit an der Wasseoberfläche Daten über 
Entwicklung und Veränderung dieser für 
Europa so lebenswichtigen Meeresströ­
mung liefern können . 
Die Meteorologen versprechen sich von dem 
neuen Satelliten vor allem eine größere 
Zuverlässigkeit bei den mittelfristigen Wet­
tervorhersagen . Die europäische Raum­
fahrtbehörde ESA betreibt in England eine 
zentrale Station, die den nationalen Wet­
terdiensten Informationen für längerfristige 
Wetterprognosen zur Verfügung stellt. Sie 
wird die ERS-1 -Daten verarbeiten . Auch in 
Deutschland, Frankreich und Italien stehen 
solche Stationen. Gegenwärtig wird eine 
antarktische ERS-1 Bodenstation auf dem 
Südpolareis nahe derchilenischen O'Higgins­
Station errichtet. 
Das rechtzeitige Erfassen von Veränderun­
gen auf den Ozeanen kann auch für den 
Katastrophenschutz von Bedeutung sein . 
Anfang der 80er Jahre führte eine warme 
Strömung in Äquatornähe zu Unwettern und 
Überschwemmungen. Werden solche Na­
turerscheinungen leichter vorhersehbar, 
kann möglicherweise Vorsorge getroffen 
werden . 
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DER UNTERGANG 
DER TITANIC FANDE 

NICHT STATT 

Profitieren werden von der Beobachtung 
der Ozeane auch die Umweltschützer. Wer 
an die Fernsehbilder vom Ölteppich im Per­
sischen Golf denkt, w ird sich erinnern, daß 
Öl die Wasseroberfläche völlig " einebnet" . 
Schon die Tatsache, daß die Wasseroberflä­
che bedeckt ist. ändert die Rückstrahleigen­
schaften des Radarsignals, und die unna­
türliche Glätte ist ebenfalls gut zu erkennen. 
Ein natürlicher Ölfilm, wie er z.B. in Ölför­
dergebieten hin und wieder auftreten kann, 
läßt sich als Ursache leicht ausschließen, 
weil die infragekommenden Gebiete bekannt 
sind . 
So kann ERS-1 nicht nur Umweltschäden 
nach einem Tankerunglück lokalisieren und 
Ausdehnung und Bewegung des Ölteppichs 
beschreiben . Durch die schnelle Weiterga­
be der Daten - bereits drei Stunden nachdem 
sie in Kiruna eingetroffen sind, liegen sie 
dem Nutzer vor - lassen sich auch Um­
weltsünderermitteln . Schiffe, die-scheinbar 
unbeobachtet - auf hoher See Abwasser 
ablassen oder ihre Öltanks ausspülen, kön­
nen so rechtzeitig identifiziert werden, daß 
bei ihrer Ankunft im Hafen schon die Be­
hörden auf sie warten . 
Im Vordergrund der ERS-1-Mission stehen 
zwar ozeanographische Aufgaben . Nützlich 
wäre der Satellit aber auch zur Landbeob­
achtung . Denn während der Winterstürme 
des letzten Jahres konnten die optischen 
Erderkundungssatelliten wegen der ständi­
gen Wolkendecke keine Daten erfassen und 
zur Erde senden . Darum hat die Dornier 
GmbH in Friedrichshafen, die als Hauptauf­
tragnehmer das ERS-l -Team von über 50 
Firmen aus 14 Ländern anführt, der ESA 
vorgeschlagen, auch die Kapazitäten des 
neuen Satelliten dafür zu nutzen . Ein Radar­
Satellit wie ERS-1 könnte z.B. Sturmschäden 
in den Wäldern oder Überschwemmungs­
gebiete erfassen und mit diesen Daten als 
Schnellinformation den für das Katastro­
phenmanagement zuständigen Behörden 
helfen . 
Optische Erderkundungssatelliten können 
kaum Informationen über die tropischen 
Regenwälder liefern , weil die fast ständig 
unter einer Wolkendecke verborgen liegen. 
Ein Radar-Satell it kann dagegen durch die 
Wolken sehen und z. B. illegale Rodungen 
feststellen . 
Norwegen wiederum ist interessiert an der 
Fähigkeit des Satelliten , Schneeflächen nach 
Ausdehnung und Beschaffenheit zu erfas­
sen . Die Norweger beziehen einen großen 
Tei l ihrer Energie aus Wasserkraftwerken. 
Mit Kenntnissen über die zu erwartende 
Schmelzwassermenge können sie ihre 
Energieversorgung besser steuern . 

Quelle: Dornier GmbH. Presse und Information. Post­
fach 1420. 7990 Friedrichshafen 

MIKRO- UND 
MAKROSYSTEME IN 

DER SICHERHEITS .. 
TECHNIK (11' 

D ie dynamische technische Entwick­
lung der Mikro- und Makrosysteme eröffnet 
neue Möglichkeiten und neue Gefahren. 
Das Resultat hängt stark vom Umgang mit 
den Systemen ab. Entscheidend ist die Güte 
der soziotechnischen Schnittstelle von 
Systemen einerseits und funktionalen 
menschlichen Organisationen andererseits . 

Philipp Sonntag 

(Fortsetzung aus Heft 11/91 und Schluß) 

- Die Systeme können durch die neue Tech­
nik laufend wesentlich benutzerfreund­
licher werden. 

- die einzelnen Menschen und ihre Organi· 
sationen können und müssen ganz se lbst­
verständlich mit Systemen umgeheIl 
können. 

Mikrosysteme: Meß- und Regelsysteme auf immer kleinerem Raum, mit dezentra­
ler Datenverarbeitung. Diese technische Tendenz ermöglicht eine Reihe von quali­
tativ besseren Warnsystemen . Dabei können neue Risiken entstehen, insbesonde­
re durch unsachgemäßen Umgang mit den Systemen . 

Makrosysteme: Die Vernetzung von Mikrosystemen und anderen Systemen über 
Telefon und andere Telekommunikationsinfrastruktur erreicht eine neue Qualität. 
Die Telepräsenz von Gefahren und Schutzmaßnahmen erfordert eine gezielte 
organisatorische Reaktion an der soziotechnischen Schnittstelle. 

Soweit der einzelne Mensch einzelne Geräte oder Maschinen verwendet, ist eine 
gute Auslegung der Mensch/Maschine-Schnittstelle zu beachten . Einem größeren 
Netz stehen in der Regel nicht Einzelpersonen gegenüber, sondern eine Organisation 
oder über einen Telekommunikationsverbund mehrere Gruppen. Es resultiert eine 
"soziotechnische Schnittstelle" zwischen einem umfassenden Mikro- und 
Makrosystem einerseits und einer mehrere Funktionen umfassenden Organi­
sationsstruktur andererseits. Entsprechend komplex sind die Abstimmungspro­
zesse, die Zielerreichungsstrategien, das Störfallmanagement, das Katastrophen­
management etc . 

Durch Mikroelektronik sind weite Bereiche 
der Lebensbedingungen neu gestaltet wor­
den . Die in der Mikroelektronik erprobte 
Miniaturisierungstechnik wird nun konse­
quent auf Meßfühler und auf Regler ange­
wandt. Die Tendenz der Technik geht in 
Richtung von robusten, preiswerten und 
intelligenten Systemen. Die breite Präsenz 
dezentraler feinfühliger Systeme wird über 
die Vernetzung zu einer Telepräsenz. Die 
Folge ist eine Herausforderung an das indi­
viduelle und an das koordinierte menschliche 
Verhalten . 
Gefordert ist eine Konvergenz von Mensch 
und Maschine, genauer von (Unfallschutz-) 
Organisationen einerseits und Warn! 
Schutzsystemen andererseits: 

Der Grenznutzen einer zusätzlichen DM fÜr 
Ausbildung und praktische Übungen ist oft 
höher als der für weitere Geräte . Dabei gilt 
es, die moderne Technik vor allem dort breit 
einzusetzen, wo sie bereits erprobt und 
preiswert ist. . 
Es zäh lt zu den Ambivalenzen der Informat)­
onsgesellschaft. daß man nicht umhin kann, 
den tendenziell wachsenden Gefahren einer 
mehr und mehr technisierten W elt durch 
perfektionierte Überwachungstechnik z~ 
begegnen. Die Eigendynamik der Perfekt)­
on hat jedoch eine Tendenz in Richtung 
Überwachungsstaat. Demokratiegefähr­
dende Mißbräuche der ÜberwachungS­
technik sollten wiederum kontro lliert - d.h· 
mit einsch lägiger Sachkenntnis-vermieden 
werden . Kann tendenziell eine demokrati­
sche Kontrolle über die sich perfektionie­
rende Kontrolltechnik gelingen? Ein derarti­
ges Thema kann nicht nebenbei in diesef11 
Artikel "mit abgehandelt" werden . Es wür­
de einen eigenen Beitrag erfordern, siehe 
auch einschlägige Literatur 11. 
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GEBÄUDESICHERUNG 
Die mögliche Allgegenwärtigkeit von Siche-' 
rungssystemen zeichnet sich in dem ra­
schen Erfolg von Temex ab. Dieses Fern­
steuerungssystem der Post läuft über das 
Telefonnetz. Es erlaubt den Anschluß von 
vielfältigen Überwachungseinrichtungen . 
Die Messungen von Bewegungssensoren, 
Rauchgasmeldern, Glasbruchsensoren, 
Temperatursensoren usw. werden zusam­
men mit den jeweiligen Standorten erfaßt. 
Sie werden an eine Leitzentra le innerhalb 
oder außerhalb des überwachten Gebäudes 
Übermittelt. Von dort aus werden Maßnah­
men ergriffen, z.B. im Gebäude Beleuch­
tungen ein- oder ausschalten , Türen oder 
Tresore verriegeln, z. B. der Feuerwehr ge­
naue Daten über die Ausbreitung des Feu­
ers und unverriegelte Zugangsmöglichkeiten 
geben 21. 

Die Alarmanlage für eine Wohnung kostet 
einige Tausend DM, für ein Kaufhaus einige 
Zehntausend DM. Der Leitstellenservice und 
die Temexübertragung kosten dabei von 
Unter hundert bis zu einigen hundert DM pro 
Monat. Vermutlich wird es Schadensfälle 
geben, in denen Mitarbeiter und/oder Ein­
brecher durch die Systeme eingeschlossen 
oderfestgehalten werden und z. B. in einem 
Feuer umkommen. Die Schadensbegren­
Zung wird jedoch überwiegen. Insgesamt 
'Nerden sich die Systeme bewähren und sie 
'Nerden laufend präzisiert. Schließlich wer­
den leistungsfähige und zugleich preiswer­
t~ Systeme breit verfügbar sein . Mit ihnen 
laßt sich ein breites Spektrum von Anlagen 
- nicht zuletzt auch für den Umweltschutz ­
kontrOll ieren . Kommerzie lle Interessen 
'Nerden zur Verbreitung beitragen . Dabei 
'Nlrd von Verkäufern oft ein falsches Gefühl 
der weitgehenden Sicherheit vermitte lt. Die 
Prekären Folgen sind Leichtsinn , Sorglosig­
keit und darüber hinaus der Verlust der ei­
genen Sensibilität für Gefahren. Deshalb 
besteht hier ein Handlungsbedarf bei Ex­
Perten ebenso wie bei Laien 31. 

Besonders wertvolle oder potentiell gefähr­
liche Objekte werden mit besonderer 
Sorgfalt überwacht. Hierfür sind umfassen­
de Mikro- und Makrosysteme erforderlich . 
Sie enthalten bei zentraler Auswertung z.B. 
die fo lgenden Komponenten: 
- Körperschallmelder 
- Infrarotbewegungsmelder, welche die kör-

perliche Wärmestrahlung messen 
- Ultraschallbewegungsmelder 
- Kapazitive Feldänderungsmelder, die z. B. 

die Annäherung einer Person an einen 
Geldschrank messen 

- Lichtschranken 
- akustische Übertrager 
- elektronische Schlüssel, welche auf be-

stimmte Durchgänge und Personen bezo­
gene Freigaben enthalten, die zugleich 
zentral verändert werden können . 

Saboteure und Überwacher sind in einem 
nie endenden technischen Wettlauf. Sowird 
die Sicherheit zu einer Geheimwissenschaft. 
Vor allem wird sie zu einer kommerziellen 
Branche, siehe z.B . das "Gerling Welt Insti­
tut für Risiko-Consulting plus Sicherheits­
management" in Köln . Die Kommerzialisie­
rung wurde auf der " Security '90 " im No­
vember 1990 in Essen deutlich sichtbar. Ein 
breites Ausstellerfeld war den Bereichen 
Zugangskontrolle sowie Privatwohnung 
gewidmet. 400 Aussteller aus 16 Nationen 
waren an den Wachstumschancen orientiert. 
Makabererweise wird zukünftig " nach Ex­
pertenerwartungen - auch bedingt durch 
die Arbeitslosigkeit von Randgruppen - die 
Zahl der Diebstähle kräftig ansteigen. Das 
ist ein Anlaß für die Hersteller leistungsfä­
higer Sicherungssysteme, ihre Produkte auf 
der Security '90 zu präsentieren ... " ". 
Wenn jedoch die der Gewalt zugrundelie­
genden sozialen Probleme nicht gelöst 
werden, wird das "chronische Kurieren an 
Symptomen" durch Sicherungstechnik 
letztendlich zu einem Rückzugsgefecht. Das 
zeigt sich kennzeichnenderweise besonders 
bei der technisierten Behandlung von als 
gefährlich eingestuften Menschen. Für den 
"sicheren" Umgang mit Kriminellen und 
sogenannten psychopathischen Personen 
sollte keine rein technische" Lösung" an­
gestrebt werden . Derverstärkte Einsatz von 
Sicherheitstechnik in Gefängnissen (z .B. 
Hochsicherheitstrakte) und in einigen 
psychiatrischen Kliniken kann von den ei-

gentlichen gesellschaftlichen Aufgaben (vor 
allem: Rehabilitation) ablenken . Perfekte 
Überwachungstechnik kann die Folgen der 
Unfähigkeit von Rehabilitationsprogrammen 
vorübergehend verschleiern und sie dadurch 
verschlimmern . So kann durch Mißbrauch 
von Sicherungstechnik der Schaden insge­
samt vergrößert werden . Der einseitige 
Verzicht auf Sicherheitstechnik würde die 
Situation jedoch nicht bereinigen . Ange­
messener, akzeptabler Einsatz von Technik 
ist die Voraussetzung für Akzeptanz. Dazu 
gehört in der demokratischen Gesellschaft 
der konsequente Einsatz von Mikro- und 
Makrosystemen zur Transparenz, zur Of­
fenlegung der Art und Weise wie Men­
schen miteinander umgehen. Dies gilt für 
den verantwortlichen Umgang mit allen 
Aspekten von großen bis hin zu kleinen, 
persönlichen Katastrophen . 

TRANSPORT UND LAGERUNG 
Eine Fülle von Vorschriften und Ämtern 
wacht über die vielfältigen Risiken . Hinzu 
kommen stärkere Bemühungen der Firmen, 
einen potentiellen Imageverlust bei Groß­
schäden zu vermeiden . Die Entwicklung der 
technischen Möglichkeiten von Mikro- und 
Makrosystemen beschleunigt die Tendenz 
zu höherer Sicherheit. Ein Problem ist für 
eine Übergangszeit der Bestand an älteren 
Fahrzeugen und Lagern . Dies reichtzwarfür 
die meisten Transporte aus, aber immer 
mehr Güter gelten als Gefahrengüter, da sie 
z.B. brennbar oder ätzend sind . Derzeit sind 
etwa 17 % der gewerblich gelagerten Güter 
als Gefahrgut zu bezeichnen . Jedoch ist es 
auf weniger als 1 % der Lagerflächen der 
gewerblichen Lagerhalter, in der Regel Spe­
ditionsunternehmen, möglich, diese Güter 
vorschriftsmäßig zu lagern. 
Die besten Sicherheitstechniken werden 
jedoch wenig nützen, wenn die Sachbear­
beiter in den Behörden nicht laufend her­
vorragende Weiterbildung und politischen 
Rückhalt bekommen. Zwar können sie nicht 
die Sachkenntnisse aller regionalen Ver­
schmutzer zugleich erwerben, ebenso we­
nig können sie pol itische Konflikte auflösen, 
wenn z.B . der Verschmutzer lokal als Ar­
beitgeber wichtig erscheint - aber sie 
brauchen Unterstützung, damit wenigstens 
die größeren Schäden vermieden werden . 
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Die Übertretung von Vorschriften ist zu ein­
fach und zu kostensparend. Für die USA hat 
die EPA (Environmental Protection Agency) 
geschätzt, daß nur etwa 10 Prozent der ca . 
150 Millionen Tonnen giftigen Abfalls auf le­
gale und sichere Weise entsorgt werden 51. 

Unter bestimmten Umständen kann Sicher­
heit kommerziell eingesetzt werden . Ein 
Beispiel für den Aufwand einer vorschrifts­
mäßigen Investition ist die am 11 . Mai 1991 
im Frankfurter Osthafen eröffnete neue 
Lagerhalle 61: Auf 8.000 m2 Fläche können 
rund 10.000 Tonnen Gefahrgüter aller Art 
gelagert werden. Ein Kostenfaktor sind die 
Gaswarnanlage und die automatischen 
Brandmelde- und Löschsysteme. 3.600 
Sprinklerköpfe können mit einer Leistung 
von 3.200 Liter pro Minute eingesetzt wer­
den. Die integrierte Schaumlöschanlage 
kann bei Bedarf innerhalb von fünf Minuten 
die Halle bis zu einer Höhe von 0,8 m be­
schäumen. Hinzu kommen die gegen alle 
eingelagerten Materialen widerstandsfähi­
ge Bodenabdichtung sowie das Löschwas­
serrückhaltebecken von 1.250 m3 Fas­
sungsvermögen. Die Kosten betragen 
23 Mio. DM. Eine normale Halle ohne Si­
cherheitsvorkehrungen hätte 8 Mio. DM 
gekostet. 
Der Gesetzgeber hat 1989 eine neue Rege­
lung herausgebracht, nach der bis Ende 
1991 alle Personen, die Gefahrgut handha­
ben, entsprechend geschult sein müssen . 
Größere Transportunternehmen müssen 
einen eigenen Gefahrgutbeauftragten 
benennen . Dienstleistungsunternehmen 
wie der TÜV Rheinland bieten hierfür Schu­
lungen an . 
Dieses Modell ist auch auf andere Bereiche 
übertragbar. Bei vielen Arbeitsplätzen wird 
die Struktur und ihre Einbindung in überge­
ordnete Systeme verändert. Dabei können 
Mikro- und Makrosysteme die Gefahren­
momente erfassen. Mit Hilfe von Exper­
tensystemen, Datenbanken und sonstiger 
Datenverarbeitung können Hinweise ge­
fährlicher Situationen gegeben werden . 
Diese müssen durch Sicherheitsexperten 
überprüft, vermittelt und umgesetzt werden . 
Unabhängig davon, was transportiert wird, 
bedürfen die mit mehr und mehr Meßtechnik 
ausgestatteten Fahrzeuge einer entspre­
chend verstärkten Überwachung. Bei der 
Funktionskontrolle von immer neuen Mi­
krosystemen gilt es, das unvermeidliche 
Nachhinken der staatlichen Kontrollverfah­
ren möglichst zu verkürzen . Sofehlen für die 
Überprüfung von Kfz beim TÜVeinige Gerä­
te 71: Beispiele sind Allradantriebe und Vier­
radlenkung, Antiblockiersystem (ABS) und 
Antischlupfregelungen (ASR) . Ein typischer 
Vorteil der Mikrosystemtechnik ist die mit-

MIKRO- UND MAKROSYSTEME 
IN DER SICHERHEITS-TECHNIK (II) 

integrierte Selbstüberprüfung. Sie erfaßt 
jedoch nur die elektronischen, nicht die 
mechanischen Komponenten des jeweiligen 
Systems. Eine vollständige Funktionskon­
trolle im Rahmen der Hauptuntersuchung 
nach § 29 der Straßenverkehrszulassungs­
ordnung (STVZO) wird jedoch dadurch er­
schwert, daß es noch kein Gerät auf dem 
Markt gibt, mit dem die Systeme sämtlicher 
Hersteller getestet werden können. Er­
sichtlich hängt die Praxis und Finanzierbar­
keit der Sicherheitsüberwachungen von 
Regelungen ab, welche für die Anwendung 
von Mikrosystemen rechtzeitig und sach­
gerecht festzulegen sind . 
Ein Grundproblem ist, daß bessere Technik 
im Auto zu schnellerem und sorgloserem 
Fahren ermutigen kann. Hinzu kommt die 
steigende Verkehrsdichte. Die Gesamtzahl 
der jährlichen Verkehrsunfälle lag in den 
letzten Jahren unverändert auf dem hohen 
Wert von 2 Millionen pro Jahr. Die Zahl der 
Verkehrstoten ist technikbedingt jedoch mit 
ca . 8.000 pro Jahr auf einem im Vergleich zu 
früher niedrigen Wert. Schulung, nicht zuletzt 
des Bewußtseins, könnte die Zahl der Un­
fälle weiter verringern. 
Es sind aber auch ganz andere Ansätze 
möglich. So erlaubt die Eigenschaft ver­
netzter Mikrosysteme, Vorgänge breit zu 
erfassen, eine qualitativ merklich bessere 
Rekonstruktion von Aufprallunfällen als 
bisher. Für den Einsatz beim PKW wird ein 
Unfalldatenspeicher entwickelt BI: Ein Un­
fall wird durch die damit verbundene hohe 
ruckartige Verzögerung mit Hilfe von Be­
schleunigungssensoren festgestellt. Eine 
Fülle von Daten wird für den Zeitraum 45 
Sekunden vor bis 15 Sekunden nach dem 
Aufprall gespeichert: 
- Längs- und Querbeschleunigung des 

Fahrzeugs 
- Rotation des Fahrzeugs 
- Betätigungsinformationen, wie z.B. über 

Bremse, Blinker, Abblend-Fernlicht. 

Über die Beschleunigungswerte können die 
Geschwindigkeits-, Weg- und Zeitinforma­
tionen integrativ zurückgerechnet werden. 
Das Gerät ist jedoch kein laufend überwa­
chender " Polizist im Auto". Solange kein 
Aufprallunfall gemessen wird, bleiben nor­
male Fahrtdaten nie länger als etwa eine 
Minute zugänglich . Das Gerät würde bei 
einer kleinen Serie ca . DM 500,-, bei großen 
Serien (Vorschrift 7) merklich weniger kosten. 
Selbsteinbau ist einfach und zugelassen, 
die Betriebskosten sind niedrig : keine War­
tung während der Gebrauchsdauer, keine 
Verschleißteile oder Neueichung. Selbsttest 
und Diagnoseprogramm für Fehlermeldun­
gen sind enthalten. Das Gerät kann dem 
Eigentümer Kosten sparen, insbesondere 

kann es sein ggf. einwandfreies Fahrverhal­
ten belegen . Es kann die Arbeit von Sach­
verständigen, Versicherungen und Gerich­
ten erleichtern. Das Gerät selbst könnte zU 
vorsichtigerem Fahren motivieren. 
Die Ausstattung des PKW mit Mikrosyste­
men und deren Vernetzung steigt laufend. 
Sicherheit und Komfort werden erhöht. Zu­
stand und Umwelt des PKW werden sorg­
fältig erfaßt und zu brauchbaren Informa­
tionen verarbeitet. Das "Cockpit" darf für 
den Fahrer jedoch nicht zu überladen sein. 
Für eine neue Generation, die sehr rasch mit 
visuellen komplexen Systemen umgehen 
kann, könnte es einen qualifizierten Führer­
schein geben. 
Aber auch im Umfeld der PKW und LKW 
sind meßtechnische Erfassungen und Re­
gelungen weit fortgeschritten . Ein Beispiel 
ist der zweitlängste Straßentunnel (knapP 
10 km) Österreichs, der Plabutsch-Tunnel 
im Stadtgebiet von Graz. Zu den wichtigsten 
Vorkehrungen gehören 91: 

- ein Belüftungssystem, das im Brandfall 
erlaubt, an jeder Stelle Rauchgase abZU­
saugen und Frischluft einzublasen 

- Löschwasser 
- automatische Brandmeldeanlage in Form 

eines linienförmigen Wärme-Differential­
melders 

- Funkanlagen mit genauen Nutzerregelun-
gen für Frequenzen 

- Notrufeinrichtungen in 54 Notrufnischen 
- Lautsprecheranlage 
- Steuerung der Abschlußtore der Notstol-

len 
- Fernsehanlagen, insbesondere zur Unfall-

erkennung 
- Ampeln zu r Verkehrssteuerung 
- Beleuchtungsanlage 
- Gasschutzanzüge, welche über die durch 

den Tunnel verlegte Preßluftleitung ver­
sorgt werden können 

- Einrichtungen, inklusive Zentralrechner in 
der Tunnelwarte 

- Ausweichmöglichkeiten und Zugang von 
außen über Notstollen 

- Verbindung zur Berufsfeuerwehr, die in 
wenigen Minuten, im günstigsten Fall in­
nerhalb einer Minute eintrifft 

- zwei wendige Kleinrüstfahrzeuge mit 
Langzeitatmern, Notstromgenerator, hY­
draulischem Rettungsgerät und Löschan­
lage. 

Auch an diesem Beispiel handelt es sich um 
eine, im Zuge des technischen FortschrittS 
laufend erweiterbare, differenzierte Erfas­
sung von Art, Ort und Entwicklung einer 
Schadenssituation, welche zentral für ra­
sche, gezielte und vor allem informierte 
Hilfsmaßnahmen umgesetzt wird . 
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Vergleichbar sind die Sicherheitsvorkehrun­
gen für die Tunneldurchfahrten des am 2. 
Juni 1991 in Betrieb gegangenen ICE (Inter 
City Express) siehe 101. Bei Verspätungen 
erreicht er eine Höchstgeschwindigkeit von 
280 km/h o Der längste Tunnel, zwischen 
Fulda und Würzburg, mißt 11 km. Zur mo­
dernen Tunnelausstattung kommen rund 
Um die Uhr einsetzbare Tunnelhilfszüge, 
(über deren Besetzung sich die OB mit 
den kommunalen Feuerwehren aus Ko­
stengründen bis heute nicht geeinigt hat 
Arm d. Red.), mit Kommunikationszentra­
le, Geräten, Löschmitteln, Sanitäts- und 
Transportwagen sowie fernzusteuernden 
DIesellokomotiven an Anfang und Ende des 
Zuges . Hinzu kommen zahlreiche Sicher­
heitsvorkehrungen am ICE. Dazu gehört die 
Wartung des ICE, welche eine Laufflächen­
diagnose der Räder mit Ultraschall und Licht 
a~f Unregelmäßigkeiten einschließt. Dazu 
<ahlen auch drei unabhängige Arten von 
Bremsen mit vorprogrammierter Not­
bremsbrückung, damit der ICE bei maximal 
2,7 km Bremsweg nicht im Tunnel stehen 
bleibt. 
Bei aller technischen Perfektion muß der 
Mensch die Möglichkeit behalten, Automa­
t.iken außer Kraft zu setzen . Der Experte 
Ubertrifft in aller Regel die Expertensysteme 
darin, Ausnahmesituationen zu erkennen 
Und "notwendige", ggf. ungewöhnliche 
Maßnahmen zu ergreifen . So war eine Ur­
sache des Tanklasterunfa lles in Herborn, 
daß der Fahrer nach Ausfall der Bremsen 
nicht durch Herunterschalten mit dem Mo­
tOr bremsen konnte: Die automatische 
KUPPlung ließ dies nicht zu. 

'IERSÄUMNISSE 
Der Zusammenhang zwischen Sicherheit 
Und Vorsorge wird besonders bei krassen 
Versäumnissen deutlich . So ist "Fliegen in 
der Sowjetunion achtmal so gefährlich wie 
In Amerika" 111 : Die Gründe hierfür werden 
durch die Umstände bei der Katastrophe 
\tom 27.2.1988 deutlich. Bei der Landung 
des Flugzeugs der Aeroflot in Surgut, Sibi­
rlen, konnte der Pilot auf der Landebahn 
keinerlei Beleuchtung erkennen . Trotzdem 
\tersuchte er zu landen, möglicherweise weil 
das Prämiensystem materiel le Anreize für 
sParsamen Treibstoffverbrauch gibt. was 
wiederholt zu riskanten Landemanövern 
gefÜhrt hatte . Das Flugzeug brannte aus. 
~er örtlichen Feuerwehr fehlten u.a. eine 
elter und Schutzmasken . Es ist ein gutes 

Zeichen, daß derartige Informationen ganz 
anders als in früheren Jahren verfügbar ge­
worden sind . Dies ist ein Teil einer umfas­
senden Bemühung um Verbesserungen bei 
der Sicherheit in der Sowjetunion. 

Entsprechend führt die Knappheit von Mit­
teln in unterentwickelten Ländern zu Ver­
säumnissen . Zusammen roit der starken 
Verletzlichkeit der dortigen I nfrastru ktu r führt 
dies zu Katastrophen von hohem Sc ha­
densausmaß, insbesondere bei Schiffsun­
glücken. Die wachsende Verfügbarkeit von 
Mikro- und Makrosystemen könnte stärker 
für Zwecke der Entwicklungshilfe vor Kata­
strophen genutzt werden . Technologie­
transfer in potentielle Katastrophenregionen 
kann aber auch Gefahren erhöhen, insbe­
sondere wenn der sachgemäße und um­
feldgerechte Umgang mit gelieferter Tech­
nik vor Ort nicht gewährleistet wird 121. 

VERLETZLICHKEIT 
DER INDUSTRIEGESELLSCHAFT 
Die Verletzlichkeit einer hochtechnischen, 
komplexen und starkvernetzten Infrastruktur 
ist aber auch und gerade bei Industrieländern 
ein besonderes Problem. Ein Unfall an einem 
Ort ist oft nur der Auslöser für Folgewir­
kungen, die in großer Entfernung an ganz 
anderen Orten entstehen können . Vor allem 
Schäden an elektrischen Leitungen und 
Nachrichtennetzen können die elektronisch 
gesicherten Anlagen an ganz anderen Stei­
len außer Funktion setzen 131: Katastrophen 
können schließlich ohne sonstigen Auslöser 
durch Versagen oder Fehlfunktionen von 
Risikobegrenzungsanlagen " verursacht " 
werden . Im Zuge der stärkeren Ausrichtung 
weg von der Hardware hin zur Software 
werden Technikfolgen schwerer kalkulierbar. 
Was können Viren in Computern von Reak­
toren, von Verkehrssteuerungsanlagen, ja 
von Sicherheitsanlagen auch ohne sonstige 
äußere Schadenseinwirkung verursachen? 
Welche Plünderungen oder Sabotageakte 
werden gerade in einer Hochsicherheitsge­
sellschaft durch momentane Stromausfälle 
oder Versagen von Sicherheitsanlagen 
provoziert? Derartige Erwägungen dürfen 
nicht pauschal als "Restrisiko " abgetan 
werden . Es ist eine fast zwangsläufige Fol­
ge von Sicherheitsvorkehrungen, daß sie 
zu mehr Risikoverhalten führen können. 
Für Sondermüll wird eine" Entsorgung " ge­
funden, daraufhin fällt verstärkt Sondermüll 
an, bis die Entsorgung stärker als geplant 
belastet wird . In einer Notsituation tritt dann 
eine Überlastung ein. Die Konsequenz dar­
aus kann nur sein : Sicherheitstechnik hat 
nicht die Aufgabe, sich "kostensparend" 
immer in der Nähe des Risikos zu bewe­
gen. Sie darf nicht zu einem chronischen 
Kurieren am Symptom verkommen. Mi­
kro- und Makrosysteme können und 
sollen verstärkt für differenzierte Prä­
vention und darüber hinaus für im Ansatz 
sichere Technik genutzt werden. 

RESUMEE 
In vielen Fällen geschah eine mögliche und 
sinnvolle Entwicklung brauchbarer Syste­
me durch besondere Initiative von EinzeI­
personen. Hierfür mußten drei Vorausset­
zungen zugleich erfü llt sein: 

- Sachkenntnisse in Sicherheitsbelangen 
- Sachkenntnisse in EDV 
- der gezielte persönliche Einsatz über die 

Routinearbeit hinaus. 

Dies darf jedoch nicht dem Zufall überlassen 
werden . Die zukünftige volle Nutzung der 
durch Mikro- und Makrosysteme eröffneten 
Möglichkeiten hängt vor allem von der 
gezielten Organisation der folgenden 
Faktoren ab: 

- eine benutzerfreundliche Verfügbar­
machung von Mikro- und Makrosystem­
technik nach Art von laufend erweiterba­
ren und modernisierbaren Baukastensy­
stemen; 

- eine gezielte Erforschung der Wechsel­
wirkung von komplexen Mikro- und Ma­
krosystemen einerseits und funktional 
verzweigten Organisationen andererseits. 
Die theoretischen Grundlagen einer "so­
ziotechnischen Schnittstelle" sind als 
Erweiterung des Konzeptes der Mensch­
Maschinen-Schnittstelle zu verstehen; die 
Tendenz zu leichtfertigem Umgang mit 
Systemen muß durch Training und durch 
präventive Gestaltung der Systeme selbst 
überwunden werden ; 

- die öffentliche Unterstützung der Grund­
lagenentwicklung einer Anwendung von 
Systemen in der Notfallvor- und -nach­
sorge. Hier ist an Verbundprojekte von 
großen und kleinen Herstellern, For­
schungsinstituten und fachspezifischen 
Behörden zu denken; 

- die Förderung einer breiten, selektiven 
und verläßlichen Erfassung von chemi­
schen und biologischen Gefährdungen 
sowie Weiterentwicklung sonstiger Si­
cherheitsüberwachungen . Zugleich sind 
die Zugriffsregelungen - nicht nur "des 
Staates" - im Einklang mit dem Daten­
schutz zu präzisieren ; 

- die rasche Erfassung von akuten Gefah­
ren und die rasche Zuordnung von 
zweckmäßigem Verhalten; 

- der Versuch, Erfahrungen in Experten­
systeme einzubringen, ist meist ein guter 
Test auf Objektivierbarkeit und führt zur 
Präzisierung von Aussagen . Der Umgang 
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mit den Systemen bedarf bei Sicherheits­
experten und -laien der Eingewöhnung; 
im Dialog müssen die Systeme immer 
wieder die Fachkenntnisse und Verant­
wortung des Menschen betonen und her­
ausfordern; 

- internationale Koordination und Stan­
dardisierung - so ist die Einführung einer 
europaweit einheit lichen te lefonischen 
Notrufnummer bis spätestens 1995 ge­
plant. Ebenso w ird an einem für Europa 
einheitlichen computergestützten Infor­
mationssystem für den Katastrophen­
schutz gearbeitet; 

- vor allem die Herausbildung eines Pro­
blembewußtseins und die Weiterent­
w icklung von Fachkenntnissen bei den 
verantwortlichen Personen in Hilfsorgani­
sationen, Herstellerfirmen, Behörden etc. 

Wer in der Notfallvorsorge und in der zivi len 
Verteidigung tätig ist, wird systemische Si­
cherheitstechnik in Zukunft immer konse­
quenter nutzen. Er sollte kein Analphabet 
und ebenso kein "Analphabit " se in, sondern 
vielmehr mit Hard-, Soft- und vor allem 
Orgware zielgerichtet umgehen können . Die 
tatkräftige Übernahme von Verantwortung 
hat in Zukunft immer öfter drei unverzicht­
bare Voraussetzungen: Guter Wille, Fach­
ke nntnis und ein erprobtes Systemve r­
ständnis. Dabei kann guterWi lle nur aufrecht 
erhalten werden, w enn man in der eigenen 
Firma, in der eigenen Behörde etc . nicht mit 
zu vielen Gegenabsichten zu tun hat. Zu­
mindest ein Tei l der Gegenabsichten kann 
w iederum durch ein wachsendes System­
verständnis im Umfeld überw unden werden. 
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DIE ENTWICKLUNG VON MIKRO· UND MAKROSYSTEMEN 
FÜR DIE SICHERHEIT 

Warnsysteme: 

- feinfühlig 
- differenziert 
- frühzeitig 
- robust 
- preiswert 
- dezentral 

kompatibel 
- genormt 
- vernetzt 

urteilsfähig 
reaktionsorientiert 
kostensparend 

- qualifizierend 

Risiken: 

- eigendynamisch 
- suggestiv 
- einschläfernd 
- dequalifizierend 

Schutzmaßnahmen: 

informiert 
- visuell orientiert 

rasch 
gezielt 

- übersichtlich 
- umfeldgerecht 
- koordinierend 
- dezentral effizient 
- zentral übersichtlich 
- vertrauenserweckend 
- verhaltensorientiert 
- qualifizierend 

Risiken: 

unkoordiniert 
unvermittelt 
unübersichtlich 

- fehlerhaft 
- improvisationsfeindlich 
- dequalifizierend 

RISIKOSTEUERUNG IM UMGANG 
MIT MIKRO· UND MAKROSYSTEMEN 

Zielsetzungen tür die Systeme 

- benutzerfreundlich 
- redundant 
- differenziert 
- übersichtlich 
- fehlertolerant 
- organisationsgestaltend 
- koordinierend 
- verhaltenssteuernd 
- telealarmierend 
- teleschützend 
- Verantwortung herausfordernd 
- improvisationsfähig 

Zielsetzungen 
tür die Systemnutzer 

systemorientiert 
sachkundig 
verhaltenstrainiert 
improvisationsfähig 
teleorganisierend 
verantwortungsbewußt 
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DIE NEUE TRINKWASSERVERORDNUNG -
ERWEITERTE ANFORDERUNGEN 
UND DEREN ERFÜLLUNG 
Wolfram Such 

EINLEITUNG 
Seit dem 01 .01 .1991 ist die neugefaßte 
Trinkwasserverordnung vom 05.12.1990 in 
Kraft. Sie hat die seit 01 .1 0.1986, also nur 5 
Jahre geltende Fassung abgelöst. Ihre Vor­
gängerin aus dem Jahr 1976 war immerhin 
10 Jahre gültig . Über beide Fassungen ist 
seinerzeit in ZIVILVERTEIDIGUNG berichtet 
Worden 1.2. 

WARUM NEUFASSUNG 
Juristischer Anlaß für die erneute Novellie­
rung der Trinkwasserverordnung war die 
von der EG-Kommission am 30.07 .1990 
beim Gerichtshof der Europäischen Ge­
meinschaft gegen die Bundesrepublik 
Deutschland eingereichte Klage, ihren Ver­
Pflichtungen aus dem EWG-Vertrag zur 
fristgerechten Übernahme aller Bestim­
mungen der Richtl inie 80/778/EWG über die 
Qualität von Wasser für den menschlichen 
Gebrauch3 in innerstaatliches Recht nachzu­
kommen. 
Die Neufassung stellt nach der amtlichen 
Begründung eine Weiterentwicklung des 
geltenden Rechts dar mit dem Ziel, die Si­
Cherheit. Gleichförmigkeit und Akzeptanz 
des Trinkwassers auf breiter Basis zu er­
halten und - soweit erforderlich und mög­
lich - zu verbessern4 • 

~EUE REGELUNG 
"aER ZUSATZSTOFFE 
Wegen des engen sachlichen Zusammen­
hangs zwischen der Verwendung von Zu­
satzstoffen bei der Aufbereitung und der 
Beschaffenheit des Trinkwassers wurde 
Zugleich die den technischen Entwicklungen 
SOWie dem gegenwärtigen Stand der wis­
Senschaftlichen Erkenntnisse und der EG­
Trinkwasserrichtlinie angepaßte Trinkwas­
ser-Aufbereitungs-Verordnung aus dem Jahr 
1959 in die Trinkwasserverordnung einge­
fügts Es werden nur noch solche Zusatz­
Stoffe aufgeführt, die nach den Grundsätzen 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän­
degesetzes (LMBG)6 einer Zulassung be­
dürfen, und nicht mehr solche, die aus dem 
Irinkwasservollständig oder soweit entfernt 
Werden, daß sie oder ihre Umwandlungs­
Produkte nur als technisch unvermeidbare 
und technologisch unwirksame Reste in 
gesundheitlich, geruchlich und geschmack­
lich unbedenklichen Anteilen enthalten sind . 
~as gilt z.B . für Eisen- und Aluminiumsalze, 
one sowie Aktivkohle. Als weitere Neue­

rung werden alle zulassungspflichtigen 
StOffe nur noch für bestimmte Verwen­
dungszwecke zugelassen . Bei einer Reihe 

von Stoffen war es erforderlich, die zulässi­
ge Menge festzulegen, die bei der Aufberei­
tung höchstens zugesetzt werden darf, da 
bei einer stark erhöhten Zugabe dieser Zu­
satzstoffe, auch wenn sie anschließend 
wieder bis auf Reste entfernt werden, das 
Trinkwasser nachteilig beeinflußt werden 
kann. Daher wurden in Anlage 3 zur Trink­
wasserverordnung Grenzwerte für be­
stimmte Zusatzstoffe bzw. von Reaktions­
produkten nach Aufbereitung im Trinkwas­
ser festgelegt . Hierzu gehören u.a. die zur 
Desinfektion verwendeten Stoffe bzw. Gase 
Chlor, Natrium-, Calcium- und Magnesium­
hypochlorit, Chlorkalk, Chlordioxid und Ozon, 
das zugleich als Oxidationsmittel dient. Für 
die als Reaktionsnebenprodukte der Desin­
fektion mit Chlor und Ozon und bei der 
Oxidation mit Ozon entstehenden Trihalo­
genmethane (THM) wurden gleichfalls 
Grenzwerte eingeführt, die beim Chlor nach 
der jeweils anwendbaren Menge abgestuft 
sind. Aufgrund der Struktur der Wasserge­
winnung und des derzeitigen Standes der 
Wasseraufbereitungstechn ik in den alten 
Bundesländern liegen in der Regel die Triha­
logenmethanwerte weit unter dem Grenz­
wert von 0,01 mg/I. Bei der notwendigen 
Anpassung der Aufbereitung an unvermittelt 
auftretende Störfälle und bei technischen 
Schwierigkeiten kann allerdings ein kurz­
zeitiges Ansteigen der THM-Konzentration 
auf 0,025 mg/I nichtausgeschlossen werden. 
Dieser Möglichkeit trägt die neugefaßte 
Trinkwasserverordnung dadurch Rechnung, 
daß bei der Desinfektion mit Chlor, Natri-

um-, Calcium-, Magnesiumhypochlorit und 
Chlorkalk "die zulässige Höchstmenge der 
Zugabe bis auf 6 mg/I = 170 mmollm3 erhöht 
werden darf, wenn die mikrobiologischen 
Anforderungen nach § 1 auf anderem Wege 
nicht eingehalten werden können oderwenn 
die Desinfektion zeitweise durch Ammoni­
um beeinträchtigt wird . Der Gehalt an frei­
em Chlor darf in diesem Fall im aufbereite­
ten Trinkwasser höchstens 0,6 mg/I = 17 
mmollm3 betragen. Der Grenzwert nach 
Aufbereitung für Trihalogenmethane beträgt 
in diesem Fall 0,025 mg/I .. . ". Damit wird 
der Desinfektion zur Verhütung einer hohen 
Seuchengefahr gegenüber dem geringeren 
Risiko durch leichte Erhöhung des Gehaltes 
an kanzerogenen Trihalogenmethanen Vor­
rang eingeräumt. wobei wohl von dem ge­
nannten Konzentrationsbereich noch kein 
Krebsrisiko ausgehen dürfte . Die Anlage 3 
der Trinkwasserverordnung enthält eben­
falls einen Grenzwert bei der Verwendung 
von Silber und Silberverbindungen zur Kon­
servierung bei nichtsystematischem Ge­
brauch im Ausnahmefall. Nunmehr ist es 
nicht mehr erlaubt. einem mikrobiologisch 
einwandfreien Trinkwasser ein Desinfekti­
onsmittel, wie z.B. Chlor" zuzusetzen. Die 
sogenannte Sicherheits- oder Trans­
portchlorung des Trinkwassers im Vertei­
lungssystem zurvorsorglichen Bekämpfung 
einer eventuellen Wiederverkeimung fällt 
auch unter dieses Verbot, denn es würde 
sich nicht um einen bestimmten Verwen­
dungszweck, hier nämlich eine Desinfek­
tion, handeln. 

Absperrdamm und Stausee der Wahnbachtalsperre zur Trinkwasserversor­
gung der Region Bonn/Rhein-Sieg-Kreis 
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DIE NEUE TRINKWASSERVERORDNUNG -
ERWEITERTE ANFORDERUNGEN 

Von der Übernahme der Zusatzstoffrege­
lung abgesehen, ist die Neufassung gegen­
über der bisherigen Trinkwasserverordnung 
in ihrer Systematik und Gliederung sowie im 
Inhalt der zugehörigen Anlagen im wesent­
lichen beibehalten worden . Damit wird ihre 
Anwendung in der Praxis erleichtert . 

ERWEITERTER 
ANWENDUNGSBEREICH 
Die Bestimmungen der Trinkwasserverord­
nung dienen dem Schutz der menschlichen 
Gesundheit und garantieren eine einwand­
freie Beschaffenheit des Trinkwassers, das 
derVerbraucher am Wasserhahn entnimmt. 
Bisher erstreckten sich die Untersuchungen 
des Trinkwassers und die Überwachung 
durch das Gesundheitsamt einmal auf die 
der öffentlichen Wasserversorgung die­
nenden Gewinnungs-, Aufbereitungs- und 
Förderungsanlagen einschließlich des Ver­
teilungsnetzes sowie die entsprechenden 
Anlagen zur Eigenversorgung von nicht an 
die öffentl iche Versorgung angeschlossenen 
Gehöften und Anwesen . Mit der Neufassung 
wurde die Trinkwasserverordnung aus­
drücklich auch auf Anlagen der Hausinstal­
lation, also auf das in derVerantwortung des 
Hauseigentümers oder sonstigen Inhabers 
stehende Verteilungssystems zwischen 
Hauswasserzähler und Wasserhahn ausge­
dehnt. 
In den Rohrleitungen, eingebauten Geräten 
und anderen Netzteilen der Hausinstallation 
kann die Güte des Trinkwassers, die zuvor 
im Wasserwerk mit hohem Aufwand erzielt 
und im öffentlichen Trinkwasservertei­
lungsnetz erhalten wurde, leicht wieder 
zunichte gemacht werden . Für den Ver­
braucher ist der qual itative Zustand des 
Trinkwassers beim Austritt aus dem Was­
serhahn entscheidend, nicht aber die Fest­
stellung, ob das Trinkwasser auf dem Weg 
dorthin irgendwann von einwandfreier 
Qualität gewesen ist9. 
Da es unmöglich ist, das Trinkwasser an 
allen Zapfstellen, deren Zahl in Deutschland 
auf etwa 180 bis 240 Millionen geschätzt 
wird, zu untersuchen, muß auch künftig 
durch technische Maßnahmen, wie Wahl 
geeigneter Rohrwerkstoffe, geprüfter und 
zugelassener Geräte, sichergestellt sein, daß 
das Trinkwasser innerhalb des Systems der 
Hausinstallation nicht beeinträchtigt wird. 
Dem Hauseigentümer oder sonstigen Inha­
ber der Hausinstallationsanlage obliegt es, 
falls ihm Tatsachen bekannt werden, nach 
welchen das Wasser in der Hausinstallation 
in einer Weise verändert wird, daß es den 
Anforderungen der Trinkwasserverordnung 
nicht entspricht, z.B. bei unzulässig hohen 
Bleigehalten im Trinkwasser infolge Ver-

.. 
UND DEREN ERFULLUNG 

wendung von Bleileitungen zur Hausinstal­
lat ion, unverzüglich Untersuchungen und 
Maßnahmen zur Abh ilfe durchzuführen oder 
durchführen zu lassen . Weiterhin ist bei 
Beanstandungen das Gesundheitsamt er­
mächtigt, Proben zu entnehmen, zu unter­
suchen oder untersuchen zu lassen und bei 
Abweichungen Auflagen zu erteilen, die vom 
Inhaber der Hausinstallation zu erfü llen sind. 
Grundsätzlich gelten alle Vorschriften der 
Trinkwasserverordnung auch für die Haus­
installation, so u.a. die Straf- und Bußgeld­
vorschriften der § § 23 und 24. 

Trinkwassertalsperre an der 
Zwickauer Mulde in Westsachsen. 

GRENZWERTE 
IN DER TRINKWASSERGÜTE 
Bei der Bewertung von Umweltbelastun­
gen, so auch zur Beurteilung des Auftretens 
und des Gehaltes bestimmter Stoffe irn 
Trinkwasser, hat sich der Vergleioh mit zu­
lässigen Grenzwerten durchgesetzt. Es wird 
gewissermaßen zwischen Gut und Böse 
unterschieden . Dabei wird von der Wis­
senschaft erwartet, daß sie ausreichend 
gesicherte Daten liefert, die eine eindeutige 
Qualitätsaussage gestatten . Grenzwerte 
gelten aber keinesfalls als der Weisheit 
letzter Schluß. Sie sind einmal keine fest­
stehenden Größen, sondern abhängig vorn 
jeweiligen Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse. Zudem stellen einzelne MeS­
sungen lediglich Momentaufnahmen dar. 
Grundsätzlich sollte die Entscheidung über 
die Größe des Risikos einer Belastung durch 
Sachverständige getroffen werden, die in 
der Lage sind, jeweils im Einzelfall alle Ein­
f lußfaktoren umfassend abzuwägen. Wir 
müssen allerdings davon ausgehen, daß 
auch die Ansicht von Experten oft politisch 
überlagert ist. so daß vielfach unterschiedli­
che Auffassungen über den jeweiligen Ge­
fährdungsgrad vertreten werden. Zudem 
erschwert die ständig steigende Zahl von 
als bedenklich einzustufenden Schadstoffen 
den Überblick. Bei individueller Beurteilung 
werden daher an manchen Stellen Schad­
stoffkonzentrationen in der Umwelt als un­
bedenklich eingestuft. die an anderen als 
lebensbedroh lich gelten. 

Trinkwasseraufbereitung Wienrode der Fernwasserversorgung Elbatl~' 
Ostharz GmbH für Rohwasser aus der Rappbode-Talsperre im Ostharz, "" t 
einer Kapazität von 230.0001Ji3/Tag das größte Wasserwerk in den neue" 
Bundesländern 
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Für die meisten Substanzen im Wasser, für 
die Grenzwerte bestimmt worden sind, 
Wurden die Auswirkungen auf den Men­
s.chen aus Tierversuchen abgeleitet. Die 
Ubertragung solcher Ergebnisse ist proble­
matisch. Wegen der bestehenden Zweifel 
an der Zu lässigkeit des Rückschlusses von 
hOhen auf niedrige Stoffkonzentrationen 
Werden verhältnismäßig große Sicherheits­
faktoren von 100 bis weit über 1000 ange­
Setzt. Kurzfristige Überschreitungen eines 
Grenzwertes bei bestimmten Stoffen müs­
Sen nicht zwangsläufig zu einem Ausschluß 
des Wassers vom Konsum führen . Abzu­
Wägen sind die Größe und Dauer der 
Schadstoffeinwirkung, die Wahrscheinlich­
keit des Schadenseintrittes, die gleichzeiti­
ge Zufuhr des Schadstoffes auf anderen 
Wegen als mit Trinkwasser, w ie über Le­
bensmittel und Luft, und die technischen 
Möglichkeiten einer Sanierung zur Beseiti­
gUng der Schadstoffquelle. 
Diese einleuchtende und vernünftige Be­
t~achtungsweise ist allerdings einer re in ju­
rtstischen gewichen. Es gilt inzwischen als 
Praktisch unumstößlich, daß z.B. die liefe­
rUng eines Trinkwassers mit einem Gehalt 
VOn 50 mg Nitrat je Liter in Höhe des Grenz­
Wertes erlaubt ist. Beträgt der Nitratgehalt 
allerdings 52,5 mg/I, liegt bei fahrlässiger 
Abgabe bereits ein Straftatbestand vor . Die 
Bevölkerung geht noch einen Schritt weiter: 
In der Regel ist man der Ansicht, daß bei 
52,5 mg/I bereits ein Vergiftungsrisiko für 
Säuglinge bestehe, unabhängig von der weit 
hÖheren Nitrataufnahme, z. B. durch Salate 
und Spinat, und obwohl während der Gültig­
keit des Nitrat-Gesetzwertes von 90 mg/I in 
der Trinkwasserverordnung bis zur Neufas­
SUng im Jahr 1986 nachweislich kein Säug­
ling in Deutschland an durch erhöhten Ni­
tratgehalt im Trinkwasser verursachter 
~ethämoglobinämie (Blausucht) erkrankt ist. 
~.Ie Bevölkerung mißt also den Grenzwert~~ 
falschlicherweise eine "Alles oder Nichts -
SChadenserwartung bei, ohne die darin ein­
gebauten hohen Sicherheitsspannen zu be­
rücksichtigen . 
Mitder neugefaßten Trinkwasserverordnung 
VVurde die Zahl der mit Grenzwerten oder 
der Größe nach anzustrebenden Richtwer­
ten versehenen Kennwerte im Trinkwasser 
vOn bisher 33 auf 47 erhöht. 
Die Grenzwerte der Trinkwasserverordnung 
VVerden aus unterschiedlichen Bewer­
tUngsmaßstäben abgeleitet, nämlich von 
, trinkwasserbezogenen Kriterien (Beispiel : 

Arsen), wie akute, subchronische und 
Chronische Toxizität für den Menschen, 
d.h. Giftigkeit bei einmaliger, wiederhol­
ter Aufnahme in verhältn ismäßig kurzer 
Zeit bzw. während längerer Zeit, sowie 
kanzerogenen, mutagenen oder terato-

genen Eigenschaften, das sind krebser­
zeugende, Veränderungen von Erbanlagen 
bewirkende oder Mißbildungen verursa­
chende Erscheinungen, weiter Reizwir­
kungen und synergistische Effekte, d.h . 
die gegenseitige Beeinflussung mehrerer 
Wirkstoffe im Sinne einer gesteigerten 
oder neuartigen, meist nicht vorherseh­
baren Wirkung, 

- ökologischen Maßstäben des Gewässer­
schutzes (Beispiel : organisch-chemische 
Stoffe zur Pflanzenbehandlung und 
Schädlingsbekämpfung), 

- ästhetischen Anforderungen (wie z.B . 
Färbung und Trübung des Trinkwassers), 
die sich im Sinne von DIN 2000 7 

" .. . an 
den Eigenschaften eines aus genügender 
Tiefe und ausreichend filtrierten Schichten 
gewonnenen Grundwassers ... orientieren, 
das dem natürlichen Wasserkreislauf ent­
nommen und in keiner Weise (zivilisato­
risch) beeinträchtigt wurde ... " , 

- technischen Gegebenheiten bestimmt 
sind (Beispiele: Eisen, Mangan). die bei 
ihrer möglichen Ablagerung in den Trink­
wasserverteilungsnetzen Nährboden für 
Keime (Wiederverkeimung) oder bei ihrer 
Aufwirbelung zu Trübungen führen kön­
nen. 

MIKROBIOLOGISCHE 
GRENZWERTE 
An der grundsätzlichen Forderung, daß 
Trinkwasser frei sein muß von Erregern 
übertragbarer Krankheiten (§ 1). hat sich 
nichts geändert. Das Auftreten von Esche­
richia coli oder coliformen Keimen, wie auch 
eine erhöhte Kolon iezahl, lassen erkennen, 
daß diese Forderung nicht erfüllt ist, auch 
wenn ein Krankheitserreger nicht nachge­
wiesen ist. Dieses Leitke imsystem wurde 
mit der Neufassung um Fäkalstreptokokken 
erweitert . Wie auch bisher bei Escherichia 
coli und coliformen Keimen gilt für Fäkal­
streptokokken nunmehr als Grenzwert, daß 
sie in 100 ml nicht enthalten sein dürfen. 
Bei bestimmten Desinfektionsverfahren 
bedeutet eine Abtötung von Escherichia col i 
oder coliformen Keimen nicht ein Freisein 
von Krankheitserregern . In solchen Fällen, 
wie auch bei Überschreitungen der Grenz­
werte von Escherichia coli oder coliformen 
Keimen, kann die Gesundheitsbehörde, wie 
bereits aufgrund der bisher geltenden Fas­
sung der Trinkwasserverordnung, die Un­
tersuchung auf Fäkalstreptokokken und an­
derein § 13Abs. 1 Nr.4derTrinkwasserver­
ordnung genannte Mikroorganismen aus­
dehnen. Das ist aber nur dort von Bedeu­
tung, wo das auf dem Nachweis von 
Escherichia coli und col iformen Keimen ba­
sierende Leitke imsystem keine zuverläss i­
gen Ergebnisse liefert. 

Blick in die Übergabestation für Trinkwasser an eine Großstadt 
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DIE NEUE TRINKWASSERVERORDNUNG -
ERWEITERTE ANFORDERUNGEN .. 

UND DEREN ERFULLUNG 

Innenansicht eines Horizontalfilterbrunnens zur Gewinnung von Grundwas­
ser in einer Fluß niederung 

GEÄNDERTE UND NEUE 
CHEMISCHE GRENZWERTE 
Die Anlage 2 zur Trinkwasserverordnung 
enthält "Grenzwerte für chemische Stof­
fe" . Sie wurde mit der Neufassung in zwei 
Abschnitte unterteilt. Auf die in Abschnitt I 
aufgeführten 12 Stoffe Arsen, Blei, Cadmi­
um, Chrom, Cyanit, Fluorit, Nickel, Nitrat, 
Nitrit, Quecksilber, polycyclische aromati­
sche Kohlenwasserstoffe und organische 
Chlorverbindungen ist je nach Trinkwasser­
abgabemenge aus der Wasserversor­
gungsanlage periodisch zu untersuchen. In 
Abschnitt" sind die organisch-chemischen 
Stoffe zur Pflanzenbehandlung und Schäd­
lingsbekämpfung einschließlich ihrer toxi­
schen Hauptabbauprodukte, polychlorierte, 
polybromierte Biphenyle und Terphenyle 
sowie Antimon und Selen genannt, auf die 
gemäß Anordnung der Gesundheitsbehör­
de dann zu untersuchen ist, wenn dieses 
" ... unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalles zum Schutz der menschli­
chen Gesundheit oder zur Sicherstellung 
einer einwandfreien Beschaffenheit des 
Trinkwassers erforderlich ... " ist. 

Der Grenzwert für das meist auf natürliche 
Weise im Untergrund, also aus geogener 
Herkunft. in das Wasser gelangende Arsen 
wird von 0,04 mg/I auf 0,01 mg/I herabge­
setzt. Diese Herabsetzung ist aufgrund einer 
toxikologischen Neubewertung von Arsen 
aus Vorsorgegründen geboten. Die Aufnah­
me von Arsen über das Trinkwasser sollte 
soweit wie möglich vermieden werden, da 
es als ein Humankazerogen angesehen 
wird4 . Nach dem derzeitigen Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse ist ein 
Arsengehalt in Höhe des neu festgesetzten 
Grenzwertes von 0,01 mg/I im abgegebenen 
Trinkwasser gesundheitlich vertretbar. Es 
ist aufbereitungstechnisch heute möglich, 
einen solchen Wert nicht nur zu erreichen, 
sondern sogar zu unterschreiten. Aufberei­
tungsschwierigkeiten bestehen lediglich für 
kleinere Wasserwerke bezüglich der Tech­
nik. Wegen der in solchen Fällen zu tref­
fenden Maßnahmen wird der neue Grenz­
wert für Arsen erst 5 Jahre nach dem In­
krafttreten der neuen T rinkwasserverord­
nung verbindlich . 
Ebenfalls wurde der Grenzwert für organi­
sche Chlorverbindungen in Anlehnung an 
die EG-Richtlinie und unter Berücksichtigung 
neuerer Erkenntnisse von 0,025 mg/I auf 
insgesamt 0,01 mg/I herabgesetzt. Die in 
Anlage 2 unter Ifd .Nr. 12 der Trinkwasser­
verordnung unter den organischen Chlor­
verbindungen aufgeführten, in Gewerbe und 
Industrie vielfältig als technische Lösungs-
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mittel verwendeten Chlorkohlenwasser­
stoffe 1,1, 1-Trichlorethan, Trichlorethen, 
Tetrachlorethen, Dichlormethan und Te­
trachlormethan kommen einmal mit den 
Niederschlägen in das Oberflächen- und 
Grundwasser. Sie sind aber auch durch ab­
sichtliche oder unabsichtliche Versickerung 
größererMengen in den Untergrund gelangt 
und haben teilweise zu massiven Grund­
wasserbelastungen geführt. Während ihre 
kanzerogenen Eigenschaften bereits seit 
längerer Zeit aus der Arbeitsmedizin bekannt 
sind, wurden die ökologischen Risiken erst 
in den letzten etwa 15 Jahren deutlich . Da­
her wurde für diese Stoffe ein Summen­
grenzwert von 0,01 mg/I festgesetzt. 
In Anlage 2, Abschnitt" wurden die beiden 
Stoffe Antimon und Selen in Anpassung an 
die EG-Trinkwasserrichtlinie neu bzw. wie­
der aufgenommen. Da sie in Deutschland 
nur selten vorkommen, unterliegen sie nicht 
der regelmäßigen Kontrolle, sondern auf 
diese Stoffe wird nur bei besonderem Anlaß 
auf Anordnung der Gesundheitsbehörde 
untersucht. 
Auch in die Anlage 4 der Trinkwasserver­
ordnung (..Kenngrößen und Grenzwerte zur 
Beurteilung der Beschaffenheit des Trink­
wassers") wurde eine Reihe von Stoffen 
aus der EG-Trinkwasserrichtlinie zusätzlich 
aufgenommen. Davon sind Barium und Bor 
ohne Interesse, da sie nur in vernachlässig­
baren Konzentrationen auftreten, welche 
die Beschaffenheit des Trinkwassers nicht 
nachteilig beeinflussen. Calcium und Chlorit 
waren ohnehin über die elektrische Leitfä­
higkeit bereits limitiert. Die Stoffe Kjeldahl­
stickstoff, Phenol, gelöste oder emulgierte 
Kohlenwasserstoffe, Mineralöle und mit 
Chloroform extrahierbare Stoffe wurden aus 
formellen Rechtsgründen aus der EG­
Trinkwasserrichtlinie in die Trinkwasserver­
ordnung übernommen, obwohl es für diese 
Stoffe keine analytischen Nachweisverfah­
ren gibt. Einsprüche von deutscher Seite 
gegen die Aufnahme wissenschaftlich un­
tragbarer Kennwerte oder solcher, für die 
noch keine ausreichend empfindlichen 
Nachweisverfahren zur Verfügung stehen, 
fanden in Brüssel zunächst keine Resonanz. 
Erst in jüngster Zeit scheint sich dort Diskus­
sionsbereitschaft zu zeigen . 
Schließlich wurde Phosphor mit einef11 
Grenzwertvon 6,7 mg/I PO/ aufgenommen. 
Obwohl Phosphate gesundheitlich unbe­
denklich sind, gilt Trinkwasser mit einem sO 
hohen Phosphorgehalt nicht als von ein­
wandfreier Beschaffenheit. 
Im Hinblick auf die Vermeidung des Heraus­
lösens von Asbestfasern aus den Wandun­
gen der in den Trinkwasser-Verteilungsnetf 
zen verlegten Rohre aus dem WerkstOf 
Asbestzement wurden in der Anlage 4 der 
neugefaßten Trinkwassenerordnung ver-



Schärfte Anforderungen an die Einhaltung 
des pH-Wertes im Bereich der Calciumcar­
bonatsättigung festgelegt. 

ZUSÄTZLICHE RICHTWERTE 
In die neue Anlage 7 der T rinkwasserverord­
nung wurden die Richtwerte der EG-Trink­
Wasserrichtlinie für Kupfer und Zink über­
nommen, die im Verteilungssystem der 
Hausinstallation nicht überschritten werden 
sollen . Der Richtwert gilt nach einer Stagna­
tion von 12 Stunden, berücksichtigt also die 
Unterbrechung der Wasserentnahme wäh­
rend der Nachtzeit. Mit dem Hinweis in der 
Trinkwasserverordnung, daß innerhalb von 
2 Jahren nach der Installation von Rohren 
aus Kupfer bzw. verzinktem Stahl der 
Richtwert ohne Berücksichtigung der Stag­
nation anzusetzen ist, wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß es während dieses 
Zeitraumes bei neuen Rohren technisch 
bedingt zu erhöhten Kupfer- bzw. Zinkwer­
ten kommen kann, wenn das Wasser längere 
Zeit in den Leitungen gestanden hat. 

4USNAHMEREGELUNGEN 
Nach § 4 Absatz 1 der Trinkwassenerord­
nung kann die Gesundheitsbehörde" ... in 
Notfällen zulassen, daß von den in der An­
lage 2 festgesetzten (- mit den Bestim­
mungen des Bundes-Seuchengesetzes8 

begründeten -) Grenzwerten bis zu einer 
\ton ihr festzusetzenden Höhe für einen 
befristeten Zeitraum abgewichen werden 
kann wenn dadurch die menschliche Ge­
Sund'heit nicht gefährdet wird und die 
Trinkwasserversorgung nicht auf andere 
Weise sichergestellt werden kann" . Nach 
der amtlichen Begründung zur Trinkwas­
serverordnung kann "ein Notfall im Sinne 
\tOn § 4 Absatz 1 ... gegeben sein, wenn die 
ZUständigen Behörden plötzlich Schwierig­
keiten bei der Trinkwasserversorgung be­
Wältigen müssen" . Diese Situation liegt vor, 
wenn ein Grenzwert überschritten ist und 
die Wiederherstellung eines einwandfreien 
ZUstandes kurzfristig außerhalb der techni­
Schen Möglichkeiten des Unternehmens 
hegt. "Ferner wird ein Notfall in der Regel 
dann anzunehmen sein, wenn infolge an­
derer Ereignisse die Trinkwasserversorgung 
eines bestimmten Gebietes nicht mehr ge­
Währleistet ist. Denn die Gefahr, daß die 
~evölkerung eines bestimmten Gebietes 
LJberhaupt kein Trinkwasser erhalten kann, 
die Versorgung mit dem wichtigsten Le­
bensmittel somit in Frage gestellt ist und in 
der Folge Gesundheitsschäden drohen, stellt 
einen derartig gravierenden Umstand dar, 
daß dies stets ein Notfall ist" 4 

Die Wasserversorgungsunternehmen sind 
auch dann zur Lieferung verpflichtet, wenn 
ein oder mehrere Grenzwerte chemischer 
Stoffe überschritten werden und das Trink­
wasser infolge weiterreichender chemischer 
Verunreinigungen völlig ungenießbar ist, falls 
keine anderen Versorgungsmöglichkeiten 
bestehen . Durch die Aufrechterhaltung der 
Toilettenspülung und des Betriebes der 
Schwemmkanalisation kann dem Entste­
hen und Verbreiten von Krankheiten beim 
Menschen durch Erreger wirksam entge­
gengewirkt werden9. Daher gibt es für die 
mikrobiologischen Grenzwerte keine Aus­
nahme. Dazu sind die Wasserwerke mit 
Anlagen ausgerüstet, die bei einer mikrobio­
logischen Verunreinigung sofort eine Des­
infektion sicherstellen können . Bei Verun­
reinigungen durch chemische Stoffe in ei­
nem Notfall muß die Gesundheitsbehörde 
bei der festzusetzenden Höhe der Über­
schreitung nach den zitierten Grundsätzen 
des § 4 Absatz 1 entscheiden . Ob die 
menschliche Gesundheit gefährdet ist, muß 
aufgrund der wissenschaftl.ichen Erkennt­
nisse beurteilt werden . Die Uberschreitung 
der Grenzwerte darf nur für einen befriste­
ten Zeitraum zugelassen werden, welcher 
der Zeit entspricht, die üblicherweise zur 
Wiederherstellung einer der Trinkwasser­
verordnung entsprechenden Qualität des 
betreffenden Wassers erforderlich ist4

. 

Die in § 4 Absatz 2 der Trinkwasserverord­
nung ausgesprochene Ermächtigung für die 
Landesregierungen, durch Rechtsverord­
nung Ausnahmen von den in Anlage 4 der 
Trin kwasserverordn ung festgesetzten 
Grenzwerten zuzulassen, stützt sich auf § 1 0 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän­
degesetzes6, wonach diese Ermächtigung 
von den Landesregierungen auch auf ande­
re Behörden übertragen werden kann . 
Die Abweichungen müssen jedoch gesund­
heitlich unbedenklich sein . Sie sollen fol­
genden regionalen Gegebenheiten Rech­
nung tragen : 

a) der besonderen Beschaffenheit und Struk­
tur des Geländes, aus dem der entspre­
chenden Wasserversorgungsanlage das 
Wasser zuläuft, 

b) außergewöhnlichen Wetterverhältnissen . 

Die zuständige Gesundheitsbehörde hat der 
obersten Landesgesundheitsbehörde und 
die'se dem Bundesminister für Jugend, Fa­
milie, Frauen und Gesundheit die festge­
setzte Höhe, voraussichtliche Dauer und die 
Gründe der zugelassenen Abweichung un­
verzüglich zur Unterrichtung der EG-Kom­
mission mitzuteilen. 

Außer Betracht bleiben bei den in Anlage 4 
aufgeführten Stoffen Ammonium, Kalium, 
Magnesium und Sulfat geogen bedingte, 
d.h. aufgrund der natürlichen Untergrund­
verhältnisse vorgegebene Uberschreitungen 
bis zu den in Anlage 4 angegebenen höhe­
ren Grenzwerten . 

Ebenso bleiben auch kurzfristige Über­
schreitungen der Grenzwerte bei den Kenn­
werten Färbung und Trübung unberücksich­
tigt. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht mehr 
bei Eisen und Mangan. Diese auf Druck der 
EG-Kommission in die Neufassung der 
Trinkwasserverordnung übernommene Än­
derung kann die Wasserversorgungsunter­
nehmen unter Umständen vor erhebliche 
Probleme stellen, da besonders in den we­
nig durchflossenen Endsträngen älterer 
Verteilungsnetze mit Eisen- und Stahl rohr­
leitungen Korrosionsprodukte technisch 
unvermeidbar in das Trinkwasser gelangen 
können . 

Sollte in Notfällen die in § 1 der Trinkwas­
serverordnung für Abweichungen von den 
festgesetzten Grenzwerten genannte Vor­
aussetzung, nämlich Ausschluß einer Ge­
fährdung der menschlichen Gesundheit. 
nicht zu erfüllen sein, muß die Versorgung 
bestimmter Risikogruppen oder sogar aller 
Verbraucher in einem Versorgungsgebiet 
mit einwandfreiem Trinkwasser auf andere 
Weise, z.B. durch Verteilen von abgepack­
tem Wasser (Tütenwasser) oder Heranfüh­
ren von Wasser aus anderen Gewinnungs­
anlagen und Verteilung z.B. durch Wasser­
wagen, sichergestellt werden . Ein Einstel­
len der Wasserabgabe, um sich nicht dem 
Vorwurf einer strafbaren Handlung nach 
§ 23 Absatz 1 oder 2 bzw. § 24 Absatz 4 der 
Trinkwasserverordnung auszusetzen, ist aus 
derartigen hygienischen Gründen nicht ver­
tretbar. 

ZUSATZSTOFFE ZUR 
TRINKWASSERAUFBEREITUNG 
IN VERTEIDIGUNGS· UND 
KATASTROPHENFÄLLEN 

In der neuen Anlage 6 der Trinkwasserver­
ordnung werden die zur Trinkwasseraufbe­
reitung in Verteidigungs- und Katastrophen­
fällen in Form von Tabletten zugelassenen 
Desinfektions- und Tablettierhilfsmittel so­
wie deren Mindest- und Höchstmengen 
festgelegt. Damit entfällt die bisher jeweils 
notwendige Verlängerung der vom Bundes­
minister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit erteilten, zeitlich befristeten 
Ausnahmegenehmigung nach dem Le­
bensmittel- und Bedarfsgegenständege-

NOTFALLVORSORGE UND ZIVILE VERTEIDIGUNG 35 



DIE NEUE TRINKWASSERVERORDNUNG -
ERWEITERTE ANFORDERUNGEN .. 

UND DEREN ERFULLUNG 
setz6 für die Herstellung und das Inverkehr­
bringen von Chlortabletten . 

Die Tabletten sind nur bei der Trinkwasser­
aufbereitung für den Bedarf der Bundes­
wehr im Auftrag des Bundesministers der 
Verteidigung, für den zivilen Bedarf in einem 
Verteidigungsfall im Auftrag des Bundesmi­
nisters des I nnern sowie in Katastrophenfäl­
len bei ernsthafter Gefährdung der Wasser­
versorgung mit Zustimmung des Bundes­
ministers des Innern oder der für den Kata­
strophenschutz zuständigen Landesbehör­
den zugelassen . Die Tabletten dürfen nur in 
den Verkehr gebracht werden, wenn auf 
den Packungen, Behältnissen oder sonsti­
gen Tablettenumhüllungen bzw. auf mit 
ausgegebenen Handzetteln in deutscher 
Sprache, leicht verständlich, deutl ich sicht­
bar, leicht lesbar und unverwischbar, die 
Menge des in einer Tablette enthaltenen 
Desinfektionsmittels, die mit einer Tablette 
zu desinfizierende Wassermenge in Liter 
und eine Gebrauchsanweisung mit der Do­
sierung, der vor Genuß des aufbereitenden 
Wassers abzuwartenden Einwirkzeit, der 
Verbrauchsfrist für das desinfizierte Wasser 
sowie das Herstellungsdatum angegeben 
sind . 

UBERGANGSREGELUNGEN 
Der in Anlage 2 der Trinkwasserverordnung 
festgelegte neue Grenzwert für Arsen tritt 
erst am 01 .01 .1996, der für organische 
Chlorverbindungen ein Jahr nach der Trink­
wasserverordnung, am 01 .01 .1992, in Kraft. 

Für die neuen Bundesländer gelten beson­
dere Übergangsregelungen, die in Anlage I 
Kapitel X (Bundesminister für Jugend, Fa­
milie, Frauen und Gesundheit) Sachgebiet D 
Abschnitt III Ziffer 4 a) bis h) zum Einigungs­
vertragsgesetz10 und der EG-Recht-Überlei­
tungsverordnung 11 festgelegt sind . Danach 
ist binnen eines Jahres nach Wirksamwer­
den des Beitritts, also bis zum 02 .10.1991, 
der Grenzwert für Arsen festzulegen . Bis 
zum gleichen Datum ist der Zeitpunkt für 
das Inkrafttreten der Grenzwerte für Queck­
silber, organisch-chemische Stoffe zur 
Pflanzenbehandlung und Schädlingsbe­
kämpfung (PBSM) und für polychlorierte, 
polybromierte Biphenyle und Terphenyle 
(PCB) zu bestimmen. Der Grenzwert für 
Cadmium tritt am 03.10.1993, die Grenz­
werte für Blei, Eisen und Mangan sowie 
Nitrat treten 5 Jahre, die Grenzwerte für 
Färbung, Trübung sowie den Geruchs­
schwellenwert 10 Jahre nach Wirksam­
werden des Beitritts, also am 03.1 0.2000, in 
Kraft. 

Der zulässige Gehalt an den vorgenannten 
Stoffen, für die der Grenzwert in den neuen 
Bundesländern ausgesetzt bzw. der Zeit­
punkt des Inkrafttretens zu bestimmen ist. 
wird nur durch § 11 Absatz 1 Bundes-Seu­
chengesetz8 begrenzt. Nach dieser Vor­
schrift muß Trinkwasser und Wasser für 
Lebensmittelbetriebe " so beschaffen sein, 
daß durch seinen Genuß oder Gebrauch 
eine Schädigung der menschlichen Ge­
sundheit ... nicht zu besorgen ist" . Gemäß 
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§ 2 Absatz 2 der Trinkwasserverordnung gilt 
daher für diesen Bereich und die genannten 
Zeiträume, daß das Trinkwasser andere als 
die in Anlage 2 aufgeführten Stoffe und 
radioaktive Stoffe nicht in Konzentrationen 
enthalten darf, die geeignet sind, die 
menschliche Gesundheit zu schädigen . 

Weiterhin ist das Minimierungsgebot des 
§ 2 Absatz 3 der Trinkwasserverordnung 
maßgebend, "wonach Konzentrationen von 
chemischen Stoffen, die das Trinkwasser 
verunreinigen oder die Beschaffenheit des 
Trinkwassers nachteilig beeinflussen kön­
nen, .. . so niedrig gehalten werden sollen, 
wie dies nach dem Stand der Technik mit 
vertretbarem Aufwand unter Berücksichti­
gung der Umstände des Einzelfalles mögliCh 
ist. " 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ver­
pflichtet, der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften bis zum 31 .12.1991 ZU 
berichten, mit welchen Maßnahmen die 
Vorschriften der EG-Trinkwasserrichtlinie 
und damit auch der Trinkwasserverordnung 
in den neuen Bundesländern bis spätestenS 
31 .12.1995 eingehalten werden können, 
wenn ihr dies nicht bereits bis zum Be­
richtstermin gelingen sollte. 

FOLGERUNGEN 
Die Trinkwasserverordnung ist seit ihrem 
ersten Inkrafttreten im Jahr 1975 bereitS 
nach 10 sowie nochmals nach nur 5 Jahren 
geändert und jeweils erweitert worden. Die 
formale Übernahme nicht ausgereifter Vor­
schriften der EG-Trinkwasserrichtlin ie läßt 
weitere Änderungen auch in der neuen 
Fassung erwarten . Wichtiger als erneute 
Novellierungen und Verschärfungen der 
Bestimmungen der Trinkwasserverordnung 
ist jedoch der wirksame Schutz der für die 
Trinkwasserversorgung genutzten Wasser­
vorkommen vor Belastungen mit chemi­
schen Stoffen in den alten und neuen Bun­
desländern. 

ERFÜLLUNG 
DER ANFORDERUNGEN 
Abgesehen von den sich besonders bei klei­
neren Wasserwerken in landwirtschaftliCh 
intensiv genutzten Gebieten ergebenden 
Problemen durch die Belastung mit Nitrat 
und organisch-chemischen Stoffen zii 
Pflanzenbehandlung und Schädlingsbe­
kämpfung einschließlich ihrer toxischen 
Hauptabbauprodukte werden die Wasser­
versorgungsunternehmen in den alten Bun­
desländern mit den ihnen zur Verfügung 
stehenden Mitteln die sich aus der neuge­
faßten Trinkwasserverordnung ergebenden 
Anforderungen erfüllen können . 



Pump werk zur TrinkwBsserförde­
rung 

Ganz anders stellt sich jedoch die Situation 
In den neuen Bundesländern dar. Trotz des 
mit nahezu 95 % dort erreichten hohen 
Anschlußgrades der Bevölkerung an die 
Anlagen der zentralen Trinkwasserversor­
gung treten dort als Folge des sehr schlech­
ten Gütezustandes der Gewässer teilweise 
starke Beeinträchtigungen des Trinkwas­
sers durch Stör- und Schadstoffe auf 12 : 

- Etwa 9 Mio Bürger in den neuen Bundes­
ländern erhalten Trinkwasser, bei dem 
zeitweilig oder ständig die Grenzwerte 
der Trinkwasserverordnung überschritten 
Werden, davon 

- fast 4 Mio Bürger Trinkwasser, bei dem 
Färbung, Trübung oder organische Bela­
stungen zu Beanstandungen führen , 

- mindestens ca . 1 A Mio Bürger Trinkwas­
~er, daß bakteriologisch zu beanstanden 
1St. 

- ca . 1,2 Mio Bürger, besonders in den 
früheren Bezirken Chemnitz, Dresden, 
Erfurt, Gera, Halle und Leipzig, Trinkwas­
ser, in dem der Grenzwert für Nitrat von 
50 mg/I nach der Trinkwasserverordnung 
zeitweise oder ständig überschritten wird . 
In etwa 1000 Gemeinden und Ortsteilen 
ist deshalb eine Säuglingsversorgung mit 
nitratarmem Wasser notwendig . 

Auch bei den Trinkwasser aus Eigenversor­
gUngsanlagen beziehenden Bevölkerungs­
gruppen, besonders in ländlichen Räumen, 
zeigen sich starke Belastungen durch in­
tensive Landwirtschaft (Gülle, Silage, Dün­
~.er, Pflanzenschutzmittel) . Deshalb wurden 
Bur Gemeinden und Ortsteile in den neuen 

undesländern, die aus Eigenwasser­
Versorgungsanlagen mit überhöhten Nitrat­
gehalten versorgt werden, in 177 Fällen für 
1990 und 1991 fast 100 Mio DM zum An­
Schluß an zentrale Wasserversorgungsanla­
g~n Zur Verfügung gestellt13 . 

~ur die Wasserversorgungsunternehmen in 
en neuen Bundesländern wurden kurzfn­

Stig über 10 Mio DM zur schnellen Verbes­
serung der Aufbereitungsverfahren in Was­
serWerken und fast 5 Mio DM für Geräte zur 
6rinkwa!'serüberWaChUng bereitgestellt 13

: 

adle Uberwachung des Trinkwassers In 
der ehemaligen DDR wegen unzureichender 
Analysemöglichkeiten unvollständ ig war, 
wurde im November 1990 ein Sofortpro-

gramm für Trinkwasseruntersuchungen auf 
bislang nicht untersuchte Stoffe , wie 
Schwermetalle, organisch.e Chlorverbin­
dungen und bei der Desinfektion mit Chlor 
entstehende Reaktionsprodukte (Trihalo­
genmethanel. in besonders gefährdeten 
Versorgungsgebieten durchgeführt. In einer 
zweiten Untersuchungsreihe fanden paral­
lel dazu in Verdachtsfällen Untersuchungen 
auf bestimmte Pflanzenschutzmittel und 
weitere organische Schadstoffe statt. Die 
Untersuchungen erfolgten in rund 850 Ver­
sorgungsanlagen, d.h . bei etwa 10 % aller 
bestehenden Anlagen, in Zusammenarbeit 
zwischen den Betreibern und den Labora­
torien von WasseNersorgungsunternehmen 
in den alten Bundesländern unter Koordina­
t ion durch das Institut für Wasser-, Boden­
und Lufthygiene des Bundesgesundheits­
amtes in Berlin . Die vorläufige Zahl der Be­
anstandungen betrug 169. Akut toxische 
Gehalte von Verunreinigungen wurden 
glücklicherweise zunächst nicht festgestellt. 
Um die Probleme bei der Versorgung der 
Bevölkerung der neuen Bundesländer mit 
qualitativ einwandfre iem Trinkwasser 
möglichst schnell lösen zu können, wurde 
am 29.11 .1990 eine Fachkommission "So­
forth ilfe Trinkwasser" unter Leitung der 
AußensteIle des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit in 
Berlin zur Beratung von Bund, Ländern und 
Wasserversorgungsuntemehmen gebildet. 
Für Sofortmaßnahmen zur Verbesserung 
der Trinkwassenersorgung und des Ge­
wässerschutzes in besonders belasteten 
Gebieten der neuen Bundesländer sind noch 
im Jahr 1990 von der Bundesregierung 
insgesamt 270 Mio DM bereitgestellt wor­
den. 
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SCHUTZRAUMBAU 
IN DEUTSCHLAND 

AKTUELLE GEDANKEN IM JAHRE 1991 -

D er Schutzraumbau in Deutschland ist 
eingestellt. Dieser Feststellung entspricht 
die Tatsache, daß eine Förderung des Bun­
des zur Errichtung von öffentlichen 
Schutzräumen seit 1. August 1990 nicht 
mehr möglich ist. Seit diesem Zeitpunkt 
werden nämlich keine Anträge mehr ent­
gegengenommen, nachdem bereits die in 
der Zeit vom 28. Juni bis 31 . Jul i 1990 dem 
Bundesamt für Zivilschutz vorgelegten An­
träge nicht mehr beschieden wurden . 
Mit der Ost-West-Entspannung und der ra­
dikal verminderten Kriegsgefahr sah man im 
Bund (und den nicht für diese Fragen zu­
ständigen Ländern) keine Notwendigkeit 
mehr, Fördermittel von rund 100 Millionen 
DM pro Jahr im Bundeshaushalt bereitzu­
stellen . Das Grundlagenpapier des Bundes­
ministers des Innern zu den künftigen 
Strukturen im Zivilschutz vom 13. Februar 
1991 vermerkt den Sachstand wie folgt: 

,,3. Schutzbau 
Die Bemühungen, auf freiwilliger Basis eine 
nennenswerte Versorgung der Bevölkerung 
mit Schutzplätzen zu erreichen, haben trotz 
früherer krisenhafter Entwicklungen und 
trotz staatlicher finanzieller Förderung nicht 
zum Erfolg geführt. Die Wiederherstellung 
von Schutzbauwerken aus dem Zweiten 
Weltkrieg wird - von bereits laufenden 
Maßnahmen abgesehen - derzeit nicht 
fortgeführt . 
Die Anerkennung von neuen Anträgen auf 
Errichtung öffentlicher Schutzräume als 
Mehrzweckbauten ist bis zur Abwicklung 
des vorhandenen hohen Förderungsvolu­
mens ausgesetzt. Soweit Bürger zu ihrem 
eigenen Schutz Hausschutzräume errichten 
möchten, sollten sie auch künftig in Förde­
rung des Selbstschutzgedankens durch den 
Staat finanziell unterstützt werden . 
Der Bau von Behördenschutzräumen dient 
der Aufrechterhaltung von Regierungs- und 
Verwaltungsfunktionen und wird deshalb 
hier nicht behandelt." 

Die Freiwilligkeit, mit der dem baulichen 
Zivilschutz zum Erfolg verholfen werden 
sollte, wurde durch die Suspendierung des 
Schutzbaugesetzes vom 9. September 1965 
noch im sei ben Jahr bedingt. So wurden die 
ausgabenwirksamen Bestimmungen des 
Gesetzes (Schutzbaupflicht, Bundeszu­
schüsse etc.) durch das Haushaltssiche­
rungsgesetz vom 20. Dezember 1965 für 
zwei Jahre außer Kraft gesetzt und mit dem 
Finanzänderungsgesetz vom 21 . Dezember 
1967 unbefristet, d.h. bis heute, suspendiert . 
Allerdings bestanden Förderungsprogram­
me des Bundes für den Schutzraumbau, 
die, wie oben dargestellt, zum 1. August 
1990 ebenfalls eingestellt wurden. 
Die Schutzraumbauquote in der ehemaligen 
Bundesrepublik (West) erreichte insgesamt 
3,5 bis 4 %; d.h. rd . 96 % der Bürger blieben 
ungeschützt. 
In der ehemaligen DDR wurden Schutz­
raumbauprogramme mit Nachdruck, etwa 
ab 1980 verstärkt, in Angriff genommen. 
Eine Schutzraumbauquote von ca . 12 %, in 
verteidigungswichtigen Betrieben und Ein­
richtungen von über 30 %, ist der uns nach 
der Vereinigung vom 3. Oktober 1990 be­
kannte Stand. 
Nunmehr standen Bund und Länder vor der 
Frage, Schutzräume (für den Verteidi­
gungsfall) und für die friedensmäßige Nut­
zung (bei Schadenslagen wie Natur- oder 
technische Katastrophen) auszubauen und 
vorzuhalten . 
Bund und Länder erzielten, wie in dem Be­
richt des Bundesministers des Innern an 
den Innenausschuß des Deutschen Bun­
destages vom 14. Mai 1991 zu entnehmen 
ist, hierüber Konsens: 

,,3 . Schutzraumbau 
Der Bundesminister des Innern beabsich­
tigt, die finanziellen Fördermaßnahmen für 
den Bau von Schutzräumen nicht fortzuset­
zen, wenn die derzeit laufenden Projekte 
abgewickelt sind . Die vorhandenen 
Schutzräume sollen erhalten werden . Die 
Länder teilen diese Auffassung ." 
Auch der Bau von Hilfskrankenhäusern für 
Notfälle im Verteidigungsfall soll nicht fort­
gesetzt werden . Diese Auffassung wird von 
den Ländern geteilt. 
Der Sachverhalt stellt sich zum Juli 1991 
wie folgt dar: 
1. Seit 1 . August 1990 wurden keine Anträ­

ge mehr auf Förderung der Errichtung von 
öffentlichen Schutzräumen als Mehr­
zweckbauten entgegengenommen. 
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2. Ehemalige Schutzraumbauten des 2. Welt­
krieges (wie Bunker und Stollen) werden 
nicht mehr nutzbar gemacht. 

3. Der Bau von Hilfskrankenhäusern wird 
nicht fortgesetzt. 

4. lm Bau oder Ausbau befindliche Einrich­
tungen unter 1. - 3. oder Projekte, wofür 
der Bund verbindliche Förderzusagen 
gegeben hat, werden abgewickelt . 
a) Für öffentliche Schutzräume wird dies 

voraussichtlich bis 1996 erfolgt sein. 
b) Für Hilfskrankenhäuser wird ein Zeit­

raum bis 1994/95 angesetzt. 
5. Der vorhandene Bestand an Schutzräu­

men und Hilfskrankenhäuser soll erhalten 
werden. Damit ist die bauliche I nstandhal­
tung/Substanzerha ltung gewährleistet. 

Für Hausschutzräume, die nach dem 31 . 
Dezember 1991 fertiggestellt werden, ist 
die erhöhte steuerliche Absetzung nach § 7 
SbauG nicht mehr möglich, da die genannte 
Vorschrift mit Ablauf des Jahres 1991 außer 
Kraft tritt. Dies bedeutet aber auch, daß 
Hausschutzräume, die 1991 bezugsfähig 
sind, über die volle Laufzeit steuerlich ab­
geschrieben werden können . 
Als Politiker, Experte oder interessierter 
Bürger mag man diese Entscheidung an­
gesichts der Schutzraumbauquoten anderer 
Staaten (Dänemark - 50 %, Finnland-70 %, 
Norwegen - 65 %, Schweden - 80 0/0, 
Schweiz - 90 %) beklagen . Sie ist zumindest 
in einem überschaubaren Zeitraum unab­
änderlich. 
Verlagsleitung und Redaktion haben sich 
aufgrund dieses Sachstandes entschlossen, 
Themen zum Schutzraumbau in Deutschland 
nur noch bei aktuellen Entwicklungen ZU 

veröffentlichen . 
Notfallvorsorge heißt Vorausschau; nach­
dem Schutzraumbau eingestellt ist oder 
abgewickelt wird, wäre dies Rückschau oder 
Geschichte . 
Aber auch künftig werden wir zu Bevöl­
kerungsschutzmaßnahmen in anderen 
Staaten Autoren um Beiträge bitten, die 
dem Schutzbau einen anderen Stellenwert 
trotz veränderter sicherheitspolitischer Si­
tuation beimessen . Vielleicht erkennen wir 
dann, ob die Entscheidung in unserem Land 
richtig oder falsch war. 



•• 
AKADEMIE FUR 
ZIVILE VERTEIDIGUNG .. 
PRASIDENT DR. SCHMITI 
VERABSCHIEDET -
NACHFOLGER NOCH NICHT BESTELLT 

A m 15. März 1991 wurde der bisherige 
Präsident der Akademie für zivile Verteidi­
gung (AKZV), Dr. Werner Schmitt, in den 
RUhestand verabschiedet (wir berichteten 
?arüber in H. 2/1991) . Schmitt war seit 1983 
Im Amt. Staatssekretär Hans Neusei, 
Bundesministerium des Innern, hob in sei­
ner Ansprache das Pflichtbewußtsein, die 
Zuverlässigkeit und das profunde Wissen 
des scheidenden Präsidenten hervor. Na­
mens des Bundespräsidenten verlieh er 
Dr.Schmitt das Bundesverdienstkreuz 1. 
Klasse. 
Wegen der inha ltlichen Bedeutung und 
Aussagefähigkeit der Rede von Sts . Neusei 
ZUr Staatsaufgabe Bevölkerungsschutz/Zi­
vlle Verteidigung und zu den Aufgabenfel­
dern der Akademie veröffentlichen wir die­
Se nachfolgend nur unwesentlich verkürzt. 

.. Auch ich möchte Sie alle, die Gäste aus 
den Behörden des Bundes und der Län­
der, Vertreter der Hilfsorganisationen, der 
Verbände, des befreundeten Auslands, 
Aktive wie Passive - ich habe viele be­
kannte Gesichter hier wiedergesehen -
sowie vor allen Dingen auch die Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter der Akademie 
für zivile Verteidigung herzlich begrüßen. 
Durch Ihre Anwesenheit geben Sie Ihre 
Verbundenheit zur Akademie und zu Ih­
rem Präsidenten dem scheidenden Prä­
Sidenten Herrn ' Dr. Schmitt, Ausdruck, 
dem diese Veranstaltung gilt. 
Ich hätte Ihnen auch gerne heute den 
Nachfolger schon vorgestellt. Leider ist 
der Entscheidungsprozeß noch nicht so­
Weit gediehen. Ich habe zwar schon ziem­
liCh klare Vorstellungen, wer es sein wird, 
Und ich glaube, daß auch die wenigsten 
hIer überrascht sein werden, wenn der 
Name bekannt wird. Aber ich möchte ihn 
nicht nennen, denn es entspricht der 
gUten Übung, daß man vor Kabinettbe­
Schlüssen keine Namen nennt; sonst kann 
das auch einmal schiefgehen, das ist im­rer ein bißchen heikel. Aber ich sage 
hnen, daß das in Kürze soweit sein wird 
Und daß damit die Kontinuität in der Lei­
tung der Akademie gewährleistet sein 
Wird. 
Sie, Herr Dr. Schmitt, werden heute aus 
Ihrem Amt als Präsident der Akademie für 
zivile Verteidigung verabschiedet. 

Der Wechsel im Amt des Leiters der Aka­
demie, einer dem BMI nachgeordneten 
Dienststelle, ist ein Ereignis von heraus­
gehobener Bedeutung. Das gilt in erster 
Linie für die Akademie selbst, die unmit­
telbar betroffen ist mit ihren 27 Mitarbei­
tern; das gilt aber auch für viele Mitarbei­
ter in den Bundesbehörden, in der Bun­
deswehr, den Ländern, Kreisen und Ge­
meinden, die eng mit der Akademie zu­
sammenarbeiten. 
Die Akademie ist die zentrale Aus- und 
Fortbildungsstätte des Bundes für die 
zivile Verteidigung. Sie hat für die Siche­
rung der Funktionsfähigkeit der zivilen 
Verteidigung große Bedeutung. Denn 
durch das breite Spektrum ihrer Lehrver­
anstaltungen vermittelt sie den Funk­
tionsträgern aller Fachverwaltungen des 
Bundes und der Länder, der Kreise und 
Städte sowie Vertretern der Wirtschaft, 
zum Teil aber auch Offizieren der deut­
schen und verbündeten Streitkräfte, die 
mit Fragen der zivilen Verteidigung befaßt 
sind, das Wissen, das diese benötigen, 
um ihre vielfältigen Planungs- und Vorsor­
geaufgaben erfüllen zu können. 

BIsher haben an der Akademie - so ist mir 
gesagt worden - etwa 24.000 Angehöri­
ge der verschiedenen Fachverwaltungen, 
der Streitkräfte und der Wirtschaft an 
Lehrveranstaltungen teilgenommen . 
Heute bildet die Akademie jährlich etwa 
1. 100 Beamte, Angestellte und Offiziere 
über ihre Lehrgänge hier im Hause aus. 
Dazu kommen zahlreiche Außenveran­
staltungen, die von der Akademie in Zu­
sammenarbeit mit anderen Stellen im 
gesamten Bundesgebiet durchgeführt 
werden . Das .. gesamte Bundesgebiet" 
bedeutet in diesem Sinne zwar zur Zeit 
noch nicht auch das Beitrittsgebiet, wie 
wir in unserem Gespräch vor einigen Ta­
gen festgestellt haben; aber es werden 
sich sicherlich in Zukunft Wege und Mög­
lichkeiten finden, die Lehrtätigkeit zu er­
strecken, um auch dort das Wissen zu 
vermitteln, das benötigt wird. 
Meine Damen und Herren, die zivile Ver­
teidigung hat in Friedenszeiten nur gerin­
ge Außenwirkungen; sie hat - ich will mal 
sagen; je nach dem Gefühl der Bevölke­
rung - auch keine sehr starke Akzeptanz; 
denn wer will in ruhigen, in Friedenszei-

Dr. Werner Schmitt und Staatssekretär Hans Neusei 
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ten, schon immer d3ran erinnert werden, 
daß es potentielle Gefahren gibt, mit de­
nen man sich auseinandersetzen und für 
die man vorsorgen muß. Das ändert je­
doch nichts an der Bedeutung und dem 
Stellenwert der zivilen Verteidigung und 
ihrer Ausprägung als staatliche Aufgabe. 
Oie Aufgaben der zivilen Verteidigung 
fallen in vielen Lebensbereichen an und 
erstrecken sich auf fast alle Zweige von 
Regierung und Verwaltung. Ihre Erfüllung 
erfordert eine ständige Zusammenarbeit 
von Bund, Ländern und Gemeinden. Zivile 
und militärische Stellen wirken mit der 
Akademie auf allen Ebenen eng zusam­
men; ihre Planungen müssen aufeinander 
abgestimmt werden. Mit den zentralen 
Aufgaben, nämlich der Aufrechterhaltung 
der Führungsfunktionen der staatlichen 
Organe und der Verwaltung, dem Zivil­
schutz, der Versorgung der Bevölkerung 
und der Unterstützung der Streitkräfte 
durch zivile Verwaltung und Zivilbevölke­
rung, stellt die zivile Verteidigung ins­
gesamt einen wichtigen und zentralen 
Anteil an der Gesamtverteidigung und 
dem Krisenmanagement, ohne den Ver­
teidigung nicht organisiert werden kann 
und unser Land nicht wehrfähig wäre. 
Innerhalb der Bundesregierung ist die 
Kompetenz für die zivile Verteidigung nicht 
bei einem einzelnen Ressorts gebündelt, 
vielmehr sind 10 verschiedene Ministerien 
verantwortlich, und jedes nimmt diejeni­
gen Aufgaben der zivilen Verteidigung 
wahr, die in seiner Friedenskompetenz 
liegen. Oie Koordinnierung dieser zivilen 
Verteidigungsaufgaben erfolgt durch den 
Bundesminister des Innern. Der Bundes­
minister des Innern und die verantwortli­
chen Bundesressorts stimmen darin über­
ein, daß die Akademie auch künftig ein 
wichtiger Teil der zivilen Verteidigung ist, 
da sonst an keiner anderen Stelle die 
notwendige Wissensvermittlung mehr 
durchgeführt würde. 
In der Sicherheitspolitik der Bundesre­
gierung sind militärische und zivile Ver­
teidigung gleichrangige Elemente eines 
geschlossenen und glaubwürdigen Ver­
teidigungskonzeptes. Zielrichtung der 
zivilen Verteidtpung und der Ausbildung 
dazu sind der Uberlebensschutz der Bür­
ger und die Funktionsfähigkeit der de­
mokratischen Einrichtungen in einem 
bewaffneten Konflikt oder Krisenfall. 
Niemand von uns erwartet derzeit in un­
serem Teil der Welt einen Krieg, und es 
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bleibt sicherlich das vorrangige Ziel unse­
rer politischem Bemühungen - wie in den 
letzten Jahrzehnten - , den Frieden zu 
bewahren und zu sichern. Nur dann kön­
nen die Gedanken von Menschenrechten 
und Menschenwürde und können demo­
kratische Systeme rechtsstaatlich gesi­
cherter Wirtschaft- und Sozialordnungen 
sich entfalten. Dennoch müssen wir auch 
weiterhin Vorsorge treffen . 
Deutschland in seinen beiden Teilen war 
das geographische Gebiet, das mit sei­
nem westlichen und seinem östlichen Teil 
unmittelbar an der empfindlichsten Naht­
stelle der beiden großen Machtblöcke lag. 
In beiden Teilen Deutschlands gab es eine 
Massierung von Truppen und Waffen wie 
sonst wohl nirgendwo auf der Welt. Bei­
de Teile Deutschlands wären im Ernstfall 
Aufmarschgebiet gewesen. Im Falle ei­
nes bewaffneten Konfliktes wären vor 
allem wir, die Bundesrepublik Deutsch­
land und die westdeutsche Bevölkerung, 
von den drohenden Kampfhandlungen 
betroffen gewesen. 
Heute haben wir die Chance zu ernsthaf­
ter Abrüstung und koopera tiven Sicher­
heitsstrukturen in Europa. Sie sind zum 
Teil schon verwirklicht. Aber auch in einer 
Phase der Entspannung, der Rüstungs­
verminderung und der vertrauensbilden­
den Maßnahmen dürfen wir unseren 
Schutz nicht vernachlässigen. Frieden ist 
niemals auf Dauer gesichert; das zeigt die 
Geschichte. Frieden und Freiheit sind kein 
Geschenk; sie müssen immer von neuem 
erarbeitet und errungen werden. 

Der Verfassungsauhrag des Art. 73 Nr. 1 
unseres Grundgesetzes gilt unverände,! 
fort. Er ist umfassend. Zivile Verteidl' 
gung bleibt neben der militärischen und 
neben der Vorsorge für Friedensnotfälle 
eine eigene und wichtige Teilaufgabe des 
Staates zur Abwehr von Gefahren und 
zum Schutz der Bürger. Alle wesentli­
chen Aufgaben der zivilen Verteidigung 
werden deshalb auch künhig weiterge­
führt werden müssen wie alle wesentli­
chen Aufgaben der Verteidigung. ln 
welchem Umfang und mit welchen Pno­
ritäten, muß jeweils aus der Gesamtsicht 
der Entwicklung entschieden werden . 
Eine neue und im Hinblick auf Umfang 
und Bedeutung herausragende Anforde­
rung an die zivile Verteidigung und ihre 
Akademie ergibt sich insbesondere aUs 
der Herstellung der Deutschen Einheit. 
Ich habe darauf mit meiner Bemerkung 
über den Fortbildungsbedarf im Beitritt~­
gebiet eben schon hingewiesen . WIr 
müssen Sicherheit für ein größereS 
Deutschland und für einen erweiterte" 
Nato-Raum gewährleisten. Wir müsse" 
die neuen Länder in die Zivilverteidi­
gungsplanungen und in die entspre­
chende Ausbildung einbeziehen, sobald 
sie zur Mitarbeit in der Lage sind. Es gibt 
bereits jetzt einen nicht unerhebliche, 
Informationsbedarf der neuen Länder aU 
dem Gebiet der zivilen Verteidigung. 
Wir sehen auch das engere Zusammen,.­
wachsen mit den mittel- und osteuropaI­
schen Staaten, insbesondere mit polen, 
der CSFR und Ungarn, die auf den ver-
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schiedensten Gebieten Anlehnung bei 
Uns suchen und bei denen sich eine Koo­
Peration im Katastrophen- und Zivilschutz­
bereich sicherlich anbietet. 
Richtungweisend für die künftige Arbeit 
bleibt das Langzeitziel der Londoner Erklä­
rung, das Konfrontations- und Rivalitäts· 
denken Ost-West oder Nord·Süd mit aus­
gestreckter Hand zu überwinden. -
Meine Damen und Herren, die Aufgaben 
der Akademie in dem Gesamtsystem der 
zivilen Verteidigung stellen hohe Anfor­
derungen an die Leitung ebenso wie an 
alle Mitarbeiter. Oie Leistungsfähigkeit 
der Akademie hängt sehr davon ab, daß 
sie nicht nur geleitet, sondern so geführt 
Wird, daß sich die Mitarbeiter geschützt 
und motiviert fühlen. Dies liegt nicht zu­
letzt auch im Interesse aller in der zivilen 
Verteidigung mitwirkenden Stellen . Sie 
alle suchen und brauchen auf seiten des 
Bundes eine leistungsfähige Akademie 
und motivierte Mitarbeiter zur vertrauens­
Vollen Zusammenarbeit. 
Sie, sehr geehrter Präsident Dr. Schmitt, 
haben die Akademie über 7 Jahre geleitet 
Und geführt; geleitet und geführt im Sin­
ne dessen, was ich eben sagte. Am 25. 
JUli 7983 wurden Sie als Präsident in die­
ses Amt berufen. Sie hatten sich durch 
Ihre Ausbildung und Ihren beruflichen 
VVerdegang für die Nachfolge des ersten 
Präsidenten der Akademie, Herrn Dr. Eich­
Städt, besonders qualifiziert. . . 
Nach dem Studium sind Sie am 73. Januar 
7958 in das Bundesministerium des In­
nern eingetreten. Insgesamt über 77 Jah­
re haben Sie sich dort für die Aufgaben der 
Zivilen Verteidigung eingesetzt. Als Refe­
rent für Grundsatzfragen des zivilen Be­
VÖlkerungsschutzes haben Sie nach dem 
Bau der Berliner Mauer 7967 den ZAP, den 
Zivilen Alarmplan, entwickelt und ihn als 
Referatsleiter für das Zivile Alarmwesen 

7964 eingeführt. Als Leiter des Referates 
für Planung und Koordinierung der zivilen 
Verteidigung haben Sie dann ab 7965 
maßgeblich an der Erarbeitung der soge­
nannten Notstandsgesetze mitgewirkt, 
die sich - so glaube ich - in ihrer Liberalität 
weltweit messen lassen können. Das 
waren Meilensteine auf dem Weg der 
Entwicklung der zivilen Verteidigung in 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie haben Ihre vielfältige Verwendungsfä­
higkeit dann von 7970 bis 7983 u.a. als 
Kabinett- und Parlamentreferent im Bun­
deskanzleramt unter Beweis gestellt. Zu 
dieser Zeit war ich formal übrigens auch 
noch einige Jahre Mitarbeiter des Bun­
deskanzleramtes, aber ich war nicht mehr 
im Hause tätig. 
Schließlich sind Sie, wie ich erwähnte, am 
25.7. 7983 zum Präsidenten dieser Akade­
mie berufen worden. Sie gingen die neu­
en Aufgaben mit der Ihnen eigenen Dyna­
mik, aber auch mit Augenmaß an. Sie 
sorgten für eine organisatorische und me­
thodische Modernisierung des Lehrbe­
triebes der Akademie. Oie Lehrgänge 
wurden der Teilnehmerzahl nach kleiner 
und effektiver gestaltet. Gleichzeitig gab 
es mehr Lehrgänge, und sie wurden me­
thodisch-didaktisch geändert, verbessert; 
die Lehrgänge wurden lebendiger und 
aktueller gestaltet. Sie motivierten die 
Dozenten, von den früher üblichen "Vor­
lesungen" zur Form des freien Vortrages 
überzugehen, den Sie selbst ja sehr stark 
praktizieren, und die Zuhörer in dieser 
Form zu überzeugen. Oie Lehrgangsteil­
nehmer wurden in die Lehrgangsarbeit 
aktiv einbezogen. Es wurden Gruppenar­
beitsräume eingerichtet. Sie haben die 
Akademie auch nach außen geöffnet und 
neue Kontakte zu den Behörden, den 
Streitkräften und Partnereinrichtungen im 
befreundeten Ausland geschaffen . 

Oie Lehrgangsinhalte wurden unter Ihrer 
Leitung kontinuierlich an die veränderten 
politischen Rahmenbedingungen ange­
paßt. Sie haben die Zahl der Außen-Ausbil­
dungs veranstaltungen in den Ländern 
wesentlich erhöht und den Austausch 
mit den Streitkräften verstärkt. Besonde­
re Verdienste haben Sie sich auch durch 
die partnerschaftliche Leitung des alljähr­
lich stattfindenden Lehrganges " Ge­
samtverteidigung " an der Führungsaka­
demie der Bundeswehr in Hamburg er­
worben . Durch inhaltliche und persönli­
che Impulse haben Sie wesentlich zum 
Erfolg auch dieser herausragenden Lehr­
veranstaltungen beigetragen. Und wir 
haben uns oft gesehen und getroffen bei 
Wintex-Cimex, wo ja die Akademie die 
wesentlichen Arbeiten in der Vorbereitung 
und Durchführung für die zivile Seite lei­
stete. 
Sie haben sich weit über Ihre dienstlichen 
Obliegenheiten und Pflichten für die An­
gelegenheiten der zivilen Verteidigung 
engagiert und durch ihre erfolgreiche Ar­
beit das Ansehen der Akademie der zivilen 
Verteidigung wesentlich gefördert. 
In alle Aktivitäten haben Sie Ihre Dozen­
ten und Mitarbeiter aktiv einbezogen. 
Durch Ihre persönliche Lehr- und Vor­
tragstätigkeit und zahlreiche Publikatio­
nen - eine liegt hier noch auf den Stühlen 
aus, die letzte größere umfassende Aus­
arbeitung - haben Sie sich sowohl im 
nationalen als auch im internationalen 
Bereich einen Namen gemacht. Oie von 
mir schon zitierte neue Veröffentlichung 
im Heft 7/97) der Fachzeitschrift " Not­
tal/vorsorge und Zivile Verteidigung " 
weist den Weg für eine substantiierte 
Diskussion über die Zukunft der zivilen 
Verteidigung, einer Diskussion, der wir 
alle nicht ausweichen können, weil wir alle 
den sich veränderten Gegebenheiten fle­
xibel Rechnung tragen müssen. 
Lieber Herr Schmitt, in Anerkennung Ihrer 
Verdienste hat der Herr Bundespräsident 
Ihnen das Verdienstkreuz 7. Klasse des 
Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland verliehen; dieses möchte ich 
Ihnen nunmehr aushändigen. 
Ich verlese die Verleihungsurkunde: " In 
Anerkennung der um Volk und Staat er­
worbenen besonderen Verdienste verlei­
he ich Herrn Präsident Dr. Werner Schmitt 
St. Augustin, das Verdienstkreuz 7. Klass~ 
des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland. Bonn, den 72. Februar 7991 . 
Der Bundespräsident: von Weizsäcker." 
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Dieses war der erfreuliche Teil meiner 
Amtshandlung. Es kommt noch ein wei­
terer Teil, und da nähern wir uns nun dem 
Ende Ihrer beruflichen Tätigkeit. Denn, 
meine Damen und Herren, in wenigen 
Tagen wird Herr Präsident Dr. Schmitt 
wegen Erreichens der Altersgrenze in den 
Ruhestand treten. Das geschieht nach 
dem Gesetz mit Ablauf des Monats, in 
dem der Beamte die Altersgrenze erreicht, 
die unser Beamtengesetz vorsieht. 
Damit verläßt ein Beamter den Ge­
schäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern, der die Entwicklung der Aka­
demie und des Ministeriums in seinem 
langen und erfolgreichen Berufsweg in 
verantwortungsvollen Funktionen mitbe­
gleitet und mitgestaltet hat. Für Ihr ver­
dienstvolles Wirken darf ich Ihnen, auch 
im Namen der Bundesregierung und na­
türlich des Bundesministers des Innern, 
Dank und Anerkennung aussprechen . 
Dieser Dank und die Anerkennung sind 
auch in der Urkunde enthalten, die ich 
Ihnen gleich aushändigen werde ..... 
Lieber Herr Schmitt: "Im Namen der Bun­
des republik Deutschland: Der Präsident 
der Akademie für zivile Verteidigung , Dr. 
Werner Schmitt, tritt nach Erreichen der 
Altersgrenze mit dem Ende des Monats 
März 1991 in den Ruhestand. Für die dem 
Deutschen Volke geleisteten treuen 
Dienste spreche ich ihm Dank und Aner­
kennung aus. Der Bundespräsident: von 
Weizsäcker. " Gegengezeichnet vom 
Bundesminister Dr. Schäuble. 
Lieber Herr Schmitt, noch sind Sie im Amt, 
aber nur noch wenige Tage. Alles Gute! " 

Die Redaktion der" Notfallvorsorge und Zivi­
le Verteidigung" schließt sich diesen Wün­
schen herzlichst an, verband uns doch eine 
langjährige angenehme Zusammenarbeit mit 
Dr. Schmitt als Autor. 

Bereits bei der Begrüßung der Gäste hatte 
der dienstälteste Dozent, . Ltd. Regie­
rungsdirektor Wolfgang Siedschlag, auf 
die ungelöste Nachfolgefrage hingewie­
sen: "Nicht begrüßen kann ich heute 
leider, wie sonst bei solchen Anlässen 
üblich, den künftigen Präsidenten der 
Akademie für zivile Verteidigung . Wir 
hoffen, daß eine Entscheidung bald fällt, 
damit die Kontinuität unserer Aufgabe 
und Arbeit nach innen und außen deutlich 
wird." 

AKADEMIE FUR 
ZIVILE VERTEIDIGUNG 

Auch dazu bot der 15. März Gelegenheit: 
Ministerialrat Dr. Rudolf Wandel, Ministerialdirigent Wolfgang Beyer und Dr. 
Horst Schättler im Fachgespräch 

Vor den zahlreich anwesenden. hochran­
gigen Gästen aus Politik und Verwaltung 
sprachen Grußworte: 
Präsident Horst Vogelsang, Bundesfi­
nanzakademie für alle Fortbildungsein­
richtungen des Bundes und Generalleut­
nant Harald Schulz, Stellvertreter des In­
spekteur des Heeres. Auch er äußerte 
sich zur Werts teilung der AKZV im Rahmen 
der Gesamtverteidigung und als Partner 
der Bundeswehr. 
" Bezogen auf die Bundeswehr haben Sie 
stets die Bereitschaft bewiesen, die uns 
allen besonders am Herzen liegende zivil­
militärische Zusammenarbeit in der Theo­
rie weiterzugestalten; und Sie haben da­
nach auch dafür gesorgt, daß sie in prakti­
sches Handeln umgesetzt wird. 
Staatssekretär Neusei hat schon ange­
sprochen, daß ihm Rahmen der Gesamt­
verteidigung militärische Verteidigung gar 
nicht möglich ist, wenn nicht auch zivile 
Verteidigung erfolgt: Wir sind als Solda­
ten, aber auch als Wehrverwaltung ab­
hängig davon, daß es diesen Partner gibt 
und daß es eine weitere Gestaltung auch 
dieses Feldes gibt. In Ihrer gesamten Zeit 
als Präsident der Akademie haben Sie 
immer enge Verbindung zur Bundeswehr 
gehalten, und ich glaube, Sie haben im 
Rahmen der ZMZ sehr vorteilhaft für die 
Bundeswehr gewirkt. 
" Auch wenn der letzte Konflikt in der 
Welt fast - militärisch jedenfalls - vorbei 
ist, auch unter den veränderten politi-

sehen Rahmenbedingungen ist es 50, 

daß unsere gemeinsame Aufgabe im Rah' 
men der Gesamtverteidigung, zu der We 
Akademie und insbesondere Sie selber, 
Herr Dr. Schmitt, mit der eigenen Person 
wesentliche Impulse gegeben haben, 1(1 

der neuen Bundesrepublik Deutschland 
und in Europa den engen SChulterschlU~ 
aller Bundesressorts braucht, egal aU 
welchem Felde. Nur so kann unsere Auf, 
gabe zum Vorteil der Bürger, aller Bürger 
unseres Landes und natürlich auch zu(11 
Vorteil der Durchführung des AuftrageS 
der Streitkräfte gewährleistet werden ". 
Für die Fachministerien der Länder ergriff 
Ministerialrat Dr. Rudolf Wandel, Mini" 
sterium für ländlichen Raum, Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Bade(l' 
Württemberg, das Wort. 
Auch er unterstrich die Bedeutung der 
Akademie: 
" Oie Akademie überzeugt durch ihre 
Lehrtätigkeit; sie vermittelt nicht nur daS 
Wissen, sie harmonisiert vielmehr auch 
die Vorbereitungen in den Ländern; sie 
vermittelt Zielinhalte und steuert die 50 /1; 
darität zwischen Bund und Ländern ail 
dem psvchologisch schwierigen, Gebiet 
der zivilen Verteidigung. Oie Akademie Ist 
auch deshalb un verzieh tbar, weil sie die 
einzige Institution ist, die in Kurzlehrgä(l' 
gen zivilen und militärischen Lehrgangs; 
teilnehmern die Notwendigkeit der zM 
vermittelt und darauf verweist, daß ge' 
meinsame Entwicklungen der einzige 
Garant dafür sind, daß die Verteidigung 
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Humanität ist und diese Humanität sich 
nicht in ihr Gegenteil verwandelt und zu 
verbrannter Erde wird. Die Gemeinsam­
keit der Humanität in der zivilen und mili­
tärischen Notfallvorsorge bedarf in Zu­
kunft weit mehr der intensiven Zusam­
menarbeit als in der Vergangenheit.... 
Wir haben nie daran gezweifelt daß die 
Akademie erhalten bleiben muß. Sie hat 
ihre Aufgaben gut erfüllt und die Aufga­
ben der Akademie bleiben auch in der 
Zukunft aktuell. Ich freue mich sehr, Herr 
Staatssekretär, daß Sie gesagt haben, daß 
die Akademie als solche in ihrer jetzigen 
Form erhalten bleiben soll (Allgemein leb­
hafter Beifall, vermerkt das Protokoll). 
Die Akademie ist für die Länder unent­
behrlich. Die Fachressorts des Bundes 
sind nicht in der Lage, so zu motivieren 
und zu lehren. Mit Zwang läßt sich auf 
dem Gebiet der zivilen Verteidigung auch 
nichts erreichen. Der Bund kann froh und 
dankbar sein, in der Akademie einen uner­
SetZbaren Erfüllungsgehilfen gefunden zu 
haben. Sie muß fortgeführt werden." 
Mit einem abschließenden Grußwort 
VVandte sich Baudirektor Gerd Fröhlich 
für die Personalvertretung an die Festver­
sammlung und Dr. Schmitt. Auch bei ihm 
kam die Sorge nach dem Fortbestand der 
Akademie zum Ausdruck. 

"Die Verabschiedung des " Chefs" ist für 
uns Mitarbeiter schon ein ganz besonde­
rer Anlaß. Auf der einen Seite freuen wir 
uns für Sie, daß Sie nun Ihren Tag anders 
genießen und gestalten können als bis­
her: Frei von alltäglichen Zwängen, nur 
bestimmt von der Neigung und dem In­
teresse an den schönen und vielleicht 
auch lange Jahre aufgesparten Dingen 
des Lebens. 
Auf der anderen Seite erfüllt uns Mitarbei­
ter ein solcher Anlaß auch mit Sorge; denn 
wir wußten bisher, was wir an Ihnen 
hatten, und wir wissen nicht was wir in 
Zukunft haben werden. Allerdings wird 
uns ein Großteil unserer Sorgen wieder 
genommen durch das, was Sie, Herr 
Staatssekretär Neusei, eben ausgeführt 
haben. Die Bestandsgarantie und die Tat­
sache, daß ein Nachfolger in Kürze kom­
men wird, sind für uns die wesentlichen 
Fakten; das einzige, was jetzt noch fehlt 
ist der Name. " 
In einer launigen Rede verabschiedete 
sich Dr. Schmitt, zeichnete seinen Le­
bensweg nach, konturierte seine Auffas­
sung zur zivilen Verteidigung und gab der 
Leitung des Bundesministeriums des In­
nern und allen verantwortlichen Politikern 
als Mahnung und Vermächtnis auf den 
Weg: 

Eine langjährige gute Zusammenarbeit dokumentiert dieses Bild; dabei 
Oberst i.G. Eberhard Munz, langjähriger Beauftragter für Ausbildung und 
'-ehre im Territorialheer. 

" Auch die AkzV muß bleiben. Sie hat für 
manche Lehrbereiche faktisch ein Fortbil­
dungsmonopol und ist von daher aus der 
Sicht vieler Fachressorts und vieler Län­
derministerien unerläßlich. Sie ist vor allem 
die einzige Institution des Bundes, die 
kraft ihrer AufgabensteIlung zivile Vertei­
digung in ihrer ganzen Breite gleichge­
wichtig wahrzunehmen hat. Sie ist damit 
gewissermaßen eine Klammer für alle 
beteiligten Fachbereiche. Die AkzV kann 
daher auch in der Zukunft, bei der Formu­
lierung des notwendigen neuen Weges, 
helfen. Das ist unser Angebot. " 
In einer Zeit der Entspannung in Europa 
und der Neuformulierung der Staatsauf­
gabe Bevölkerungsschutz in jeder Notla­
ge, einhergehend mit institutionellen Ver­
änderungen, hoffen alle Fachleute auf die 
Einsetzung eines neuen Präsidenten der 
Akademie für zivile Verteidigung. Wir hal­
ten dies aus Sachgründen dringend ge­
boten, ohne sich zugleic:.h Forderungen 
nach konzeptionellen Anderungen in 
Lehrgrundlagen, Lehrgangsplanung und -
angebot zu verschließen. Beide Bereiche 
haben nur insoweit eine stringente Ver­
bindung zueinander, als der Leiter der 
Akademie seine Stellung und sein Wissen 
in mögliche Neukonzeptionen einbringen 
muß. Das eine ist ohne das andere nicht 
möglich. Der für diese Aufgabe vorgese­
hene Ministerialrat Dr. Ewald Andrews, 
Leiter der Arbeitsgruppe KN 2 im BMI, gilt 
als geeigneter Fachmann, dessen Re­
putation auch dem Ansehen dieser ange­
sehenen Bildungseinrichtung nützt. 
Dieses Bekenntnis ist auch mit der Auf­
forderung an den Herrn Bundesinnenmi­
nister verbunden: Entscheiden Sie bald 
und richtig. 

Wenige Wochen nach der Formulierung 
dieser Passage, scheint sich eine positive 
Entwicklung abzuzeichnen. Wie auf dem 
7. Katastrophenschutz-Symposion des 
Landes Niedersachsens in Bad Nenndorf 
am 25./26. Juni 7997 zu hören war, steht 
die Ernennung des neuen Präsidenten 
bevor. Es ist angesichts der bevorste­
henden Sommerpause des Parlaments 
und der Regierung 'nur' eine Zeitfrage, 
wann das Kabinett dem Vorschlag des 
Innenministers zustimmt. 

(Horst Schöttler) 

(Hervorhebungen durch die Redaktion) 
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IN EIGENER SACHE: 
VERLEGER 

ROLF OSANG 
IM RUHESTAND 

Rolf und Eva Osang im Gespräch 
mit dem Parlamentarischen Staats­

sekretär im SMI, Eduard Lintner, 
MdS (dabei Maskottchen Coco, 

fast so alt wie der Verlag) 

Das Redaktionsteam des Osang 
Verlages mit den Geschäftsfüh­

rern, Ii. Hans A . Brückner und Rolf 
Osang sowie Verlagsleiter Günther 

Wollmer, 2. v.li. 

(Bilder: Hilberath, BZS) 

M it Ende des I. Quartals 1991 trat Herr 
Verleger Rolf Osang, Geschäftsführer des 
gleichnamigen Verlages, in den Ruhestand . 
In einer Feier am 25. April 1991 verab­
schiedete ihn eine große Schar von Ge­
schäftspartnern, Kollegen, Freunden und 
Mitarbeitern. 
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Rolf Osang, wie er leibt und lebt 

Unter ihnen sah man den Ministerialdirektor 
im BM I, Wighard Härdtl und den Vorsitzen­
den des Deutschen Beamtenbundes, Wer­
ner Hagedorn. 
Osangs Bedeutung als Verleger und Partner 
des öffentlichen Dienstes würdigte in ei­
nem umfassenden Grußwort der Paria' 
mentarische Staatsekretär im BMI, Edll' 
ard lintner, MdB. Nicht nur das mehr als 
30-jährige gute Renommee des Fachverla­
ges mit über 200 Tite ln und mehreren peri­
odischen politischen und wissenschaftlichen 
Publikationen, sondern auch das unterneh­
merische Risiko des Mittelständlers und 
sein demokratisches Engagement fanden 
die positive Erwähnung des Parlamentari­
schen Staatssekretärs . 
Der am 17. Januar 1918 geborene Osang 
erhielt hierfür bereits 1983 das Bundesver­
dienstkreuz am Bande. 



ROlF OSANG UND SEINE GASTE 

..... mit Ministerialdirigent Wolf-
9ang Beyer 

..... mit dem Vors. d. Dt. Beamten­
blIndes, Werner Hagedorn 

Um das Lebenswerk zu sichern, verkaufte 
Osang im Juli 1989 den Verlag an den 
Walhalla und Praetoria Verlag, Regensburg, 
dessen 1 OO%ige Tochter er ist. 
Zum Geschäftsführer der neuen Eigentü­
mer ist Hans Artur Brückner, Landau, be­
stellt, der den Verlag bereits seit seinem 
Kauf als Mitgeschäftsführer betreute . 
Dem seit sieben Jahren im Hause tätigen 
Günther Wollmer wurde die Verlagsleitung 
in Bonn übertragen; er ist zugleich leitender 
Redakteur. 

(hs) 

Rolf Osang erklärt W. Hagedorn lind 
H. A. Brückner sicher etwas Heiter­
Interessantes 

. . . . . mit Ministerialdirektor Wig­
hard Härdtl (M) und Ministerialrat 
Hans-Gerd Pracht, BMI 
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D as Fortbildungsinstitut der bayerischen 
Polizei in Ainring, nahe der österreichischen 
Grenze bei Salzburg, führte am 12. Juni 
1991 eine Übung durch, der folgende An­
nahmen zugrunde lagen : 
Beim Anflug auf den Flughafen Salzburg 
stürzte eine zweimotorige Turboprop-Ma­
schine mit 50 Passagieren und Besat­
zungsmitgliedern überfreiem Feld auf deut­
schem Staatsgebiet (bei Freilassing) ab. Alle 
50 Insassen kamen bei diesem Schadens­
ereignis ums Leben . Der zuständige Land­
rat des Kreises Berchtesgadener Land als 
Leiter der unteren Katastrophenschutzbe­
hörde hat den Katastrophenunfall nicht er­
klärt. Somit mußte die Bewältigung des 
Schadensereignisses auf der Grundlage 
geltenden Polizeirechts des Freistaates 
Bayern sowie des Rettungsdienstgesetzes, 
des Feuerwehrgesetzes und anderer korre­
spondierender Rechtsgrundlagen durchge­
führt werden . Die Übung war der Abschluß 
dreier Seminare für Beamte der Kriminal­
und Schutzpolizei (insges. 80 Teilnehmer) 
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aus Bayern und weiteren fünf Bundeslän­
dern, davon zwei aus dem Beitrittsgebiet. 
Dazu hatte das B PFI Ainring unter der Leitung 
von Polizeidirektor Georg Lex auch Gäste 
aus dem In- und Ausland eingeladen. Statt 
der erwarteten 60 Besucher nahmen aber 
200 als Übungsbeobachter teil: Polizeioffi­
ziere aus Ungarn, Bundespolizei, Gen­
darmerie und Feuerwehren aus Österreich, 
insbes. dem Land Salzburg, als stärkste 
Gruppe Sanitätsoffiziere aus dem Flugme­
dizinischen Institut der Bundesluftwaffe I 
Fürstenfeldbruck sowie zah lreiche Kata­
strophenschutzexperten aus Justizbehör­
den, der allgemeinen Innenverwaltung, den 
Hilfsorganisationen und den Polizeien des 
Bundes und der Länder. 
Die verantwortlichen Polizeiführer beim 
"Ramstein-Unglück" vermittelten ihre Er­
fahrungen vom August 1988. Eines aktuel­
len Ereignisses wegen - der Absturz des 
Jets der Lauda Air bei Bangkok - war zudem 
eine hochrangige Expertengruppe des 
österreich ischen Innenministeriums aUs 
Wien in Ainring . 
Die Übung selbst beeindruckte durch aU­
ßergewöhnliche Präzision, vorzügliche or­
ganisation und ein Höchstmaß an koordi­
nierter Sachkunde. 
Von 9.00 Uhr bis 10.45 trugen acht Refe­
renten in Kurzreferaten zu Rechtsgrundla­
gen, Einsatzgrundsätzen, personeller Stär­
ke und materieller Ausstattung vor, darun­
ter Polizei, Landratsamt, Berufsfeuerwehr 
München, Bayerisches Rotes Kreuz, Tech­
nisches Hilfswerk. Einen bedrückenden 
Einblick in die Identifizierung von Toten er­
möglichte die Diapräsentation des Leiter~ 
des rechtsmedizinischen Instituts der un'­
versität München, Prof. Eisenmenger, der 
soeben nach der Identifizierung der Opfer 
von Bangkok zurück aus Thailand kam. un­
ter den durchweg prägnanten und informa­
tiven Aussagen auch der ehrenamtlichen 
Kräfte hätte man sich allerdings mehr Sach-
kunde des Vertreters des LandratsamteS 
gewünscht. 



VOLLÜBUNG 
"FLUGZEUGABSTURZ" 
DER BAYERISCHEN POLIZEI 
Die Übung des BPFI wird durch die Bilder von der " Unfal/stel/e" dokumentiert: 

A..m Unfallort fanden die Übungsteilnehmer 
ein exzellent vorbereitetes Szenario vor, das 
einem realen Ereignis nahekam. Wrackteile 
und Trümmer eines Passagierflugzeuges, 
beschädigte Fahrzeuge und 50 Puppen, die 
~.eichen und Leichenteile simulierten, mar-
lerten den Ernstfall. (s . Bi lder) 

Am Absturzort wurde die Reihe der Kurzvor­
träge zum Thema "Flugzeugabsturz von 
11.00-12.20 mit fünf Beiträgen fortgesetzt; 
darunter der verantwortliche Staatsanwalt, 
ein Flugkapitän des Luftfahrt-Bundesamtes 
Braunschweig sowie der unterstützenden 
Vermessungsverwaltung . Nach Rückkehr in 

das Institut rundeten Besichtigungen eines 
KatS-Stabes bei der Arbe it, sowie der 
Übungs-Vermißtenstelle die exzellenten 
Präsentationen ab . 
Verantwortlich neben dem Leiter der BPFI 
PoiDir Lex und seinem Vertreter, Polizeirat 
Peter Mauthofer, zeichneten für die Semina­
re, Kriminalhauptkommissar Günther Alt­
mann und für die Übung und das Gästepro­
gramm Polizeihauptkommissar Horst Pos­
seit. Facit : Eine lehrreiche und vorbild liche 
Veranstaltung, die ihresgleichen sucht. Es 
empfiehlt sich, die voraussichtl ich 1992 w ie­
derholte Übung zu besuchen. 

Wir fügen diesem Übungsbericht einen 
Kurzbeitrag von PHK Horst Posseit, Ko­
ordinator für Rechtsfragen am BPFI an : 
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Kooperation von Kräften 
des Katastrophenschutzes zum Wohle 
der Unglücksopfer 
Ein Mitarbeiter des Verkehrswarndienstes 
formuliert eine Funkdurchsage: "Massen­
unfall mit etwa 60 Fahrzeugen auf der Au­
tobahn Nürnberg-München Mit einer Viel­
zahl von Verletzten ist zu rechnen . Autobahn 
wegen Bergungsarbeiten und Sichtbehin­
derung durch Nebel weiterhin gesperrt" . 
Während bei einem ähnlichen Schadenser­
eignis mit einem oder mehreren Verun­
glückten die Leitstelle des Rettungsdien-
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VOLLÜBUNG 
"FLUGZEUGABSTURZ" 
DER BAYERISCHEN POLIZEI 

stes den erforderlichen Einsatz der Ret­
tungskräfte lenkt, bildet sich beim "Mas­
senunfall von Verletzten" eine Sanitätsein­
Satzleitung am Unfallort. Die personelle Zu­
sammensetzung sowie die Aufgaben dieser 
SAN-EL sind in einer Richtlinie vorgegeben . 
Nach dem Rettungsdienstgesetz steht dem 
Leitenden Notarzt in medizinischen Fragen 
ein Weisungsrecht gegenüber den einge­
Setzten Ärzten und Rettungssanitätern zu . 
So Wirkt der Notarzt auch beim Ablauf des 
Sanitätseinsatzes am Schadensort mit und 
legt die Behandlungs- sowie Transportprio-

ritäten (Sichtung / Triage) der Verletzten 
fest . Die Rettungsleitstelle verständigt die 
in Frage kommenden Krankenhäuser und 
fordert sie auf, vorbereitende Maßnahmen 
nach ihren internen Alarm- und Einsatzplä­
nen zu treffen . Die im jeweils geeigneten 
Kreiskrankenhaus aufgenommenen Unfall­
opfer werden zunächst vom Verwaltungs­
personal registriert. Oft rufen besorgte Mit­
bürger an und erkundigen sich, ob sich eine 
von ihnen benannte Person unter den Auf­
genommenen befindet. Das vom Grundge­
setz geschützte Persönlichkeitsrecht räumt 

dem einzelnen die Befugnis ein, selbst über 
die Preisgabe und Verwendung seiner per­
sönlichen Daten zu bestimrpen . Aus die­
sem Grunde darf das Krankenhauspersonal 
nur Auskunft über einen Patienten erte ilen, 
wenn der Betreffende der Informationswei­
tergabe zustimmt oder eine gesetzliche Er­
mächtigung hierfür vorliegt. Bei Verletzten, 
die beispielsweise wegen Bewußtlosigkeit 
zu einer derartigen Zustimmung nicht in der 
Lage sind, dürfen unter gewissen Umstän­
den nahe Angehörige verständigt werden . 
Dies erfolgt im Rahmen der " Geschäfts­
führung ohne Auftrag" und ist nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch "Zur Interessen­
wahrung sowie mit mutmaßlichem Willen " 
des Betroffenen zulässig, wie es im Juri­
stendeutsch heißt. 
Bei großen Schadensereignissen w ill die 
breite Öffentlichkeit schnell informiert sein. 
Deshalb erscheinen Journalisten von Zei­
tungen und Rundfunk am Geschehensort. 
In der Regel suchen sie auch die umliegen­
den Krankenhäuser auf, um die Verun­
glückten und die behandelnden Ärzte zu 
interviewen . Pressevertreter dürfen den 
Krankenhausbereich mit Erlaubnis des 
Hausrechtsinhabers betreten. Gegenüber 
Behördenleitern haben nur die Reda kteure 
einen pressegesetzlichen Anspruch auf 
Auskunft . In der Regel unterstehen Kreis­
krankenhäsuer dem zuständigen Land­
ratsamt. so daß die Kompetenz zur Medien­
Information beim Landrat oder im Wege des 
Delegationsprinzips bei einer von ihm er­
mächtigten Person liegt. 
Bei Schadensereignissen, die die Bi ldung 
einer Katastrophene i ns~tzleitung erfordern, 
läuft die Presse- und Offentlichkeitsarbeit 
gemäß der KatS-Dienstvorschrift 100 über 
die Einsatzleitung. Unterhalb de\ sogenann­
ten K-Schwelle treten die Führungskräfte 
der am Unfallort befindlichen Behörden und 
Organisationen des Sicherheitsdienstes zu 
einem Koordinierungsstab zusammen. Die­
sem Stab gehören Vertreter des Rettungs­
und Sanitätsdienstes, der Feuerwehr, der 
Polizei sowie des Technischen Hilfswerkes 
an . Diese stimmen die Auskunftserteilung 
untereinander ab. In keinem Falle ist jedoch 
die Pressearbeit grenzenlos. Zu dem im 
Grundgesetz festgelegten Beschrän kungen 
zählen zum Beispiel die Wahrung des Pri­
vatgeheimnisses (Stichwort: Datenschutz!. 
die beamtenrechtliche Verschwiegenheits­
pflicht sowie die standes rechtliche Schwei­
gepflicht im Sinne der Berufsordnung für 
Arzte . 
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· . 
VOLLUBUNG 

"FLUGZEUGABSTURZ '1 

DER BAYERISCHEN POLIZEI 

Durchsagen über den Rundfunk bei Kata­
strophen oder ähnlichen Gefahrenlagen sind 
nach den herkömmlichen Richtlinien von 
den Sicherheitsbehörden zu veranlassen . 
Ähnliches gilt für Suchdurchsagen, wenn 
ein dringender "menschlicher Notstand" 
gegeben ist. Ein solcher ist regelmäßig an­
zunehmen, wenn ein Ehegatte gestorben 
ist oder der Tod unmittelbar bevorsteht und 
die gesuchte Person im Sendegebiet unter­
wegs ist. 
Bei großen Schadensereignissen erfüllt die 
Kriminalpolizei jene taktischen Aufträge, die 
in einer Dienstvorschrift festgeschrieben 
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sind . Hierzu gehört es, Tote und unbekann­
te, hilflose Personen zu identifizieren sowie 
den Verbleib von Verletzten und Vermißten 
festzustellen . Fallweise arbeiten die Krimi­
nalbeamten in einer Sonderkommission 
(Soko) zusammen. 
Im Soko-Bereich ist auch die Vermißtenstei­
le angesiedelt. Sie hält enge Verbindung zU 
anderen Hilfsorganisationen, um daS 
Schicksal von "abhängigen" Personen auf­
zuklären . So beantragen Kommissionsmit­
glieder Einsicht in das Krankenhausver­
zeichnis, das nach dem Meldegesetz über 
aufgenommene Personen vom Leiter deS 
Krankenhauses zu führen ist. Im KatastrO­
phenfall werden Verletzte, die durch BRK­
Einsatzkräfte Hilfe erhalten, registriert. Falls 
nach einem Massenunfall eine Person, bei­
spielsweise ein Kind, als vermißt gemeldet 
ist, darf sich der polizeiliche Sachbearbeiter 
nach dem Polizeiaufgabengesetz an das Rot~ 
Kreuz wenden und Auskunft aus der dorti­
gen Suchdienst-Kartei erbitten . 
Nur im Wege der vertrauensvollen Koope­
ration von Rettungs- und Sanitäts kräften 
einerseits und sonstigen Hilfskräften ande­
rerseits sind große Schadensereignisse mit 
einer Vielzahl von Verletzten zu bewältigen· 
Einige Felder der Zusammenarbeit aufzu­
zeigen sowie gegenseitiges Verständnis für 
die" Nöte" des anderen KatastrophenschutZ­
Partners zu wecken, kann als Ziel dieses 
Berichtes betrachtet werden. 

(Horst Schöttler) 
(Bilder: BPFI und H. Schöttler) 



BERND HOFFMANN: 
NEUER GENERALSEKRETÄR 
DER WELTHUNGERHILFE 
Seit 1. Juli 1991 heißt der neue Generalse­
kretär der Deutschen Welthungerhilfe Bernd 
HOffmann . Der 45jährige Volljurist ist Amts­
nachfolger von Bernd Dreesmann, der nach 
langjähriger Tätigkeit als Generalsekretär im 
FrÜhjahr 1991 ausschied und seit dem 1. 
April als Generalsekretär der Europäischen 
Vereinigung für Nahrungsmittelhilfe und 
Nothilfe (Euron-Aid) in Den Haag (NU ar­
beitet. Hoffmann war seit 14Jahren zunächst 
als Referent und dann als Abteilungsleiter 1 
im Generalssekretariat des Deutschen Ro­
ten Kreuzes und seit 1. Januar 1989 Stellver­
treter des Generalsekretärs. Seit 1980 leitete 
er die internationale Katastrophenhilfe und 
die Entwicklungszusammenarbeit beim 
DRK. Seit 1989 amtiert er zudem als Vor­
Sitzender des Weltverbandes des Roten 
Kreuzes und des Roten Halbmondes. 
HOffmann hat sich u.a. als Fachautor zu 
Fragen der anerkannten Hilfsorganisationen 
und der Schwesternhelferinnenausbildung 
einen Namen gemacht; er ist seit vielen 
Jahren der 'Notfallvorsorge und Zivile Ver­
teidigung' verbunden. 

(hs) 

JOHANNISFEIER 1 991 
Die diesjährige traditionelle Johannisfeier 
der Johanniter-Unfall-Hilfe und des Malte­
ser-Hilfsdienstes fand am 19. Juni in der 
BOnner Rheinaue statt. Vor mehreren hun­
dert Gästen aus Bundesregierung, Bundes­
tag, Kirchen, Behörden, Wirtschaft und den 
anderen humanitären Organisationen und 
Verbänden betonte der Präsident des M H D, 
Dieter Graf Landsberg-Velen in seiner 
Ansprache besonders zwei Punkte: Einmal 
Zeige der Rückgang der Freiwilligkeit in der 
Gesellschaft auch Auswirkungen auf das 
Potential der ehrenamtlichen Helfer und zum 
anderen sei deshalb die arbeitsrechtliche 
Und soziale Gleichbehandlung der Helfer bei 
Auslandseinsätzen im Vergleich zu freiwilli­
gen Hilfeleistungen im Inland unverzichtbar. 
Als Vertreter der Bundesregierung dankte 
die Bundesministerin für Gesundheit, 
Gerda Hasselfeldt, nicht nur beiden Orga­
nisationen für ihren Beitrag zum Sozialwe­
sen und die Notfallvorsorge in unserem Staat. 
Sondern sagte auch Prüfung der von Graf 
Landsberg angeregten Änderungen zu. 

(hs) 

bz 

INTERALARM '91 
In Utrecht, Niederlande, findet vom 26.-29. 
November 1991 in der Utrecht Jaarbeurs 
die internationale Katastrophenschutz- und 
Sicherheits messe statt. Neben der Ausstel­
lung und dem Verkauf von Katastrophen­
schutz-Geräten wird am 28. November von 
der interdisziplinären Forschungsgruppe der 
Universität von Leiden ein internationaler 
Kongreß zu den Themen 
• Ursachen für Katastrophen : das mensch­

liche Versagen (Causes of Disaster: the 
human error) und 

• Planungen für die Katastrophen-Bewälti­
gung: die Notwendigkeit beständiger und 
konsequenterVorsorgeplanung (Planning 
for disaster response: the need for consi­
stant plans) 

durchgeführt. 
Die diesjährige Messe will Antworten nicht 
nur auf die Vorbeugung und die Abwehr von 
Technik- und Naturkatastrophen und die Be­
wältigung von Krisensituationen geben, 
sondern auch Sicherheitsfragen bei terrori­
stischen Angriffen erörtern . 
Anmeldungen und Informationen bei: 
Jaarbeurs Utrecht/Holland, 
Postbus 8500, 
3503 RM Utrecht, 
Tel. 0031/30/955 911 , Fax 0301/940379 
oder direkt bei Herrn Wim Weijmans .. 
Tel. 0031/30/955507. 

BERICHT: 
INTERNATIONALE ZMZ 
Vom 27. bis 31 . Mai 1991 fand in Brüssel der 
XII. Kongreß der "Internationalen Gesell­
schaftfürWehrrecht und Kriegsvölkerrecht" 
statt. Fachkundige Teilnehmer waren aus 
allen Erdteilen, von Jamaika bis China, von 
Schweden bis Südafrika, von der CSFR über 
die Sowjetunion und Israel bis Korea, ange­
reist. Die Delegation der "Deutschen Ge­
sellschaft für Wehrrecht und Humanitäres 
Völkerrecht" unter Leitung von Ministerial­
dirigent Dr. Friedhelm Krüger-Sprengel 
umfasste 37 Personen, primär aus dem 
Geschäftsbereich des BMVg. Die Bedeu­
tung des Kongresses wurde durch die An­
wesenheit von Prinz Philippe von Belgien 
bei der Eröffnungsveranstaltung und einen 
Vortrag von Ministerpräsident Martens un­
terstrichen . 
Das Hauptthema des Kongresses, zivil­
militärische Zusammenarbeit, war durch 
einen internationalen Fragebogen und ent­
sprechende nationale Berichte vorbereitet 
worden. Das breitangelegte Thema umfaßte 
in seinem ersten Teil die Unterstützung der 
zivilen Seite durch das Militär, in seinem 
zweiten Teil die Unterstützung des Militärs 
durch den zivilen Bereich, bei des jeweils in 
Friedens- und Kriegszeiten . 
Der nationale deutsche Bericht wurde im 
Bundesministerium der Verteidigung (Refe­
rat VR II 6, Ministerialrat Dr. Peters und 
Unterzeichner) zusammengeste llt. 

Die Erörterung auf dem Kongreß wurde 
durch eine Auswertung der nationalen Be­
richte (Generalberichterstatter: Oberst Bur­
ger (USA) und Generaldirektor de Smet (Bel­
gien) eingeleitet. Die anschließende Aus­
sprache ermöglichte es, nationale Beson­
derheiten vertiefend darzustellen und zu 
erörtern . Es liegt in der Besonderheit zivil­
militärischer Zusammenarbeit, daß diese in 
ihren Grundlagen durch nationale Verfas­
sungen geregelt ist und geregelt sein muß . 
Dies führt dazu, daß bereits die Kenntnis der 
Systeme anderer Länder an sich ein sub­
stantiiertes Ergebnis darstellt. Darüber hin­
aus können aus dem internationalen Ver­
gleich Rückschlüsse für die eigene Bearbei­
tung ähnlicher Probleme gezogen werden . 
ZMZ erweist sich daher als besonders ge­
eignetes Thema eines internationalen Kon­
gresses. 
Weitere Nebenthemen, so spezielle Proble­
me der Zusatzprotokolle zu den Genfer Ab­
kommen, waren Gegenstand besonderer 
Kommissionen . 
Der Kongreß bot am Rande reichhaltig Ge­
legenheit zum persönlichem Gespräch und 
internationalem Austausch von Erfahrungen. 
Insbesondere die Vertreter Osteuropas und 
neuer Staaten der Dritten Welt suchten und 
erhielten dabei grundlegende Informationen. 
Die nationalen Berichte und die Kongreß­
beiträge sind - wie üblich - zur Veröffentli­
chung in der" Revue de droit militaire et de 
droit de la guerre" vorgesehen. 

(A. Poretschkin) 

INTERNATIONALE 
GESELLSCHAFT FÜR 
ZIVILSCHUTZ (OIPC/ICDO) 
IN GENF 
Die Gesellschaft ist selbst in Fachkreisen 
weithin unbekannt, obwohl ihr rund 50 
Staaten, überwiegend aus Ländern der 
Dritten Welt, angehören . Aber auch arabi­
sche und asiatische Staaten zählen zu den 
Mitgliedern. 
Seit Dezember 1990 ist ihr Präsident der 
pakistanische Luftwaffen-Vizemarschall S. 
Ansari . Generalsekretär in seiner 2. Amts­
periode ist der Tunesier Sadok Zna'idi , der 
auch für das quartalsweise erscheinende 
(und in drei Sprachen gedruckte; englisch, 
französisch , spanisch) "International Civil 
Defence Journal" verantwortl ich zeichnet. 
Die zahlreichen Naturkatastrophen in den 
Mitgliedsländern mit einem überaus hohen 
Tribut an Menschenleben (Bangladesch -
150000 bis 300 000 Tote) und verheeren­
den, die Volkswirtschaft betreffenden, 
Sachschäden und Ernteausfällen stehen im 
Mittelpunkt der Arbeit der Organisation . Ge­
genseitiger Rat und Hilfe, Aus- und Fortbil­
dung und Unterstützung bei der Katastro­
phenvorbeugung durch die Industrienatio­
nen sind Aktivitäten und Ziele. 
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Seit 1989 besteht zwischen der UNDRO 
(United Nations Disaster Relief Organisati­
on) und der ICDO (International Civil Defen­
ce Organisation) ein Kooperationsabkom­
men, dessen Absicht die Anhebung des 
Zivilschutz-Standards auf internaionales Ni­
veau in allen Staaten ist. 
Erstes Ergebnis dieses Abkommens ist die 
Teilnahme von China und der Schweiz als 
Beobachter und von Delegationen Frank­
reichs und der Sowjetunion an der General­
versammlung der ICDO und an deren Fach­
veranstaltungen. 
In einem persönlichen Gespräch mit Mr. 
Zna"idi hat dieser den Wunsch nach intensi­
verer Zusammenarbeit mit der Bundesrepu­
blik Deutschland geäußert. 

1. März jeden Jahres -
Welttag des Zivilschutzes 
Die IX. Generalversammlung der Internatio­
nal Civil Defence Organisation (ICDO) hat 
am 8. Dezember 1990 in Genf beschlossen, 
jeden 1. März eines Jahres zum Internatio­
nalen Welttag des Zivilschutzes zu erklären. 
An ihm soll an die Verpflichtung aller Staaten 
erinnert werden, Vorkehrungen und Hilfs­
maßnahmen gegen Katastrophen jeder Art 
zu treffen (Technik / Natur) und den Zivil­
schutzorganisationen und -einrichtungen die 
Aufmerksamkeit zu widmen. ICDO unter­
streicht das Gleichgewicht und die Gleich­
wertigkeit der ZS-Einrichtungen gegenüber 
dem Roten Kreuz und dem Roten Halb­
mond. 
Der 1 . März erinnert zugleich an die Gründung 
der ICDO am 1. März 1972, die ihre Wurzeln 
in der "Vereinigung der Freunde von Genf" 
aus dem Jahre 1931 sieht. 

(hsJ 

40 JAHRE SCHUTZKOMMISSION 
BEIM BUNDESMINISTER DES INNERN 
STAATLICHE 
NOTFALLVORSORGE ALS 
HUMANITÄRE AUFGABE 
Staatssekretär Franz Kroppenstedt hat 
die Arbeit der Schutzkommission beim 
Bundesminister des Innern gewürdigt. 
Anläßlich der 40 . Jahrestagung der 
Kommission am 6. Mai 1991 in Bonn 
unterstrich er die Bedeutung dieses 
Fachgremiums, das sich mit Fragen des 
Zivilschutzes sowie der Zivil- und Kata­
strophenschutzforschung befaßt. 
Kroppenstedt sagte, die seit über 40 Jahren 
durchgeführten Forschungsarbeiten der 
Kommissionsmitglieder - hochqualifizierte 
und hoch angesehene Wissenschaftler -
hätten wesentlich das Sicherheits-, aber auch 
maßgeblich das Umweltbewußtsein der 
Bürger beeinflußt. Viele mit Blick auf den 
Verteidigungsfall und auf Großkatastrophen 
von der Schutzkommission bearbeiteten 
Probleme spielten in Alltagsproblemen eine 
"zunehmend wichtiger werdende Rolle". 
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Der Staatssekretär erinnerte daran, daß die 
Kommission neben dem Verteidigungsfall 
seit längerem auch Schutzmaßnahmen für 
friedensmäßige Großkatastrophen in ihre 
Überlegungen einbeziehe. Er begrüßte die­
se Aufgabenerweiterung mit dem Hinweis, 
daß man im Bevölkerungsschutz Zusam­
menhängendes und Zusammengehörendes 
nicht trennen sol le. "Auch wenn KatastrO­
phen verschiedene Ursachen haben können, 
so gleichen sie sich in ihren Wirkungen -
den Schäden und Verletzungen -in vielfacher 
Hinsicht", sagte der Staatssekretär. Als ein 
Mei lenstein in der Arbeit der Schutzkom­
mission bezeichnete er die "gewohnt frei­
mütigen, nichts beschönigenden oder ver­
harmlosenden Darlegungen " über die Aus­
wirkungen und Gefahren der Atomwaffen­
tests in Ost und West in den 50er Jahren, 
durch die die atmosphärische Radioaktivität 
ständig angestiegen sei . 
Viele der heute als selbstverständlich erach­
teten Daten und Empfehlungen gehen nach 
Kroppenstedts Worten auf die Arbeiten der 
Kommission zurück. Erwürdigte den Entwurf 
eines Rahmenkonzepts für die Zivilschutz­
forschung, in dem die Kommission Inhalte 
und Perspektiven der Zivi lschutzforschung 
für die nächsten zehn Jahre deutlich mache. 
Mit diesem Konzept sei zugleich eine 
wichtige Grundlage für den politischen Dia­
log geschaffen worden . 
Kroppenstedt sagte. Zivi lschutz und Zivil­
schutzforschung seien auch heute und für 
absehbare Zeit "eine zwingende Notwen­
digkeit" . Zwar seien auch sie von Akzep­
tanzproblemen betroffen - eine Folge der 
Veränderungen in der mi litärischen Bedro­
hung bzw. von Veränderungen in der Ein­
schätzung durch die Bürger. Da diese Ak­
zeptanzprobleme sich jedoch häufig nicht 
zuletzt auf Schwierigkeiten in der Kommu­
nikation und auf mangelnde Information 
zurückführen ließen. empfah l er, auch für 
den Bereich der zivi len Verteidigung die 
Risiko-Kommunikation bei der Forschung zLi 
berücksichtigen . "Wir müssen die Chancen. 
aber auch die Risiken der Friedenssicherung 
und die Notwendigkeit von zivi len SchutZ­
vorkehrungen offen ansprechen . Experten I 
wie Laien , Befürworter wie Gegner haben 
legitime Argumente einzubringen", unter­
strich der Staatssekretär. Das Leitmotiv 
staatlicher Notfallvorsorge umriß er so: de~ 
Zivilschutz als zutiefst humanitäre Aufgabe 
zu begreifen und verständlich zu machen· 

ZIVILER 
ERSATZDIENST/FINNLAND I 
Seit den zwanziger Jahren ist das Wehrge­
setz in Finnland extensiv angewandt wor­
den. Sowohl der waffen lose Dienst bei der 
Armee als auch der zivile Ersatzdienst bein'l 
Staat und bei den Gemeinden sind in Finn­
land immer möglich gewesen. insbesondere 
seit 1969. Die Zahl der Dienstverweigerer 

ist mit 2 Prozent während der letzten Jahre 



trotzdem niedrig geblieben. 1989 leisteten 
700 Männereinen Zivildienst. Die Dauerdes 
Grundwehrdienstes - der militärischen 
Grundausbildung in der Armee - beträgt 8 
bis 11 Monate gegenüber 16 Monaten zivi­
lem Ersatzdienst. Die Wehrdienstverweige­
rung stellt in Finnland, im Gegensatz zur 
SChweiz, kein gesellschaftliches oder mili­
tarpolitisches Problem dar. Ein ziviler Ersatz­
dienst als Alternative zum (militärischen) 
Grundwehrdienst wurde in der Öffentlich­
keit wohl diskutiert, fand aber keine politi­
sche Unterstützung. 

Quelle: ASMZ Nr. 5/91 

GENSCHER SCHLÄGT 
kOORDINATOR FÜR 
kATASTROPHENHILFE VOR 
Bundesaußenminister Genscher hat vorge­
Schlagen, bei den Vereinten Nationen einen 
Koordinator für Katastrophenhilfe einzuset­
zen. Dieser solle durch schnelle Reaktion 
Und straffe Koordinierung helfen, forderte 
Genscher nach einem Gespräch mit UN­
Generalsekretär Perez de Cuellar. Genscher 
Zufolge soll der UN-Koordinator im Rang 
e,lnes Unter-Generalsekretärs sich einen 
Uberblick über die Hilfsmöglichkeiten für 
verSChiedenste Arten von Katastrophenfäl­
len verschaffen können . Als Beispiele n.ann­
te er Olbrände, Hungerkatastrophen, Uber­
sChwemmungen, Massenfluchtbewegun­
gen und Seuchen. Bei der Entgegennahme 
der Ehrendoktorwürde der Universität South 
~arolina setze Genscher sich ferner für die 
.Innchtung eines Gerichtshofs bei den Ver­

einten Nationen ein, "vor dem Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen 
~nd Völkermord angeklagt werden können". 
erez de Cuellar nahm nach Angaben des 

~usWärtigen Amtes eine Einladung nach 
eutschland an . 

Quelle: F.A.Z 13.5.91 

ItILFELEISTUNGSABKOMMEN 
~ISCHEN DER BRD UND DER 
CSFR ERARBEITET 
Wir veröffentlichen nachfolgend das 
"ROTOKOLL 
der Expertenverhandlung über das Abkom­
men zwischen der tSFR und der BRD über 
gegenseitige Hilfe bei den Katastrophen: 

"In den Tagen 18.-19. 06 . 1991 wurde in 
Prag eine Verhandlung der Expertendelega­
tionen der tSFR und der BRD über das 
Abkommen über gegenseitige Katastro­
Phenhilfe zwischen beiden Ländern durch­
geführt. 
Die Expertendelegation der tSFR wurde 
von Gen.-Mjr. Ing. Pavel PASEK geleitet 
und ihre weitere Mitglieder waren : 
- G.en .-Mjr. Ing. Bfetislav Nytra, Föd. Vertei­

digUngsministerium ZV CSFR, 

- Obrst. Ing. Miroslav TOMEK, Föd. Ver 
teidigungsministerium ZV tSFR 

- Obrst. Ing. Josef VOLDRICH, Fbd. Ver­
teidigungsministerium ZV tSFR 

- Obrst. Milan SISULAK, Föd. Verteidi­
gungsministerium ZV CSFR 

- Mjr. JUDr. Petr KANIA, Föd . Verteidi­
gungsministerium ZV CSFR 

- Obrst. JUDr Vlastimil vAf:.JA, FVM-Gene­
ralstab, Verwalt. für ausländische Bezie­
hungen, 

- Ing. Vaclav EICHINGER, Föd . Aussenmi­
nisterium, 

- Ing. Ludovit GREGUS, Föd. Min. für Post­
und Fernmeldewesen, 

- Ing. Ladislav MIKA, Föd. Verkehrsministe­
rium, 

- Zdenek OHLIDAL, Föd . Aussenhandels­
ministerium, 

- Ing. Vlastislav NOVOTNY, Innenministeri­
um der CR, Hauptverwaltung der Feuer­
wehr. 

Die Expertendelegation der BRD wurde von 
Ministerialdirigent Wolfgang BEVER ge­
leitet und ihre weiteren Mitglieder waren: 
- Dr. Ewald ANDREWS, 
- Dr. Klaus MÖL TER . 
Die Verhandlung verlief im Geiste der Zu­
sammenarbeit und des gegenseitigen Ver­
ständnisses. In ihrem Verlauf wurde der 
Abkommensentwurf für das Abkommen 
über die geg~nseitige Katastrophenhilfe 
zwischen der CSFR und der BRD ausgear­
beitet, das eine Beilage zu diesem Protokoll 
darstellt. 
Beide Delegationen werden den gemeinsa­
men Abkommensentwurf den zuständigen 
Organen ihrer Länder zur Diskussion vorle­
gen und sie werden sich die Ergebnisse auf 
dem diplomatischen Wege mitteilen. 
Auf dem diplomatischen Wege wird das 
Datum und der Ort der Abkommensunter­
schreibung vereinbart. 
Geschehen in Prag, den 19. 06. 1991, in 
zwei originalen Ausarbeitungen in tsche­
chischer und deutscher Sprache." 

Die Bedeutung der Verhandlungen liegt 
darin, daß dieses Abkommen das erste 
zwischen der BRD und einem ehemaligen 
Mitglied des Warschauer Paktes als Nach­
barstaat ist. 
Die Unterzeichnung durch beide Regierun­
gen ist für September 1991 vorgesehen . 

(hsJ 

ERKlÄRUNG DES 
JOHANNITERORDENS 
KRANKENPFLEGE 
UND GOLF-KRIEG 
- Stellungnahme des Johanniteror­
dens-
Verschiedentlich wurden in den ver­
gangenen Monaten Erklärungen der 
OTV oder des Pflegepersonals einzel­
ner Krankenhäuser veröffentlicht, mit 
denen die Versorgung von Opfern 
des Golfkrieges verweigert wurde. 
Hierzu hat der Johanniterorden für 
seine Krankenhäuser wie folgt Stei­
lung genommen: "Gemäß seiner na­
hezu 900jährigen Tradition als Hospi­
talorden wird der Johanniterorden in 
seinen Einrichtungen zu keinem Zeit­
punkt Menschen abweisen, die sich 
als Kranke, Verwundete, Behinderte, 
Alte oder Gebrechliche seiner Pflege 
anvertrauen. 
Wer sich im ärztlichen und medizini­
schen Bereich oder in der Kranken­
pflege zum Dienst am Nächsten un­
ter dem Kreuz Christi verpflichtet hat, 
kann seine Patienten nicht nach poli­
tischer Einstellung, nach Rasse, Nati­
on, Religion oder Konfession auswäh­
len. Auch nicht nach der Ursache ihrer 
Verletzungen. Er muß vielmehr dem 
Leidenden und in Not Geratenen zur 
Seite stehen, wo immer er ihm be­
gegnet. Das unterscheidet den Sa­
mariter vom Priester und vom Leviten 
im Gleichnis Jesu." 

A. Poretschkin 
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Domres Bernd, geb. 1938 
Prof. Dr. med., Oberarzt an der Chirurgi­
schen Universitätsklinik Tübingen, Fach­
arzt für Chirurgie und Unfal/chirurgie. 
Einsatz von dem Internationalen Komitee 
des Roten Kreuzes in Genf in mehreren 
Spannungsgebieten. 
Im Auftrag Baden-Württembergs und der 
Deutschen Rettungsflugwacht zu Erd­
bebenkatastrophen 1980 nach Aigerien, 
1988 Armenien und 1990 in den Iran. 
Oberstabsarzt d. R. 

Harnach Lutz, geb. 1942 
Dipl.-Volkswirt, Oberregierungsrat. nach 
zwanzigjähriger Tätigkeit als Landesplaner 
bei verschiedenen Bezirksregierungen, 
dabei wiederholter Einsatz bei Zivilvertei­
digungsübungen, seit 1988 Katastro­
phenschutzdezernent bei der Bezirksre­
gierung Weser-Ems in Oldenburg. 

Schöttler Horst, giJ. 1941 
Dr. phii., Dipl.-Geograph, Dipl.-Ing., Bei­
geordneter a. D., Sachverständiger und 
wiss. Berater für Bevölkerungsschutz. 
Chefredakteur der Fachzeitschrift u Not­
fal/vorsorge und Zivile Verteidigung u. Als 
Fachautor und Dozent zur Thematik ka­
tastrophenschutz, Zivil-Militärische Zu­
sammenarbeit. humanitäres Völkerrecht 
seit 1975 tätig. Zahlreiche Auslandsreisen 
mit Vorträgen zur Zivilen Verteidigung. 

Steiner Edgar Rudolf, giJ. 1933 
Prof. Dr. sc. med., ehemaliger General­
major des medizinischen Dienstes der 
NVA, Facharzt für Sozialhygiene. Leiter 
des Lehrstuhls Katastrophenmedizin (2) 
der Akademie für Ärztliche Fortbildung 
der DDR, Berlin (Ost); inzwischen im Ru­
hestand. 

Such Wolfram, geb. 1936 
Bauassessor Dip/.-Ing., Studium des 
Bauingenieurwesens an der TH (TU) 
Dresden, Fachrichtung Wasserbau und 
Wasserwirtschaft. Große Staatsprüfung 
für die höheren technischen Verwal­
tungsbeamten. Nach Tätigkeit in der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des 
Bundes und der Wasserwirtschafts ver­
waltung des Landes Nordrhein-Westfa­
len seit 1966 beim Wahnbachtalsperren­
verband in Siegburg, ab 1989 Geschäfts­
führer. Ehrenamtliche Tätigkeit als Orts­
und Kreisbeauftragter der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk im Rhein-Sieg-Kreis, 
Gastlehrer auf Fachseminaren des Bun­
desministeriums des Innern an der Kata­
strophenschutzschule des Bundes über 
Trinkwasser-Notversorgung, Mitheraus­
geber eines Kommentars über das Was­
sersicherstellungsgesetz. 

Sonntag, Philipp, giJ. 1938 
Physiker, Dr. rer. nat. Von 1964-1978 Mit­
arbeiter von C. F. von Weizsäcker. Von 
1979-1987 im Wissenschaftszentrum 
Berlin. Seit Oktober 1987 in der Abt. Tech­
nologieanalysen der VDINDE-Technolo­
giezentrum Informationstechnik GmbH, 
Berlin. 

Werther Gernot, giJ. 1942 
Vol/jurist. von 1972-1978 zuständiger De­
zernent für Brand- und Katastrophen­
schutz bei der Kreisverwaltung Mainz­
Bingen. danach bis 1980 in der Bezirksre­
gierung Koblenz; seither als Ministerialrat 
Leiter des Referates u Katastrophen- und 
Zivilschutz im Gesundheitswesen U im 
Ministerium für Umwelt und Gesundheit 
des Landes Rheinland-Pfalz, Mainz. 
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ALFRED KOSKA U. A. (HERAUSGEBER) 
FREIHEIT IN SICHERHEIT 
landesverteidigung in der Demokratie 
Verlag A.F. Koska, Berlin-Wien, 19~0. 516 
Seiten im Format 255x285 mm mit zahl­
reichen Fotographien. 96.30 DM. ISBN 
392-056-1338. 
Die Bundesminister der Verteidigung Ger­
hard Schröder, Helmut Schmidt. Georg Le­
ber, Hans Apel und Manfred Wörner hatten 
die Öffentlichkeit über ihre SicherheItspolI­
tik in Weißbüchern informiert (1969, 1970, 
1971/72, 1973/74, 1975/76, 1979: 1983, 
1985). Unter Gerhard Stoltenberg Ist nun­
mehr Ende 1990 auf dem normalen 
Buchmarkt ein Prachtband über die Bundes­
Wehr erschienen. 
Schon das Autorenverzeichnis mit Bundes­
minister Stoltenberg, Nato-Generalsekretär 
Vvörner dem Wehrbeauftragten Biehle, al­
len akti~en Inspekteuren, den meisten zivi­
len und militärischen Abteilungsleitern sowie 
besonderen Fachleuten aus dem Verteidi­
gungsministerium und ausgesuchten wei­
teren Persön lichkeiten zeigt, daß ein um­
fassender Überblick gegeben werden soll . 
Dies bestätigt das Inhaltsverzeichnis mit 
den Kapiteln "Sicherheitspolltlk und Lan­
desverteidigung ", "Soldat und Bundes­
Wehr" Die Bundeswehr als Partner Im 
öftentl'ichen Leben", "I nternationale Koo­
Peration" Rechtspflege, Sozialdienst und 
Vvehrmat~;ial", "Bundeswehr und Rüstun( 
(mit 142 Seiten Beschreibung der Ausru­
stung) und "Von Geschichte: Diplomatie, 
Sport und Musik". Dem damit gesteckten 
Rahmen wird der Inhalt voll gerecht. 
Nicht gerecht wird das Werk seinem Un­
tertitel "Landesverteidigung " oder gar dem 
Vorwort der beiden Mitherausgeber Ko~kas, 
wenn sie von einem "umfassenden Uber­
blick über die Landesverteidigung in der 
Bundesrepublik Deutschland" sprechen. 
Dabei wird nämlich - wie leider so oft -
Vergessen, daß Verteidigung in unserer 
Demokratie nur Gesamtverteidigung . sein 
kann, also ein Zusammenwirken von zIvilen 
und mi litärischen Verteidigungsanstrengun­
gen. Militärische Verteidigung alleine würde 
nicht nur unser liberales Staatsverständnis 
geradezu auf den Kopf stellen, bei alle~ 
guten Wi llen der fest in unserer Demokratie 
verWurzelten Armee; sie würde bei unserem 
komplexen innerstaatlichen Ge~üge auch 
gar nicht alleine funktionieren konnen . An­
dererseits würde ziviler Verteidigung alIeine 
das notwendige Machtmittel fehlen, um 
sich einer Aggression von außen entge­
genstellen zu können. Nur Admira l Wel­
lerShoff zeigt in seinem Beitrag den hierzu 
notwendigen globalen Ansatz einer Fach­
Und Ressortbereiche übergreifenden SI­
cherheitspolitik auf, ohne auf die erforderli­
Chen Details eingehen zu können . General­
major von Scheven (damals Kommande~r 
der Führungsakademie) erwähnt kurz die 
Bedeutung der "Zivil-Militärischen Zusam­
menarbeit" . 

Das neue Buch konzentriert sich demnach 
auf den Bereich der Bundeswehr ein­
schließlich Bundeswehrverwaltung und 
Abrüstungspolitik sowie ihre Ein~indung in 
den eigenen Staat und internationale SI­
cherheitspolitik . Dies entspricht der fachli­
chen Herkunft seiner Autoren. Inhalt und 
Form werden dabei souverän, klar und 
übersichtlich gestaltet. So vyerden von be­
sonders kompetenter Seite folgende 
Komplexe erhellt: Bedeutung und Auftrag 
der Bundeswehr in der Demokratie, 35Jahre 
Partnerschaft in Staat und Nato, soldatische 
Theorie und Praxis, alte und neue Heraus­
forderungen der Streitkräfte . 
In der schnellebigen Zeit des Jahres 1990 
müssen viele Zahlen, z.B. zu Friedens- und 
Verteidigungsumfang, zwangsläufig schon 
veraltet sein, wenn ein ordentliches Buch 
auf dem Markt erscheint. Die Eckwerte 
unserer militärischen Verteidigung stimmen 
jedoch trotz des rasanten Pr?zesses der 
deutschen Einigung nach wie vor. Das 
Grundgesetz als die grundlegende Aus­
gangsbasis allen staatlichen Handeins wurde 
in seiner Wehrverfassung nicht angetastet. 
Wenn die Nato und die Bundeswehr uns 40 
Jahre Frieden gebracht haben, so ist dies 
kein Grund sie aufzulösen, sondern im Ge­
genteil sie zu behalten (und zeitgemäß an­
zupassen) . Gegenüber der starren Konzen­
tration auf eine bestimmte Verteidigung wird 
in Zukunft eine kleinere präsente Bundes­
wehr sich mehr auf Mobilmachungsfahlg­
keit Internationalität und Beweglichkeit 
aus;ichten . Nach der stabilen Nato-Bindung 
werden auch EG und UNO Einfluß ~uf SI­
cherheitspolitik und Streitkräfte gewl~.nen . 
Vage Zukunftsvisionen finden in der senosen 
Darstellung der tatsächlichen Fakten keinen 
Platz. Insoweit entspricht es auch nur einer 
konsequenten nüchternen Analyse, wenn 
Generalmajor Carstens, der Kommandeur 
der sogenannten "Nato-Feuerweh~~' (Allied 
Mobile Force, AMF) dabei den moglichen 
Einsatzraum seiner Brigade im südanatol l­
schen Grenzgebiet zum Irak bewertet; er 
schrieb bereits vor der Aggression Saddam 
Husseins in Kuweit von der" nahe der zuletzt 
krisenträchtigen Region zwischen dem Na­
hen und dem Mittleren Osten" . 
Wer sich nur auf einzelne spezielle Fach­
fragen konzentriert, wird naturgemäß wenig 
grundlegend Neues finden . U~d In d~m 
Gliederungsbild des Heeres mogen einige 
Soldaten sich selber vermissen . Dies be­
weist aber nur, daß das Buch sich nicht in 
nebensächlichen Details verliert. 
Insgesamt kann das vorliegende Werk jedem 
empfohlen werden, der sich über ~en Hor.l­
zont des eigenen Fachbereiches hinaus fur 
die Zusammenhänge der militärischen SI­
cherheitspolitik und Landesverteidigung in­
teressiert. 
Die besonderen Probleme und Herausfor­
derungen der Bundeswehr nach dem 3. 
Oktober 1990 in den neuen Bundesländern 
und mit der Eingliederung ehemaliger NVA­
Soldaten müssen einer späteren Betrach­
tung vorbehalten bleiben . Sie sind sicherlich 

ein eigenes Buch wert . Die geschilderte 
Grundposition muß und wird sich jedoch 
auch dort durchsetzen. Sogesehen ist die 
vom Koska-Verlag herausgegebene Schrift 
für den Bereich der neuen Bundesländer 
sogar besonders geeignet. 

Alexander Poretschkin 

PHOTOVOLTAIK -
MARKTÜBERSICHT 
Informationen zur Stromerzeugung mit 
Solarzellen 
von Jürgen Leuchtner und Carsten Boek­
stiegel 
5. aktualisierte Auflage, DM 16,- zuzüglich 
Versand kosten 
herausgegeben vom Öko:lnstitut e. V ., 
Institut für angewandte Okologie, Bin-
zengrün 34 a, 7800 Freiburg/Br. . 
In Heft 1/88 von Zivilverteidigung erschien 
mein Beitrag" Erneuerbare Energie sichert 
die Zukunft" . Unter Angabe der mir vorlie­
genden Literatur habe ich den dam~ligen 
Stand von Wissenschaft und Technik .. be­
schrieben. Vor Jahren habe ich das Oko­
Institut mitgegründet und begrüße es da­
her daß von dort eine "Fortschreibung" 
meines eigenen Berichtes vorgelegt wird . 
Dipl.-Ing. Jürgen Leuchtner, Jahrgang 1959, 
arbeitet seit 1985 im Fachbereich Energie 
des Öko-Instituts. Schwerpunktmäßig be­
faßt er sich mit den Einsatzmöglichkeiten 
regenerativer Energiequellen .. Carsten 
Bockstiegel, Jahrgang 1964, studiert Physik 
an der Universität Marburg. 
Photovoltaik bezeichnet die direkte Um­
wandlung von Lichtenergie in elektrische 
Energie mittels Solarzellen . Dieser Techno­
logie kommt bei der Nutzung erneuerbarer 
Energien eine besondere Bedeutung zu. 
Die Autoren gehen ausführlich auf die prak­
tischen Aspekte der Solarstromerzeugung 
ein . Dabei werden Anwendungsbeispiele 
genannt und Tips für die Planung der eige­
nen Photovoltaikanlage gegeben. Besonde­
res Gewicht liegt auf einer umfassenden 
Produktliste, der auch die aktuellen Photo­
voltaik-Preise entnommen werden können . 
Eine Liste mit 300 Adressen von Photovol­
taik-Händlern und -Vertriebsfirmen rundet 
das Informationsangebot der Marktübersicht 
ab. 
In der Broschüre werden die Funktionsweise 
von Solarzellen erklärt und zukünftige Ent­
wicklungen in der Photovoltaik-Technologie 
beschrieben. Die Wirtschaftlichkeit der so­
laren Stromerzeugung wird im Zusammen­
hang mit Förderprogrammen und Einspei­
severgütungen diskutiert. Die Informationen 
zur Planung und zum Kauf einer Photovol­
taik-Anlage sind besonders für private Bau­
herren, Hausbesitzer, Hobbyanwender, In­
genieursbüros, Arch itekten, Industrie- und 
Dienstleistungsunternehmen relevant. Da­
neben bietet die Broschüre aber auch für 
Verbraucherberatungen und kommunale 
Beratungsstellen interessante Marktdaten. 

Hermann Kater 
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SCHIWY / HARMONI/OESTREICHER 
"BAUGESETZBUCH" (BauGB' 
Sammlung des gesamten Bau- und Städ­
teförderungsrechts des Bundes und der 
Länder - Kommentar -
Loseblattwerk, 8. Ergänzungslieferung, 
272 Seiten, DM 98,-
9. Ergänzungslieferung, 262 Seiten, 
DM 98,-
Verlag R. S. Schulz, Berger Straße 8 -10, 
8130 Starnberg-Percha 

Wir haben in unserer Fachzeitschrift aus­
führlich über dieses Werk berichtet und 
haben ständig die Ergänzungslieferungen 
vorgestellt. Hier nun präsentiert der Verlag 
die achte und die neunte Ergänzungsl iefe­
rung . Sie berücksichtigen Rechtsverände­
rungen insbesondere im Wohnungs- und 
Siedlungswesen und bereiten eine Erweite­
rung der Sammlung um das Recht der fünf 
neuen Ländern vor. 
In der Lieferung 8 werden neu aufgenom­
men unter Gliederungsnr. 4(7 das Gesetz 
zur Erleichterung des Wohnung~baus im 
Planungs- und Baurecht sowie zu r Anderung 
mietrechtlicher Vorschriften, das in seinem 
Art. 2 das Maßnahmegesetz zum Bauge­
setzbuch enthält . Es wird der Rechtsstand 
vom 1. Oktober 1990 zugrunde gelegt . 
Band 9 erfaßt den Rechtsstand vom 15. 
Oktober 1990 und berücksichtigt u.a. Ände­
rungen der Neubaumietenverordnung 1970 
(Nr. 5/2) der Verordnung über wohnungs­
wirtschaftliche Berechnungen - 2. Berech­
nungsverordnung - (Nr. 573). des Gesetzes 
zur Sicherung der Zweckbestimmung von 
Sozia lwohnungen - Wohnungsbindungsge­
setz - (5/4). des Raumordnungsgesetzes (5/ 
6). des Bürgerlichen Gesetzbuches (Nr. 6(1) 
und der Zivilprozeßordnung (Nr. 6/4) . Die 
Hessische Bauordnung (Nr. 700/1) wurde 
neu gefaßt. 
Sobald die neuen fünf Länder landesrechtli­
ehe Vorschriften erlassen haben, werden 
diese m it den folgenden Ergänzungsl iefe­
rungen des Beziehers zur Verfügung ge­
steilt. 
Das Werk gehört in die Hand des Praktikers, 
des Baufachmannes, des Kommunalres­
sortleiters, des Juristen und al le mit Bauen 
befaßten Personen . Es dürfte - stets auf 
dem neuesten gesetzlichen Stand - eine 
wertvolle Arbeitshilfe sein . 

GÖTZ WEIHMANN 
SO FÄHRT SICH'S BESSER 
Der Ratgeber rund ums Auto 

emo 

262 Seiten mit 169 Abbildungen, gebun­
den, 39,- DM 
Motorbuch Verlag Stuttgart 1990 
Die Deutschen sind doch die besten Auto­
fahrer . Oder? Götz Weihmann kann diesen 
weitverbreiteten Optimismus nicht teilen. 
In seinem neuen Buch "So fährt sich's bes­
ser" wird nicht viel theoretisiert, sondern 
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der Leser erfährt einen praktischen Tip nach 
dem anderen . Auf über 260 Seiten werden 
zahllose Situationen am Lenkrad geschi l­
dert und durchgespielt. Dabei kommt es 
bisweilen zu recht überraschenden Er­
kenntnissen und Ratschlägen . 
Wer weiß z. B., daß ein Motorradfahrer, der 
nur 60 Meter entfernt ist, von einem in 
Arm längenabstand geha ltenen Bleistift fast 
völl ig verdecktwird? Da kann das vom Rüc~­
spiegel baumelnde Maskottchen leicht die 
Ursache für einen tödl ichen Unfall werden . 
Der Autor hat einen guten Teil seines journa­
listischen Lebens für die Verkehrss icherheit 
gearbeitet. "So fährt sich's besser ", ein in 
83 abgeschlossene Einzelkapitel aufgeteil­
ter Ratgeber, ist der Extrakt aus diesern 
permanenten Bemühen. 

Töpner (Hrsg.) 

Schriftenreihe 
Gefährliche Stoffe 

~ 11 - -
~ ~ 
Band 16 
Kurt Kippeis 

Umwelt­
verträglichkeitsprüfung (UVP) 
- Da. Gesetz zur Ums81zung der Rlchllinie des Reles vom 

ZT. Juni 1985 uber die UmwollvertrigllC:hkeltsprüfung bei 
bestlmmlen 6Henlhchen und privaten Projeklen (851337/EWO) 

- Texle mil einer Elnfühtung -

ISSN 0932-4844 

DEUTSCHER FACHSCHRiFTEN-VERLAG 

wol 

SCHRIFTENREIHE 
GEFÄHRLICHE STOFFE 
Herausgeber: Dr. rer. nato Walter Töpner 
Band 16 
Kurt Kippeis 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
Die EG-Richtlinie und ihre Umsetzung iJ1 
deutsches Recht 
Erläuterungen und Materialien 
1990,319 Seiten, Kunststoff-Einband, 
DM 58,-
Deutscher Fachschriften-Verlag, Postf· 
2120,6200 Wiesbaden 1 , 
Seit die Einsicht vorhanden ist, daß ohne die 
Bewahrung der natürlichen Lebensgrundla­
gen und einer intakten Umwelt keine ~u­
kunft für die Menschheit mehr gegeben 1St. 

wurden weltweit Richtlinien und Gesetze 
zur Eingrenzung der zunehmenden ZerstO­
rung der Umwelt geschaffen . Im Vorwort zU 
diesem Werk steht, ein sorgsamer Umgang 



mit den natürlichen Ressourcen sei erste 
Voraussetzung für diese Bewahrung. Zu 
diesen Ressourcen zählten Tier- und Pflan­
zenwelt. Luft und Klima, Boden und Unter­
grund, Oberflächen- und Grundwasser als 
Einzelmedien ebenso wie ihr komplexes 
Wirkungsgefüge untereinander. 
Als begri ff licher Gegenpol zum Schutz von 
Umweltmedien und Ökosystemen habe die 
"Umweltverträglichkeitsprüfung Eingang in 
die gesetzlichen Regelungen gefunden. Eine 
konkrete inhaltliche und rechtliche Ausge­
staltung erfuhr der Begriff durch die 1985 im 
Rat der Europäischen Gemeinschaften ver­
abschiedete Richtlinie 85/337/EWG über die 
Umweltverträg lichkeitsprüfung be i be­
stimmten öffentlichen und privaten Objek­
ten . Diese Richtlinie wurde durch das am 
20. Februar 1990 verkündete und am 1. 
August in Kraft getretene Artikelgesetz in 
Innerstaatliches Recht umgesetzt. 
Band 16 der Schriftenreihe widmet sich 
dieser Umweltverträglichkeitsprüfung. Er 
Wil l eine praxisorientierte"Einführung geben 
Und einen umfassenden Uberblick über den 
Inha lt und die Entwicklung des neuen 
Rechtsgebietes. Eine ausführliche Doku­
mentation über den gegenwärtigen Sach­
stand auf dem Gebiet der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung gibt die Möglichkeit zu ge­
nauer Ana lyse dieses Rechtsgebietes vom 
Beginn seiner Entstehung auf Gemein­
sChaftsebene bis zur Umsetzung in nationa­
les Recht. 
Dieses Werk kann Hilfe sein für die Praxis in 
Staats- und Landesbehörden ebenso wie in 
der Hand des Juristen und all derer, die sich 
mit dieser neuen Rechtsmaterie auseinan­
dersetzen müssen. Die benutzerfreundliche 
Ausstattung erlaubt lebhaften Gebrauch. 

KlAUS HAHLBROCK 
I(ANN UNSERE ERDE 
DIE MENSCHEN NOCH 
IRNÄHREN? 

emo 

Bevölkerungsexplosion - Umwelt - Gen­
technik 
254 Seiten, Leinen, DM 39,80 
Pi Per, München 1991 
Die Weitbevölkerung nimmt weiter drama­
tiSch zu. Mitte 1991 lebten ungefähr 5,4 
Milliarden Menschen auf der Erde. Im Jahr 
1900 wa ren es noch 1,65 Mi ll iarden und 
1950 2,6 Milliarden Menschen. Eine Pro­
gnose der Vereinten Nationen geht davon 
aus, daß es im Jahre 2025 8,5 Milliarden 
Sein werden . Das entspricht einer Zunahme 
von 60 Prozent gegenüber dem Stand von 
1991 . Für das Jahr 2050 werden von den 
Vereinten Nationen gar 10 Milliarden Men­
schen prognostiziert. Die wachsende Welt­
bevölkerung ernährt sich zunehmend auf 
Kosten ihrer bedrohten Umwelt. Ein tiefer 
Eingriff des Menschen in die ursprüngliche 
Vielfalt und Verbreitung der Arten ist dabei 
die Landwirtschaft. Ausdehnung der An­
bauflächen und oft ungezügelter Einsatz von 

Agrochemikalien sind Stichworte, die das 
ökologische Problem anreißen. 
Dies ist die Ausgangslage für das Buch von 
Klaus Hah lbrock. Der Autor, Biochemiker 
am Max-Planck-Institut für Züchtungsfor­
schung in Köln, sieht einen Ausweg im 
gezielten Einsatz gentechnisch veränderter 
Nutzpflanzen, die höhere Erträge mit größe­
rer Widerstandskraft gegen Schädlinge und 
Klimaschwankungen verbinden. " Eine um­
weltgerechte Landwirtschaft, die mehr 
Menschen ernährt und wenigerökologische 
Schäden verursacht, ist wahrscheinlich die 
größte Herausforderung für die kommen­
den Jahrzehnte", meint Hahlbrock. 
Der Autor erläutert in seinem Buch, w ie es 
zu der angesprochenen Entwicklung kam, 
welche Folgerungen nach seiner Auffas­
sung daraus gezogen werden müssen und 
weshalb ihm neue Wege in der Pflanzen­
züchtung mit gentechnischen Methoden 
besonders aussichtsreich erscheinen . 
Hahlbrock reflektiert dabei auch die Ambi­
va lenz, die Chancen und Risiken der Gen­
technik, wobei freilich der (optimistische) 
Standpunkt des Biochemikers nie im Un­
klaren bleibt. Sein Credo, das auch bei 
denjenigen Zustimmung finden kann, die 
der Gentechnik skeptisch gegenüberstehen: 
Gentechnik kann nur für die wichtigen Zu­
kunftsaufgaben sinnvoll eingesetzt werden, 
wenn Wissenschaft und Öffentlichkeit das 
weitere Vorgehen miteinander diskutieren 
und gemeinsam festlegen . 
Das Buch kann und wi ll keine umfassende 
Antwort auf das eigentliche Problem, die 
Bevölkerungsexplosion , geben, dazu sind 
komplexere Konzepte nötig . Hahlbrock ver­
sucht mit seinem Buch eine (Teil-)Antwort 
auf eine zentra le Frage von heute zu geben: 
Wie besiegen wir den Hunger in der Welt 
und erhalten gleichzeitig die Vielfalt der 
Natur? Die Antwort aus der Perspektive des 
Biochemikers wird sicher auf Widerspruch 
stoßen oder nach Ergänzungen verlangen­
ais Teil eines umfassenden Lösungsansat­
zes, der vor allem auf die rasche Beendi­
gung des Bevölkerungswachstums abzie­
len muß, ist sie allemal bedenkenswert. 

KATASTROPHENSCHUTZ 
IN ARBEITSSTÄnEN 
von Friedhelm Vogelbuseh 

be . 

Stand 1991, einsehl. 44. Erg.-Lfg, Lose­
blattwerk in 6 Kunststoffordnern, Format 
20 x 24 em, 5.720 Seiten, Preis DM 398.­
Ergänzungslieferungen DM 0,32 pro 
Seite, ISBN 3-609-75030-8 
eeomed verlagsgesellsehaft mbh, 
8910 Landsberg a. Leeh 

Bei Großung lücken, Bränden, Störfällen 
entscheidet schnelle Hilfe über Rettung von 
Menschenleben und die Erhaltung von 
Umwelt. Sachwerten und Arbeitsplätzen . 

Dem Selbstschutz in Betrieben kommt eine 
besondere Bedeutung zu, denn eigene Si­
cherheitsfachkräfte sind über Örtlichkeiten 
und besondere Bedingungen informiert und 
können daher schneller und effektiver han­
deln als Hilfskräfte von außen. 

"Katastrophenschutz in Arbeitsstätten " ist 
inzwischen zu einem Standardwerk gewor­
den, in dem jeder, der in Betrieben und 
Verwaltungen für die Sicherheit verantwort­
lich ist, sich branchenübergreifend informie­
ren kann über Rechtsgrundlagen und Orga­
nisation des Katastrophenschutzes. 
Die Schwerpunkte der Mitte Juni 1991 er­
scheinenden 45. Ergänzungslieferung sind: 

• Erläuterung des Arbeitsschutzsystems in 
Deutschland (wichtig vor allem für die 
Sicherheitsfachkräfte in den neuen Bun­
desländern) 

• Aktuelle Anschriften von Behörden und 
Verbänden mit Kurzbeschreibungen der 
Aufgabengebiete 

• Verzeichnis der Stichworte, Abkürzungen 
und Definitionen in alphabetischer Rei­
henfolge. 

(hs) 
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AUSZUG AUS: 
EINSTELLUNGEN ZU 
AKTUELLEN FRAGEN 
DER INNENPOLITIK 1990 
IN DER ßUNDESREPUßLlK 
DEUTSCHLAND UND IN DER DDR 
Ergebnisse zweier repräsentativer Be­
völkerungsumfragen 

Der Bericht des IPOS basiert zum einen auf 
den Ergebnissen einer Befragung, die in der 
Zeit vom 11 . bis 31 . Mai 1990 im Bundesge­
biet einschließlich West-Berlin unter 2.093 
Befragten vorgenommen wurde, zum ande­
ren auf den Ergebnissen einer Befragung, 
die in der Zeit vom 24. Mai bis 11. Juni 1990 
in der DDR unter 799 Befragten durchge­
führt wurde . Die Angaben der Befragten 
wurden getrennt nach Bundesländern (auch 
in der DDR) unter Berücksichtigung der je­
weiligen amtlichen Statistik nach Geschlecht 
und Alter gewichtet, um die durch Random­
Ausfälle aufgetretenen Verzerrungen zu 
beseitigen . Die gewichteten Umfragen sind 
unter Berücksichtigung der wahrschein lich­
keits-theoretischen Grundlagen von Stich­
proben repräsentativ für die wahlberechtig­
te Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. der DDR . 

1.2.3 Wichtigkeit von Ein­
richtungen des Bundes 

Neben dem Vertrauen in die Einrich­
tungen des öffentlichen Lebens wurde die 
Wichtigkeit von einigen Einrichtungen im 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministe­
riums des Innern mit Hilfe einer Skala von 0 
Lvöllig unwichtig") bis 10 Lsehr wichtig") 
erfragt. Insgesamt wurden 10 Einrichtun­
gen des Bundes erfaßt. zu dreien gibt es nur 
Verg leichsdaten aus dem letzten Jahr, für 
die restlichen sieben reicht die Zeitreihe bis 
zum Jahr 1984 bzw. 1985 zurück. 

Wie in den Jahren zuvor wird als wichtigste 
Einrichtung des Bundes das Bundeskrimi­
nalamt angesehen. Die seit 1985 fallende 
Tendenz in der Beurteilung der Wichtigkeit 
wird in diesem Jahr erstmals unterbrochen. 
Die Wichtigkeit des Amtes ist im Vergleich 
zum letzten Jahr angestiegen. Als zweit­
wichtigste Einrichtung des Bundes wird das 
Technische Hilfswerk angesehen. Seine 
Bedeutung stieg im Vergleich zum letzten 
Jahr ebenfalls an . Danach folgt der Verfas­
sungsschutz, der wiederum im Vergleich 
zum letzten Jahr aus der Sicht der befragten 
Bundesbürger an Wichtigkeit zugenommen 
hat. 

Wichtigkeit von Einrichtungen des Bundes 
* Skalen-Mittelwerte * 

1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 

Bundeskriminalamt 8.5 8.7 8.5 8.3 8.2 8.1 8.3 

Technisches Hilfswerk - 7.6 7.8 

Verfassu ngsschutz 7.7 7.9 7.6 7.6 7.6 7.3 7.6 

Bundesdatenschutz-
beauftragter 7.3 7.4 7.3 7.6 7.5 7.2 7.6 

Bundesamt 
für Zivilschutz 6.7 6.7 6.9 6.9 6.9 6.8 

Bundesgrenzschutz 7.8 7.7 7.5 7.4 7.1 6.7 

Bundesamt für die 
Anerkennung auslän-
discher Flüchtlinge 6.0 6.3 

Statistisches 
Bundesamt 6.1 6.2 6.0 6.4 6.2 5.9 6.2 

Bundesarchiv 5.9 6.1 

BZ f. pol. Bildung 5.4 5.4 5.9 5.9 5.9 6.0 
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Ebenso große Bedeutung wie dem Verfas­
sungsschutz wird dem Bundesbeauftrag­
ten für den Datenschutz zugebi lligt. Hier ist 
die Steigerung gegenüber dem letzten Ja~r 
noch deutlicher, allerdings kehren damit 
beide Einrichtungen nur auf das Niveau zu­
rück, das sie auch in den Jahren 1987 und 
1988 hatten. An fünfter Stelle der wichtigen 
Einrichtungen des Bundes steht mit kon­
stanter Einschätzung das Bundesamt für 
Zivilschutz. Danach folgt der Bundesgrenz­
schutz, der aus der Sicht der Bevölkerung 
deutlich an Bedeutung verloren hat. 
Die Bedeutung des Bundesamtes für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge wird 
in diesem Jahr höher eingeschätzt als im 
Vorjahr. Das Statistische Bundesamt. das 
im letzten Jahr im Vergleich zu den Vorjah­
ren als weniger wichtig eingestuft wurde, 
erreicht in diesem Jahr wieder in etwa sei­
nen Ausgangswert vom Beginn der Unter­
suchungsreihe. Ähn lich hohe Wichtigkeits­
werte verzeichnen das Bundesarchiv und 
die Bundeszentrale für politische Bildung. 

Bei der Beurteilung der Wichtigkeit der ver­
schiedenen Einrichtungen durch die Anhän­
ger der Parteien gibt es keine großen Un­
terschiede zwischen den Anhängern der 
Union, der FDP und der SPD. Dagegen 
schätzen die Anhänger der Grünen und der 
Republikaner die Wichtigkeit dieser Ein­
richtungen zum Teil sehr viel niedriger ein· 
Für die Anhänger der Grünen sind die 
wichtigsten Einrichtungen des Bundes der 
Bundesbauftragte für den Datenschutz und 
das Technische Hilfswerk. Das Bundeskn­
mina lamt folgt an dritter Ste lle, hat aber eine 
sehr viel niedrigere Einstufung als bei ande" 
ren Parteianhängerschaften . Alle weiteren 
Einrichtungen werden weniger wichtig ein­
geschätzt als durch die Allgemeinheit, am 
deutlichsten zu beobachten beim Bundes" 
grenzschutz und beim VerfassungsschutZ. 
Auch die Anhänger der Republikaner wel" 
chen in der Bewertung der Wichtigkeit der 
Einrichtungen des Bundes sehr deutlich von 
der Gesamtheit der Befragten ab. Besonders 
große Differenzen treten dabei beim Bun" 
desamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge, beim Bundesarchiv, beim Ver­
fassungsschutz, beim Statistischen Bun­
desamt und bei der Bundeszentrale tür po­
litische Bi ldung auf. Die Bedeutung dieser 
Einrichtungen ist aus Sicht der Anhänge~ 
der Republikaner sehr viel niedriger als bel 
Anhängern anderer Parteien . 



Und nun hätten wir gerne gewußt, für wie wichtig Sie diese Einrichtungen 
halten. Sagen Sie es mir bitte anhand dieser Skala: 10 heißt, daß Sie 
diese Einrichtung für sehr wichtig halten, 0 heißt, daß Sie sie für völlig un-
wichtig halten. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihre Meinung ab-
gestuft sagen. Wie ist das mit . . . 

* Skalen-Mittelwerte * 
Gesamt 

Basis 2093 

Verfassungsschutz 7.6 

Bundesdatenschutzbeauftr 7.6 

Bundeskriminalamt 8.3 

Statistisches Bundesamt 6.2 

Bundesgrenzschutz 6.7 

B.amt für Zivilschutz 6.8 

BZ F.Politische Bildung 6.0 

THW 7.8 

B.amt F. Ausl. Flüchtl. 6.3 

Bundesarchiv 6.1 

Fast alle Institutionen werden von älteren 
Befragten wichtiger eingeschätzt als von 
Jüngeren Befragten. Der Bundesdaten­
schutzbeauftragte, das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge und 
die Bundeszentrale für politische Bildung 
sind die Ausnahmen; bei diesen drei Ein­
nchtungen besteht ke in erkennbarer Zu­
sammenhang zwischen Alter und Wichtig­
keitseinstufung. 
Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
wird als einzige Institution von den formal 
Hochgebildeten wichtiger eingeschätzt als 
von allen anderen Befragten. Bei der Bun­
deszentrale für politische Bildung und beim 
Bundesamt für ausländische Flüchtlinge ist 
ein Zusammenhang von Bildungsstatus und 
Wichtigkeitseinstufung der Institution nicht 
erkennbar. Bei allen anderen Institutionen 
Sinkt die Wichtigkeitseinstufung mit dem 
Ansteigen der formalen Bildung der Beauf­
tragten. 
Junge Hochgebildete stufen die Wichtigkeit 
des Bundeskriminalamtes und auch des 
Verfassungsschutzes etwas niedriger ein 
als alle anderen Befragten. Die Unterschie­
de sind allerdings nicht so groß, daß hiervon 
grundsätzlichen Differenzen gesprochen 
Werden müßte. 

Quelle: ipos 
Institut für praxisorientierte 
Sozia lforschung, Mannheim 

PARTEIPRÄFERENZ 

CDU-CSU SPD FDP Grüne 

721 870 101 124 

8.2 7.6 7.4 6.1 

7.8 7.7 7.8 7.4 

8.7 8.3 8.5 7.1 

6.6 6.2 6.6 5.4 

7.3 6.5 6.9 4.6 

7.2 6.7 6.7 5.2 

6.4 5.9 5.4 5.2 

7.9 7.7 8.0 7.3 

6.5 6.3 6.4 6.2 

6.4 6.1 6.5 5.9 

ROSENBAUER· 
FEUERWEHRFAHRZEUGE 
FÜR KUWAIT 

REP 

32 

6.1 

5.9 

7.7 

4.5 

6.4 

6.6 

4.6 

7.9 

3.5 

4.3 

Zur Katastrophenbekämpfung rücken in al­
ler Welt Feuerwehrfahrzeuge aus. 
Auch in Kuwait ist das nicht anders. Nur hat 
dort der 100-Stundenkrieg auch die Feuer­
wehren zerstört. Kuwait benötigt daher 
dringendst Feuerwehrfahrzeuge, um den 
Aufbau seiner Infrastruktur zu sichern . 
Löschfahrzeuge, die der weitgrößte Expor­
teur von Feuerwehrfahrzeugen, die Firma 
Rosenbauer International GesmbH, per 
Luftfracht liefert. 

Da das österreich ische Unternehmen seit 
Jahren beste Kontakte zur Golfregion unter­
hält, ist es verständlich, daß Rosenbauer 
eines der ersten Unternehmen ist, dessen 
humanitäre Produkte in die Krisenregion 
geliefert wurden . 
Zehn Feuerwehrfahrzeuge im Gesamtwert 
von 35 Millionen Schilling wurden vom Ro­
senbauer Konzern via Großraumtransport­
flugzeugen in der 2. Märzwoche vom Linzer 
Flughafen nach Kuwait geliefert. Es handelt 
sich dabei um modernste, fabrikneue, Vor-

führ-Feuerwehrfahrzeuge für die Kommu­
nal-, Industrie-, und Flughafenfeuerwehrbe­
reiche . 
2 Stück Flughafen- oder Industrielöschfahr­
zeuge "Foamatic 12000" auf MB 2636/6x6, 
261 kW, 11000 I Wasser, 1000 I Schaum­
mittel, 250 kg Pulver 
2 Stück Kommunal-Sonderlöschfahrzeuge 
auf Unimog U 1150/4x4, 81 kW, 2200 I 
Wasser, 1 Stck. Schnellangriffseinrichtung 
mit Hochdruckstrahlrohren 
2 Stück Industrie-Universallöschfahrzeuge 
ULF 6500/1000 auf Tatra T 815/6x6, 208 
kW, 2500 I Wasser, 4000 I Schaummittel, 
1000 kg Pulver 
1 Stück Kommunal-Tanklöschfahrzeug TLF 
2000 auf Iveco 120-25/4x4, 188 kW, 2000 I 
Wasser 
2 Stück Industrie-Universallöschfahrzeug 
ULF 6000/250 auf MB LA 1313, 124 kW, 
5500 I Wasser, 500 I Schaum mittel 
1 Stück Kommunal-Löschfahrzeug LFB auf 
711 D/4x4, 85 kW, Besatzung 1 +8, Trag­
kraftspritze 
4 Stück Tragkraftspritzen FOX 
Ersatz- und Verschleißteilepaket 
Produkteinschulung vor Ort 

Quelle: Rosenbauer International GmbH, 
Leonding bei Linz, Österreich 
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INFORMATIONSTAGUNG 
SICHERHEIT 91 
VOM 11. BIS 14. JUNI 1991 
IN ZÜRICH 
"Die Bedrohungslage und die Sicherheits­
bedürfnisse der Unternehmungen (dazu 
rechnen wir die Notfallvorsorge und Kata­
strophenschutzeinrichtungen, Anm . d. Red.) 
haben sich in den letzten Jahren wesentlich 
verändert. Die allgemeine Krimina lität und 
insbesondere I nsider-Delikte haben zuge­
nommen. Die diesbezüg lichen Schäden be­
wegen sich vermehrt in einem diffusen, 
nicht offensichtlich erkennbaren Bereich . 
Im Vordergrund der Bedrohung steht der 
computer am Arbeitsplatz. Versch iedene 
Firmen beschäftigen sich vermehrt mit 
vorbereitenden Maßnahmen zur Katastro­
phenbewältigung. Diese Erkenntnisse hat 
die Tagung Sicherheit 91 berücksichtigt." 
So stand es in der Einladung zur Teilnahme 
an dieser Tagung und damit war auch ihr 
Anliegen definiert. 
Mit einer Analyse der allgemeinen Bedro­
hungslage in allen Bereichen wurde die Ta­
gung eröffnet, in der namhafte Referenten 
mit Erfahrungen und Kenntnissen aus Poli­
zei, Sicherheits- und Nachrichtendienst be­
richteten . 
Brandschutz und Katastrophenbewältigung 
wurden mit Konzepten und den Einsatz­
möglichkeiten der öffentlichen Hand sowie 
mit der Zusammenarbeit mit öffentlichen 
Unternehmungen vorgestellt . Zugleich 
wurden Fragen der Akzeptanz von Risikover­
antwortung und aktuelle Beispiele von Lö­
sungen diskutiert. 
Für Interessenten nachfolgend die Haupt­
themen an den verschiedenen aufeinander­
folgenden Tagen : Die Bedrohungslage -
Bauliche, mechanische Sicherheit - Elek­
tronische Sicherheit - Sicherheitsleitsyste­
me - EDV-Sicherheit, Risiken vom PC zum 
Host- Brandschutz, neue Erkenntnisse und 
Erfahrungen - Katastrophenbewältigung -
Der Mensch im Sicherheitskonzept. 
Quelle: MediaSec AG, 
Informationstagung "Sicherheit 91" 
Güsstraße 46, eH-B700 Küsnacht 

RUND UM DIE 
ENERGIEWIRTSCHAFT IM 
GEEINTEN DEUTSCHLAND 
Bei der Informationszentrale der Elektrizi­
tätswirtschaft e. V. Redaktion "Stromthe­
men ", Postfach 70 05 61, 6000 Frankfurt a. 
M . 70, kann kostenlos ein" Energieberater" 
bestellt werden. Wer mithelfen möchte, 
Energie im täglichen Umgang mit ihr zu 
sparen, erhält in dieser Broschüre wertvolle 
und interessante Hinweise. Da es sich beim 
Energiesparen ja nicht nur um ein Mithelfen 
zur generellen Einsparung handelt, sondern 
auch den eigenen Geldbeutel schont, stellt 
diese Broschüre mit Sparvorschlägen, Ver­
gleichstabellen u. a. eine gute Hilfe für die 
Praxis dar. 
Nachfolgend eine Übersicht über Energie­
verbrauch im Haushalt, aufgelistet auch nach 
Anwendungsgebieten: 

Energieverbrauch im Haushalt 
(in Prozent) 

Deutschland West Ost 

Heizen 47 67 

Auto 38 18 

Warmwasser 8 9 

Kochen 2 4 

Elektroger. u. Licht 5 2 

Gesamt 100 100 

Quelle: GwE, VDEW 

Stromverbrauch der Haushalte* 
nach Anwendungsgebiete 
(in Prozent) 

Deutschland West Ost 

Kühlen, Gefrieren 25 24 

Warmwasser 16 21 

Kleingeräte 22 17 

Kochen 11 16 

Waschen, Trocknen 10 10 

Licht 10 7 

Radio, TV 6 5 

Gesamt 100 100 

• ohne elektrische Raumheizung 
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NEUE BRANDSCHUTZ­
DÄMM-MANsCHEnEN 
FÜR KUNSTSTOFFROHRE 
Zur Abschottung von durchgehend körper­
schall- und tauwassergedämmten Abwas­
serleitungen der Baustoffklasse B 1 nach 
DIN 4102 aus PVC-U, PVCC und PP, die 
durch feuerbeständige Bauteile in Gebäuden 
führen, bietet das Stuttgarter Unternehmen 
Missel jetzt auch Brandschutz-Dämm-Man­
schetten für Kunststoff-Abflußrohre von DN 
40 bis DN 150 an. Sie sind in die Feuerwider­
standsklasse R 90 eingestuft. Missel erhielt 
hierzu von Berliner Institut für Bautechnik 
den Zulassungsbescheid Z -19.17-342 . Die 
Brandschutz-Dämm-Manschetten sind 30 
cm lang. Sie bestehen aus zwei aufklappba­
ren und wieder verschl ießbaren Halbscha­
len, die rasch und einfach nach der Rohr­
verlegung montiert werden können. Im 
Brandfalle reagieren speziell in die Brand­
schutz-Dämm-Manschette eingebaute 
Schichten, die durch starkes Aufschäumen 
eine sichere Abschottung des gesamten 
Rohrquerschnittes bewirken und damit 
verhindern, daß Feuer und Rauch während 
der vorgeschriebenen Feuerwiderstands­
dauer in andere Räume übertragen werden 
können . 
Quelle: Presse-Büro Heinrich Klausmeyer, 
Rosmarinweg 60, 7000 Stuttgart 50 

REAKTIVIERUNG? 
Nach Rückgang der Anschlagsaktivitäten von 
Revolutionären Zellen (RZ) und Roter Zora 
fürchten die Behörden nun deren Reaktivie­
rung : Allein in der ersten Januarhälfte ver­
zeichneten sie zwei Anschläge . Ein 
Sprengsatz an der Düsseldorfer StaatskanZ­
lei wurde mit der Forderung auf ein Bleibe­
recht für Sinti und Roma verbunden, welche 
die Behörden abschieben wollten. Einen 
Anschlag auf die Berliner Siegessäule ~ 
«Verherrlichung von Krieg und Männerge-
walt» - anlässlich der Zuspitzung am Golf 
begründeten die Täter mit dem Ziel einer 
«internationalen sozialen Revolution» . 
Quelle: Protector 



Wege der Entsorgung 

Ferti ung 
Mischoxid- .J 
Brennelemen1\ 

WOHIN MIT DEN RADIOAKTIVEN ABFÄLLEN? 

Niemand will sie haben, und das ist ver­
Ständlich . Verständlich auch, daß sich Län­
der wie Niedersachsen gegen Endlagerpro­
Jekte wehren . Oft genug wurde in den Me­
dien ausgeführt, daß z. B. die beiden vor­
gesehenen Endlager im Bergwerk "Kon­
rad" bei Salzgitter sich einerseits gut eig­
neten zum Endlagern, daß die dort anwoh­
nende Bevölkerung aber keinesfalls damit 
einverstanden ist, ausgerechnet in ihrem 
Lebensbereich den Abfall", von dem noch 
nicht endgültig schlüssig gesagt werden 
kann, ob er nicht auf Langzeit Schäden ver­
Ursachen könnte, einzulagern . In Stromthe­
lIien wird darüber berichtet. daß die Bun­
desregierung in den neuen Koalitionsver­
einbarungen der neuen Bundesregierung 
Unter anderem als Ziel der Entsorgung die 
Privatisierung der Bau- und Betriebsphase 
bei Endlagern vorhabe . Hiernach sollte von 

der bisherigen gesetzlichen Regelung Ab­
stand genommen werden, daß es Aufgabe 
des Staates sei, die geplanten Endlager zu 
errichten und zu betreiben . 
Die Sorgen um die mögliche Gefährdung 
von Menschenleben durch eine Entsorgung 
wird auch ein privater Erbauer und Betreiber 
nicht mindern können, aber die unverzicht­
bare Endlagerung des Atommülls würde 
wahrscheinlich dann nicht mehr ein Politikum 
sein und genutzt werden können zur Profi­
lierung von Parteien . 
Die neuen Koalitionsvereinbarungen sehen 
überdies vor, so in den Stromthemen aufge­
führt, in Zukunft die abgebrannten Bren­
nelemente nicht mehr aufzuarbeiten, um 
Uran und Plutonium zurückzugewinnen, 
sondern sie der direkten Endlagerung zuzu­
führen . 
Ouelle: .. Stromthemen ", IZE 

SICHER UND 
BEDIENUNGSFREUNDLICH: 
NEUE KEnENSÄGE 
Neu an der Bosch-Kettensäge GKE 35 BC 
für den gewerblichen Einsatz, ist die Con­
stant-Electronic . Sie regelt die Leistung des 
durchzug kräftigen Motors bei Belastung. 
Damit bleibt die Kettengeschwindigkeit auch 
in härterem Material konstant. Zusätzlich 
schützt die temperaturabhängige Drehmo­
mentbegrenzung den Motor vor Überla­
stung. 
Bedienungsfreundliches und sicheres Ar­
beiten gewähren die beiden optimal ge­
formten und günstig zum Geräteschwer­
punkt angeordneten Handgriffe . Der über­
lange Griffabstand bewirkt eine gute Führung 
und schützt vor Rückschlag der Säge. Eine 
wirkungsvolle Kettenbremse sowie Ein­
schaltsperre, Handschutz und Kettenfang­
bolzen erhöhen die Sicherheit. 
Der wälzgelagerte Motor der Kettensäge ist 
für den harten Dauereinsatz ausgelegt. Ein 
Umlenkstern sorgt für leichten Kettenlauf 
und geringen Verschleiß. 
Ouelle: Robert Bosch GmbH 
Öffentlichkeitsarbeit, Postfach 70 60 50 
7000 Stuttgart 70 ' 
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SATELLITEN 
SEENOTRUFSYSTEM GEHT 
IN BETRIEB 
Die erste operationelle Empfangsanlage für 
das satellitengestützte Seenotrufsystem 
DRCS (Distress Radio Call System) wird 
nach umfangreichen Abnahmetests jetzt in 
der Bodenstation der Erdefunkstelle in 
Raisting in Betrieb genommen. 
Die jetzt einsatzbereite Empfangsanlage 
gehört zur Ausstattung der Bodenstation für 
die See-Land-Alarmierung . Sie deckt im At­
lantischen Ozean die Region Ost d.h. Atlan­
tik, Mittelmeer, östlicher Pazifik und west­
licher Teil des Indischen Ozeans ab. 
Das DRCS-Notrufsystem wurde für die so­
fortige See-Land-Alarmierung in Notsitua­
tionen konzipiert, in denen andere Kommu­
nikationsmittel nicht mehr zur Verfügung 
stehen . 
Das System besteht aus folgenden Kom­
ponenten : 
- den von Dornier entwickelten Seenotbo­

jen an Bord von Schiffen, 

- den geostationären Inmarsat-Satelliten als 
Relais-Stationen, 

- den Empfangsanlagen in den Bodensta­
tionen mit On-l ine-Verbindung zu den 

- zuständigen Rettungsleitstellen wie z.B . 
für Deutschland die Zentrale der DGzRF in 
Bremen . 

Im Notfall schwimmt die Seenotboje, die 
mit der Schiffselektronik verbunden ist, auf 
und sendet die Schiffsdaten (z .B. Position 
und Identifizierung) automatisch aus. Die 
Boje kann aber auch manuell ausgelöst 
werden . Die Notrufmeldung wird über Sa­
tellit zu einer Bodenstation übertragen und 
von dort aus sofort der zuständigen Ret­
tungsleitste lle übermittelt . Mit diesem 
schnellen Übertragungsverfahren des DRCS 
ist es möglich, innerhalb weniger M inuten­
auch bei ungünstigen Übertragungsbedin­
gungen Seenotalarm auszulösen . 
Duelle: Dornier GmbH, 
Presse und Information 
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SATELLITEN·TV· 
ÜBERTRAGUNGSSTATIONEN 
AUCH FAHRBAR 
Der private Programmanbieter RTL plus 
bestellte bei der zur Deutschen Aerospace 
gehörenden Dornier GmbH neuentwickelte 
satellitengestützte Systeme zur schnellen 
aktuellen Nachrichtenübertragung . Der 
Auftrag beinhaltet eine tragbare Bodensta­
tion (Fly Away). eine fahrbare autarke Bo­
denstation (TV-Midi) sowie eine stationäre 
Sende- und Empfangsstation für das RTL­
Funkhaus in Köln . 
Die .. Fly Away" -Stationen sind in neun 
Spezia lkoffern verpackt. Jede Station wiegt 
ca . 400 kg und kann als normales FluggepäCk 
schnell in alle Teile der Welt transportiert 
werden . Zur Installation und Einrichtung der 
Satellitenverbindung benötigen zwei Tech­
niker etwa eine Stunde. Die Stromversor­
gung kann ein Notstromaggregat überneh­
men. Nach dem Ausrichten der quadrati­
schen Antenne (1,50 x 1,50 m) auf einen 
Kommunikationssatelliten (z .B. Intelsat. 
Eutelsat) ist die .. Fly Away" sendebereit für 
TV-Übertragungen in die Sendezentrale deS 
Funkhauses. 
Eine leistungsfähigere Version der .. FIY 
Away" ist die fahrbare Dornier-Bodenstation 
.. TV-Midi" . Fürdie auf einem 817er Daimler­
Benz-Fahrgestell integrierte Station benötigt 
ein Techniker nur zwanzig Minuten Auf­
bauzeit . Hierbei wird u.a. die 2,60 Meter 
große Satellitenantenne aus dem LkW' 
Dachwindschutz herausgeklappt. Die StU' 
dioeinrichtung im Fahrzeuginneren erhält 
ihre Stromversorgung von einem schall- und 
schwingungsgedämpften 15-KVA-Diesel' 
generator, der auch bis zu vier Kameras mit 
Strom versorgen kann . Die autark arbeitende 
.. TV-Midi" -Bodenstation sendet TV- und 
Audiosignale (Ku-Band-Bereich) über euro' 
päische Satelliten in die Funkhaus-Sende' 
zentrale . 
Duelle: Dornier GmbH, 
Presse und Information, Postfach 74 28, 
7998 Friedrichshafen 


